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Vorrede. 


Lie Behandlung, welche die neuere Wirkſamkeit des Fürſten 
Bismarck vielfach findet, ſelbſt in Kreiſen, die früher ſeiner 
Führung folgten, muß für ſeine entſchiedenen Anhänger ein 
immer erneuter Anlaß ſein, ſich die Grundlagen ihres Ver— 
trauens zum Fürſten ins Gedächtniß zu rufen, und zumal das 
ſtets wiederholte Bedenken, daß derſelbe zwar Meiſter in der 
Handhabung auswärtiger Fragen ſei, aber nirgends ſeinen Beruf 
für die innere Politik bekundet habe, an den Thatſachen zu 
prüfen. 

Für mich (man verzeihe diesmal das perſönliche Hervor⸗ 
treten) kam ein beſonderer Anläß erneuten Rückblickes hinzu. 
Ich habe die Bismarckſche Politik von ihren Anfängen an (1862) 
in der Preſſe vertreten und derſelben mit Freude und Genug⸗ 
thuung meine Kräfte gewidmet: in dem Augenblicke des noth⸗ 
gedrungenen Rücktrittes von dieſer amtlichen Wirkſamkeit war es 
mir, gegenüber jenen lebhaften Angriffen, doppelt Bedürfniß, der 
Ueberzeugung nochmals Ausdruck zu geben, daß die Sache, der 
ich mit Begeiſterung mein Daſein geweiht, bis zuletzt der vollen 
Hingebung werth war, daß ich feſt überzeugt ſein darf, auch durch 
die Vertretung der ſpäteren Pläne des Kanzlers die Intereſſen 
des Königthums und des Vaterlandes entſchieden wahrgenommen 
zu haben. Noch einmal ließ ich die geſammte Wirkſamkeit des 
Fürſten in ihrem Zuſammenhange an mir vorübergehen, — und 
je mehr ich ſelbſt durch dieſe Rückblicke immer von Neuem in der 


Ueberzeugung beſtärkt wurde, daß es nie einen Staatsmann ge 
geben, dem das deutſche Vaterland zu ſolchem Danke verpflichtet 
war, und daß er auch ſeine jetzigen Ziele nur deshalb mit ſolchem 
Eifer verfolge, weil er ſie für die innere Kräftigung des Reiches, 
für das Wohl und Gedeihen des deutſchen Volkes als nothwendig 
erachtet, deſto mehr mußte ich wünſchen, daß recht Viele aus 
ſolcher Rückſchau dieſelbe Ueberzeugung gewinnen, und ich glaubte 
hierbei meine Erinnerungen anbieten zu dürfen, da ich vermöge 
meiner langjährigen vertraulichen Stellung zum Miniſterium 
Bismarck die bei den Handlungen deſſelben maßgebenden Geſichts⸗ 
punkte näher und ſicherer als Andere kennen zu lernen in der 
Lage war. 

So iſt dieſe Schrift entſtanden, welche vornehmlich dazu 
beitragen möchte, daß über dem Streit dieſer Tage des Dankes 
nicht vergeſſen werde, den das Vaterland dem Fürſten Bis⸗ 
marck ſchuldig iſt, und daß alle wahren Freunde von Kaiſer 
und Reich ihm helfen, trotz vorläufig auseinandergehender An⸗ 
ſichten über die beſten Wege, doch die hohen Ziele fürs Volk 
jedenfalls zu erreichen. 


Am Heiligen Damm bei Doberan, 
im Auguſt 1882. 


Tudwig Hahn. 
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Vor Kurzem wurde im Reichstage der Ausſpruch gethan, 
das deutſche Volk müſſe endlich dem Willen des Fürſten Bis⸗ 
marck ſeinen eigenen Willen entgegenſetzen und ihm das Bewußt⸗ 
ſein der Allmacht austreiben. Selbſt auf demokratiſcher Seite 
ſchien man einen Augenblick die unglaubliche Taktloſigkeit des 
übermüthigen Ausſpruchs zu empfinden; das hinderte jedoch nicht, 
daß er in Vereinen und Flugblättern hundertfach wiederholt wurde. 
An ſeine politiſche Allmacht glaubt der Kanzler gewiß ſelbſt am 
wenigſten, denn er hat in all ſeinem Wirken die Grenzen ſeiner 
Macht erfahren und muß ſie nach allen Seiten noch alltäglich 
empfinden; keinem Staatsmann iſt die Erreichung hoher Ziele für 
das Volk ſo ſchwer gemacht worden, wie ihm, und wenn er nicht 
eben durch das Gefühl einer hohen Verpflichtung und durch den 
Drang nach weiterer Sicherſtellung des Reiches getrieben würde, 
wer wollte es ihm verdenken, wenn er von jenem unabläſſigen 
Kampfe auszuruhen und endlich ſich dem Genuß der Stellung, 
die er auch perſönlich errungen hat, hinzugeben wünſchte. 

Alſo nicht von geträumter Allmacht iſt beim Fürſten Bis⸗ 
marck die Rede, wohl aber ſollte bei den Führern des deutſchen 
Volkes eine lebhaftere Erinnerung für die wirklichen unvergäng⸗ 
lichen Verdienſte vorhanden ſein und zur Geltung gelangen, welche 
er ſich um das Vaterland erworben hat, man würde nicht umhin 
können, zu geſtehen, daß es Größeres iſt, als irgend ein Einzelner 
nicht blos, ſondern irgend eine politiſche Partei von ſich rühmen kann, 
und man würde ſelbſt da, wo man ihn bekämpfen zu müſſen glaubt, 
doch einen achtungsvolleren Ton anſchlagen und davon ausgehen, 
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daß auch in dieſen Dingen dem Streben des Fürſten Bismard 
eine tiefe und gewiß ſehr beachtungswerthe Ueberzeugung von dem 
Bedürfniß und Intereſſe des Reichs zu Grunde liegt. 

Je heißer die Kämpfe der Gegenwart ſind, deſto mehr ziemt 
es ſich, jener hiſtoriſchen Thatſachen nicht zu vergeſſen, bei denen 
Fürſt Bismarck theilweiſe eine ebenſo einmüthige öffentliche Mei⸗ 
nung entgegenſtand und die heute als Wohlthaten für die deutſche 
Nation allgemein anerkannt ſind. 

Wir halten es deshalb nicht für überflüſſig, in ſchlichter 
Weiſe und ohne jede Parteipolemik einen kurzen Rückblick auf 
die wirkliche Geſchichte jenes Staatsmannes zu geben. 


Hie Armeereorganifation und die deutfche Politik. 


Fürſt Bismarck wurde zur Minifterlaufbahn berufen, um 
das Werk des Königs durchzuſetzen, ohne welches von der jetzt 
errungenen Stellung Preußens und Deutſchlands nicht die Rede 
ſein könnte, die neuen Heereseinrichtungen. In Folge des in⸗ 
neren Konflikts, welcher ſich daran knüpfte, hat man ſich gewöhnt, 
die Frage der Armeereorganiſation faſt ausſchließlich von dieſem 
Geſichtspunkte innerer Politik zu betrachten; darüber iſt die Be⸗ 
ziehung der Frage zur deutſchen ER von Anfang an nicht ges 
nügend gewürdigt worden. 

Auf den König hatten als Prinz von Preußen ſchon die 
Erfahrungen im badenſchen Kriege und ſodann bei den Mobil⸗ 
machungen von 1850 und 1859 einen tiefen Eindruck gemacht. 

Die Wunde von Olmütz hat wohl „auf keinem Herzen mehr 
gebrannt,“ als auf dem des Prinzen und erſt jüngſt iſt grade 
durch das Zeugniß des Fürſten Bismarck von Neuem darauf 
hingewieſen worden, daß nach der Ueberzeugung unſeres da⸗ 
maligen Kriegsminiſters ſelbſt die Demüthigung in Olmütz eine 
Nothwendigkeit, eine traurige Nothwendigkeit war, weil wir uns 


nicht ſchlagen konnten, weil wir militäriſch nicht in der Verfaſ⸗ 


fung waren, Oeſterreich entgegenzutreten, weil wir einfach nicht 
kriegsbereit waren. „Wir waren von Feinden umgeben, die jeden 
Augenblick ſich auf uns ſtürzen konnten, und wir hatten nicht 
die Mittel, ihnen die Spitze zu bieten.“ Daß es wirklich jo ſtand, 
kann der Verfaſſer dieſer Zeilen nach dem Zeugniß der damaligen 
ſogenannten Kriegspartei ſelbſt beſtätigen: einer der erſten Führer 
derſelben geſtand ihm am Tage der Sendung des Herrn von Man⸗ 
teuffel nach Olmütz, daß wir nach Ausſage des Kriegsminiſters 
noch vierzehn Tage brauchten, um nothdürftig gerüſtet zu fein. 
Er bezeichnete namentlich Kohlfurt, den Knotenpunkt der Verbin⸗ 
dung nach Berlin, als ſehr gefährdet, und ſagte mir, das Mini⸗ 
ſterium habe in die Miſſion Manteuffel's gewilligt, um Zeit 
zu gewinnen. 

Kurz — wir mußten die Politik der deutſchen Einheit da⸗ 
mals vertagen und konnten ſie erſt kräftig wieder aufnehmen und 
die Scharte von Olmütz auswetzen, als wir beſſer und in Wahr⸗ 
heit kriegsbereit waren. 

Wie tief die damalige Kriegspartei und beſonders die mili- 
täriſchen Kreiſe, in denen der Prinz mit allen ſeinen Neigungen 
und Ueberzeugungen mitten inne ſtand, dieſe Demüthigung em⸗ 
pfanden, iſt bekannt; grade das militäriſche Bewußtſein war am 
meiſten betroffen durch die Thatſache, daß wir wegen militäriſcher 
Unzulänglichkeit zurückweichen mußten. Man ſchrieb dem Prinzen 
damals einen ſehr beachteten Aufſatz zu, in welchem die Mängel 
unſeres militäriſchen Zuſtandes deutlich bezeichnet waren. 

Die Arbeiten zur Reorganiſation der Armee, welche unter 
lebhafter Betheiligung des Prinzen begonnen hatten, führten da⸗ 
mals zu keinem Reſultate, aber ſie wurden wieder aufgenommen, 
als der Prinz von Preußen die Regierung übernommen hatte, 
als die Mobilmachung von 1859 wegen des italieniſchen Krieges 
die früheren Erfahrungen erneut machen und die Nothwen⸗ 
digkeit einer Erhöhung der Wehrkraft Preußens unzweifelhaft 
erkennen ließ. Der Regent hatte wohl auch mit Rückſicht auf 
die Reorganiſation der Armee, die er vor Allem als die ihm ge⸗ 
ſtellte Aufgabe betrachtete, ſich mit Männern des öffentlichen 
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Vertrauens in ſogenannten populären Kreiſen, Auerswald, Graf 
Schwerin u. ſ. w. umgeben, aber ſie hatten nicht vermocht, mehr 
als eine proviſoriſche Bewilligung zu erlangen, obgleich ſie wieder⸗ 
holt betheuerten, daß die Heeresreform grade den Zwecken dienen 
ſollte, welche die liberale Partei von jeher an die Spitze ihres 
Programms geſtellt hatte, der Geltung Preußens an der Spitze 
eines geeinigten Deutſchlands. Das liberale Miniſterium ſelbſt 
ſah ſich genöthigt, der neu entſtandenen Fortſchrittspartei zu 
weichen, der König aber erklärte auch damals die Erhaltung 
der ungeſchmälerten Kraft der Krone namentlich auch deshalb 
für erforderlich, weil ſie für Preußen zur Erfüllung ſeines deutſchen 
Berufes nothwendig ſei. 

Das Miniſterium bedurfte, um die Aufrechterhaltung der 
neugeſchaffenen Armee dem fortſchrittlichen Abgeordnetenhauſe 
gegenüber durchzuſetzen, eines entſchloſſenen thatkräftigen Mannes 
an ſeiner Spitze: ſchon beim Miniſterwechſel im Frühjahr 1862 
war deshalb der Blick auf Herrn von Bismarck gerichtet ge 
weſen, im Sommer aber, nachdem die Koften der Reorganiſation 
vom Abgeordnetenhauſe einfach verworfen worden waren, trat die 
Nothwendigkeit entweder des Zurückweichens vor der fortſchrittlichen 
Mehrheit und ſomit des Aufgebens der Reorganiſation in ihrer 
weſentlichen Bedeutung, — oder der Berufung eines energiſchen 
Mannes als Haupt des Kabinets noch entſchiedener hervor. Der 
König entſchied ſich für das letztere, und als der Mann der Situation 
erſchien wiederum vor Allem der inzwiſchen von Petersburg nach 
Paris verſetzte Gefandte von Bismarck⸗Schönhauſen, deſſen 
Geiſt und Energie der großen Aufgabe zu entſprechen ſchien. 

Aber war nicht der Name Bismarck, waren nicht die 
Erinnerungen, die ſich an denſelben knüpften, der deutlichſte 
Beweis, daß die hohen nationalen Zwecke, welchen angeblich die 
Reorganiſation dienen ſollte, blos vorgeſchoben waren, daß die⸗ 
ſelbe in Wahrheit, wie die Gegner behaupteten, nur ein Werk 
des Abſolutismus war, nur abſolutiſtiſche Zwecke in Gemein⸗ 
ſchaft mit Oeſterreich zu fördern beſtimmt war? Wie kam 
man dazu, den beredten Vertheidiger der Politik Olmütz und des 


Wiedereintritts in den Bundestag, der eben darum geeignet er⸗ 
ſchien, das damalige Preußen in der Eſchenheimer Gaſſe zu 
Frankfurt zu vertreten, jetzt zur Vertheidigung eines Werkes zu 
berufen, das nach des Königs eigener ausdrücklicher Verſicherung 
dazu dienen ſollte, den Ruhm Preußens vor Allem durch die 
Förderung ſeines deutſchen Berufes zu erhöhen? 

Aber der Widerſpruch war nur ſcheinbar vorhanden. Alle, 
welche Herrn von Bismarck kannten und alle politiſchen Kreiſe 
zumal wußten, daß er in jener Beziehung ein Anderer geworden 
war, daß grade die Erfahrungen in Frankfurt ihn von einem 
Parteigänger Oeſterreichs zu einem entſchiedenen Gegner der 
öſterreichiſchen Politik gemacht hatten, und daß die nationale 
Stellung und Geltung Deutſchlands in ihm jetzt einen energi⸗ 
ſchen Vertreter beſaß. 


Das Werk, das jüngſt aus den Archiven über Herrn 
von Bismarck's Stellung und Thätigkeit veröffentlicht worden iſt, 
weiſt im Einzelnen die ſchon lange bekannte Thatſache nach, daß 
die Erfahrungen, welche er in Frankfurt machte, ihn dort ganz 
andere Auffaſſungen über Oeſterreich und unſere Stellung im 
Bunde gewinnen ließen. Abgeſehen von den Aeußerungen 
darüber, die in ſeinen Briefen aus jener Zeit enthalten ſind, hat 
er ſich einſt im Reichstage in folgenden Worten offen über jene 
Sinnesänderung ausgeſprochen: 

„Ich ſpreche ungern von meiner Perſon, ich habe nicht die Gewohnheit, 
das zu thun, aber das Gefühl, daß ich eines hohen Grades von Vertrauen 
in der Stellung, in der ich bin, auch zu meiner Perſon bedarf, veranlaßt 
mich, eine kurze Aeußerung zu thun über die Stellung, die ich in Erfurt hatte, 
und über die, die ich jetzt habe. 

Ich kam nach Erfurt mit denjenigen politiſchen Anſchauungen, die ich, 
ich möchte ſagen, aus dem Vaterhauſe mitbrachte, geſchärft in jener Zeit 
durch den Kampf gegen die Angriffe der Bewegung von 1848 auf Zuſtände, 
die mir werth waren. Im Jahre darauf 1851, bin ich in die praktiſchen 
Geſchäfte eingetreten und habe ſeitdem Gelegenheit gehabt, Erfahrungen in 
der praktiſchen Politik, ſechszehn Jahre hindurch in Stellen, wo ich ohne 
Unterbrechung mit der großen Politik, namentlich aber mit der deutſchen, 
beſchäftigt war, ſammeln zu können. Ich habe mich dabei überzeugt, daß 
aus dem Zuſchauerraum die politiſche Welt — nicht blos die auf den Brettern, 
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tritt, und daß der Unterſchied nicht blos an der Beleuchtung liegt. 

Ich habe an mir ſelbſt wahrgenommen, daß man die Politik anders 
beurtheilt, ſo lange man als Dilettant ohne das Gefühl ſchwerer perſönlicher 
Verantwortlichkeit, etwa in den Mußeſtunden, die die anderweitige Berufsart 
zuläßt, an ihr mitwirkt, als wo man im ſich Gegentheil einer vollen Verant- 
wortung für die Folgen jedes Schrittes, den man thut, bewußt iſt. Ich 
habe in Frankfurt im Amte erkannt, daß viele der Größen, mit denen meine 
Erfurter Politik gerechnet hatte, nicht exiſtirten, daß das Zuſammengehen mit 
Oeſterreich, wie es mir denn aus den Erinnerungen an die heilige Allianz, 
die durch die Tradition der früheren Generation mir überkommen waren, 
vorſchwebte, — daß dieſes nicht möglich war, weil das Oeſterreich, mit dem 
wir rechneten — es war die Periode des Fürſten Schwarzenberg — über⸗ 
haupt eben nicht exiſtirte. Ich beſchränke mich auf dieſen kurzen Rückblick, 
indem ich hinzuſetze, daß ich mich glücklich ſchätze, überhaupt nicht zu den 
Leuten zu gehören, die mit den Jahren und mit den Erfahrungen nichts 
lernen.“ 

In dem bekannten Schreiben vom Mai 1859 an ſeinen 
damaligen Miniſter Herrn von Schleinitz bezeichnete er als 
Ergebniß ſeiner Erfahrungen von 8 Jahren in Frankfurt die 
Ueberzeugung, daß die dermaligen Bundeseinrichtungen für 
Preußen eine drückende, lebensgefährliche Feſſel bildeten. Er er⸗ 
blickte in dem Bundesverhältniß ein Gebrechen, das wir früher 
oder ſpäter ferro et igni würden heilen müſſen. — Gegenüber 
dem Gerüchte aber von ſeinen ruſſiſch-franzöſiſchen Neigungen 
ſchrieb er im folgenden Jahre: „Wenn ich einem Teufel ver⸗ 
ſchrieben bin, ſo iſt es ein teutoniſcher und kein galliſcher,“ und 
bald darauf: „Ich habe in der ganzen Zeit nie etwas anderes 
gerathen, als uns auf die eigene und die nationale Kraft Deutſch⸗ 
lands zu verlaſſen.“ 


Die maßgebenden Kreiſe hatten daher ſicher keinen Grund, 
anzunehmen, daß die reorganiſirte Armee für Herrn von Bis— 
marck eine andere, weniger nationale Bedeutung haben würde, 
als bisher verkündet worden; vielmehr galt in ſeinem Sinne erſt 
recht das Königliche Wort: Preußen müſſe, wenn es gelte, ein 
ſchwer wiegendes Wort in die Wagſchale legen können. 


Aber auch die liberalen Führer im Parlament wußten ſehr 


gut, daß der Herr von Bismarck, der an die Spitze des 
Miniſteriums trat, keineswegs der alte Junker vom Vereinigten 
Landtage und von der Zweiten Kammer, daß er vielmehr in den 
Geſchäften ein Anderer geworden und gewachſen war, daß er 
zwar derſelbe energiſche und unerſchrockene Diener ſeines Königs, 
aber vielfach von geläuterten und erweiterten Anſchauungen war. 
Erſt jüngft hat Herr von Un ruh bezeugt, daß er über Bis⸗ 
marck's Auffaſſungen von Preußens Stellung zu Oeſterreich und 
von ſeinem nationalen Beruf durch ein ausführliches Geſpräch 
mit ihm ſelbſt im Jahre 1859 Kenntniß gehabt, und auch ſeinen 
Freunden beim Beginn des Miniſteriums Bismarck von deſſen 
Plänen Mittheilung gemacht habe; aber fügt er hinzu, es ſei 
zweifelhaft geweſen, ob er dieſe Pläne noch feſthalte und ob er 
ſie bei Hofe durchſetzen werde. Dieſe Zweifel waren ſchwerlich 
berechtigt, da Herr von Bismarck ſo wenig, wie der König 
ſelbſt über die nationale Beſtimmung der neuen Heereseinrich⸗ 
tungen ein Hehl machten. 

Daß Herr von Bismarck an ſeinen in Frankfurt ge⸗ 
wonnenen Anſchauungen über Preußens Stellung im Bunde feſt⸗ 
hielt, davon zeugten u. A. die ſchon wenige Monate nach ſeinem 
Amtsantritt am Bunde abgegebenen, allgemein bekannten Er⸗ 
klärungen gegen das Delegirtenprojekt, welche für den Fall 
weiterer Vergewaltigung Preußens ſchon damals deſſen Austritt 
aus dem Bunde androhten und zugleich verkündeten: „nur in einer 
Vertretung, welche nach Maßgabe der Bevölkerung jedes Bundes⸗ 
ſtaates aus letzterer durch unmittelbare Wahl hervorgehe, könne 
die deutſche Nation das berechtigte Organ ihrer Einwirkung auf 
die allgemeinen Angelegenheiten finden“; — ſowie die bekannte 
Depeſche an Oeſterreich über das Thema: „unſere Beziehungen 
zu Oeſterreich müſſen unvermeidlich entweder beſſer oder ſchlechter 
werden“, — worin an die Forderung einer weiſen Politik von 
Oeſterreich ſelbſt gemahnt war, „uns im Bunde eine Stellung 
zu ſchaffen, welche es für Preußen der Mühe werth mache, ſeine 
geſammte Kraft für gemeinſchaftliche Zwecke einzuſetzen.“ Graf 
Rechberg beklagte ſich damals, daß man Oeſterreich von Berlin 


die Alternative ſtelle, entweder ſich aus Deutſchland zurückzuziehn 
und den Schwerpunkt der Monarchie nach Ofen zu verlegen oder 
im nächſten europäiſchen Konflikte Preußen unter den Gegnern 
Oeſterreichs zu finden. 

Die Reorganiſation ſelbſt wurde in ihrer techniſchen Be⸗ 
deutung beſonders vom Kriegsminiſter von Roon vertheidigt, 
der das Weſen derſelben und die erſtrebten Vortheile des Landes 
in den Worten zuſammenfaßte: 

„Die Regierung will die allgemeine Dienſtverpflichtung um 
3 Jahre kürzen; 

die Regierung will die Verpflichtung für den Waffendienſt 
im Kriege von 12 auf 7 Jahre vermindern; 

die Regierung will die wirthſchaftlichen Kräfte des Landes 
ſchonen, indem ſie die ſteuerzahlenden Familienväter von Leiſtungen 
zu befreien ſtrebt; — 

ſie will die geſetzlichen Verpflichtungen endlich weſentlich 
mindern, die den Kommunen und Kreiſen obliegt. — 

Das iſt die Wahrheit, rief er, ſo ſteht es.“ 

Auch der Miniſter von Roon aber ließ keinen Zweifel 
darüber, daß im Sinne der Regierung bei der Reorganiſation 
die Pflichten für Deutſchland bedeutend ins Gewicht fielen. „Man 
ſpricht ſehr viel von deutſchem Berufe Preußens, ſagte er. Es 
liegt in den Verhältniſſen unſeres weiteren Vaterlandes, wenn 
wir von Preußen abſehen, in der That keine Garantie für die 
Erhaltung der nationalen Unabhängigkeit und Macht. Wem 
fällt dann aber die Rolle des Beſchützers zu? doch nur Preußen? 
— Wer Preußen dazu unfähig macht, ſeinen deutſchen Beruf 
zu erfüllen, der verfündigt ſich damit nicht nur an Preußen, 
ſondern auch an Deutſchland.“ 

Das Miniſterium alſo hielt inmitten des heißeſten Kampfes 
die nationale Bedeutung und Aufgabe der Heeresreform feſt und 
in ſolchem Sinne feierte ſie ſpäter auch deren Anerkennung. 

Herr von Bismarck ſelbſt ſagte in folgenden Worten, 
daß die Erhaltung der Reorganiſation der eigentliche Grund 
ſeines Eintritts in die Regierung war: 
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„Der Herr Vorredner hat eine gewiſſe Verwunderung darüber aus⸗ 
geſprochen, daß ich dem Buͤdgetrechte meinerſeits die beten Jahre meines 
politiſchen Lebens gewidmet hätte, um es zu bekämpfen, ſo möchte ich an 
die eine Thatſache erinnern, daß es nicht ganz ſicher iſt, ob wir die Armee, 
welche die Schlachten des vorigen Jahres geſchlagen hat, in derſelben Ver⸗ 
faſſung beſeſſen hätten, welche ſie zu dieſer Zeit hat, wenn im Herbſte des 
Jahres 1862 ſich Niemand fand, der bereit war, die Regierung auf Befehl 
Seiner Majeſtät des Königs fortzuführen, ohne den Beſchluß des Abgeord⸗ 
netenhauſes vom 23. September (die Streichung der Ausgaben für die Reor⸗ 
ganiſation des Heeres) auszuführen.“ 


Die Politik bis 1866. 


Der polniſche Auſſtand. Man hat die polniſche Angelegen⸗ 
heit von 1863 meiſtens nur in ihrer Bedeutung für die Re⸗ 
organiſation der Armee und vor Allem als erſte Bewährung 
des neuen kühnen Geiſtes unſerer auswärtigen Politik behandelt; 
und in der That war es eine neue und merkwürdige Erſcheinung 
und erinnerte zum erſten Male wieder an die Zeiten Friedrich 
des Großen, daß die Regierung Preußens, noch dazu gelähmt 
durch lauten Widerſpruch im Innern und durch die Stimmen 
aus dem übrigen Deutſchland, ſeine eigene Politik im Gegenſatze 
gegen England-Frankreich⸗Oeſterreich, nur im Verein mit dem 
eben durch den Aufſtand Polens tief erſchütterten und geſchwächten 
Rußland durchführte, eine Thatſache, welche wohl noch mehr 
Beachtung und Geltung erlangt hätte, wenn nicht damals grade 
die ſchleswig⸗holſteinſche Sache in den Vordergrund getreten 
wäre und das Intereſſe der Bevölkerung und der Mächte in 
Anſpruch genommen hätte. Die Bedeutung der polniſchen Frage 
für unſere auswärtige Politik iſt aber unſeres Erachtens ſogar 
nicht tief genug ins Volksbewußtſein gedrungen, inſofern nament⸗ 
lich, als die Zurückhaltung Rußlands ſchon in der ſchleswig⸗ 
holſteinſchen Angelegenheit, ferner im Jahre 1866 beſonders den 
damaligen Annexionen gegenüber und vollends während des 
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franzöſiſchen Krieges gar nicht zu verſtehen ift, ohne jene Bis⸗ 
marck'ſche Politik in der polniſchen Sache. 

Wir gehen hier auf den Verlauf des Aufſtandes nicht näher 
ein, ſondern erwähnen nur, daß, als längſt die Ausſichten 
ſchon geſchwunden waren, die Inſurgenten, geſtützt auf den 
moraliſchen Beiſtand der Mächte, ſich immer von Neuem trüge⸗ 
riſchen Hoffnungen auf die wirkliche Intervention hingaben, bis 
Rußland nach dreimaliger Ablehnung der gemeinſamen Rathſchläge 
der drei Mächte die Verhandlungen für geſchloſſen erklärte. Peſ⸗ 
ſimiſten ſagten damals voraus, der Zorn Europas werde ſich 
nun umſomehr gegen Preußen wenden, die Regierung aber ver⸗ 
traute auch in dieſer Beziehung ihrem guten Recht und ein eng⸗ 
liſcher Miniſter erklärte nach Kurzem, Preußen habe in Nichts 
ſeine völkerrechtlichen Verpflichtungen verletzt. 

Das Miniſterium Bismarck aber durfte, abgeſehen von 
ſeinem auswärtigen Erfolge, ſich freuen, daß es ſeiner Umſicht 
und Energie gelungen war, das eigene Land vor den Greueln 
des Bürgerkriegs, vor nutzloſem Blutvergießen und vor all den 
Uebeln zu bewahren, unter welchen das benachbarte Polen ſo 
ſchwer zu leiden hatte. 

In dieſer Beziehung führen wir einige Worte an, mit welchen 
Herr von Bismarck im Herrenhauſe im November 1863 nicht 
blos das politiſche, ſondern zugleich das ſoziale Intereſſe an⸗ 
deutete, daß jene Bewegung in Polen nicht zum Siege gelangt. 

„Schon eine regelmäßige polniſche Regierung mit dem Streben nach 
Erweiterung ihrer Herrſchaft bis zu den Grenzen des früheren polniſchen 
Landes, als Nachbarin Preußens, wäre an ſich ſchon eine weſentliche Gefahr 
für die preußiſche Monarchie, aber eine Bewegung, deren Leiter die uner- 
hörteſten Verbrechen als regelmäßige politiſche Mittel in ihren Kodex auf 
genommen haben, welche der Sittlichkeit bis zur Apotheoſe des Meuchel- 
mordes den Rücken gedreht hat, — eine ſolche Bewegung, eine ſolche Partei 
in keinem uns benachbarten Lande zur Herrſchaft gelangen zu laſſen, daran 
hat die preußiſche Regierung das lebhafteſte Intereſſe. 

Die Königliche Staatsregierung hält ſich für berechtigt, jenen Dank, 
welchen das Herrenhaus beabſichtigt, ihr auszuſprechen, nicht nur im Namen 
der 700 000 deutſchen Bewohner des Großherzogthums Poſen entgegen 
zunehmen, ſondern auch im Namen der zahlreichen, polniſch redenden 
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Preußen, welche als treue Unterthanen ihrem Könige anhängen, welche 
tüchtige Soldaten ſeinem Heere ſtellen, welche die Segnungen der Ordnung, 
die die preußiſche Verwaltung über das Land gebracht hat, wohl zu ſchätzen 
wiſſen und welche, in den höheren Ständen vielleicht in der Minderheit, 
namentlich aber im anſäſſigen Bauernſtande, die große Mehrheit der Be⸗ 
völkerung bilden — gegenüber einer verwirrten und durch gemißbrauchte 
Einflüſſe der Gutsbeſitzer aufgeregten Minorität. Auch den Dank dieſer 
polniſch redenden Preußen glaubt die Staatsregierung durch den Schutz, 
den ſie gegen den Einbruch der Unordnung gewährt hat, erworben zu haben.“ 


Die dentfche Sache im Jahre 1863. Das Verhalten des 
Miniſteriums Bismarck zum deutſchen Fürſtenkongreß enthält 
das erſte unumwundene Bekenntniß zu denſelben nationalen Grund⸗ 
ſätzen, auf welchen nachher das Deutſche Reich auferbaut worden 
iſt. Die Entwickelung und Geltendmachung der damals verkün⸗ 
deten Grundſätze konnte zunächſt unter den Konfliktsſtimmungen 
jener Zeit nicht durchdringen, — ſie wurde ferner unterbrochen 
durch das thatſächliche Zuſammengehen Preußens und Oeſterreichs 
in der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage. Jetzt aber dürfte in jeder 
Beziehung auf eine unbefangenere Beurtheilung der damaligen 
Aeußerungen zu rechnen ſein. 

Das Promemoria, welches unſer Staatsminiſterium auf An⸗ 
laß des von Oeſterreich berufenen Frankfurter Fürſtentags, an 
welchem Theil zu nehmen, der König von Preußen wiederholt 
abgelehnt hatte, unter dem 15. September 1863 erließ, ſprach den 
Standpunkt der preußiſchen Regierung in folgenden Worten aus: 

„Die unvollkommene und den wirklichen Verhältniſſen nicht entſprechende 
Bildung der an Stelle einer Nationalvertretung vorgeſchlagenen „Verſamm 
lung von Bundesabgeordneten“, welche durch ihren Urſprung auf die Ver⸗ 
tretung von Partikularintereſſen, nicht von deutſchen Intereſſen hingewieſen iſt, 
und die auf einen kleinen Kreis verhältnißmäßig untergeordneter Gegen- 
ſtände beſchränkte und dennoch vage und unbeſtimmte Befugniß auch dieſer 
Verſammlung — laſſen jede Bürgſchaft dafür vermiſſen, daß in der beab- 
ſichtigten neuen Organiſation des Bundes die wahren Bedürfniſſe und 
Intereſſen der deutſchen Nation und nicht vartikulariſtiſche Beſtrebungen zur 
Geltung kommen werden. 
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Dieſe Bürgſchaft kann Eurer Majeſtät Staatsminiſterium nur in 
einer wahren, aus direkter Betheiligung der ganzen Nation 
hervorgehenden Nationalverſammlung finden. Nur eine ſolche 
Vertretung wird für Preußen die Sicherheit gewähren, daß es nichts zu 
opfern hat, was nicht dem ganzen Deutſchland zu Gute kommt. — — — 
Die Intereſſen und Bedürfniſſe des preußiſchen Volkes ſind weſentlich und 
unzertrennlich identiſch mit denen des deutſchen Volkes; wo dies Element 
zu ſeiner wahren Bedeutung und Geltung kommt, wird Preußen niemals 
befürchten dürfen, in eine ſeinen eigenen Intereſſen widerſtrebende Politik 
hineingezogen zu werden; eine Befürchtung, die doppelt gerechtfertigt iſt, 
wenn neben einem Organismus, in welchem der Schwerpunkt außerhalb 
Preußens fällt, die widerſtrebenden partikulariſtiſchen Elemente prinzipiell 
in die Bildung der Volksvertretung hineingebracht werden.“ 


Der König hoffte damals, daß grade die deutſche Frage und 
die offenkundige Stellung der Regierung zu derſelben eine glück— 
liche Wendung auch im Innern herbeiführen würden. In dem 
Immediatberichte wegen Auflöſung des Abgeordnetenhauſes war 
geſagt: 

„Auf dem Gebiete der deutſchen Bundesverfaſſung ſind Beſtrebungen 
zu Tage getreten, deren unverkennbare Abſicht es iſt, dem preußiſchen 
Staate diejenige Machtſtellung in Deutſchland und in Europa zu verküm⸗ 
mern, welche das wohlerworbene Erbtheil der ruhmvollen Geſchichte unſerer 
Väter bildet und welche das preußiſche Volk ſich nicht ſtreitig machen zu 
laſſen jederzeit entſchloſſen geweſen iſt. 

Unter dieſen Umſtänden wird es für Ew. Majeſtät Unterthanen zugleich 
ein Bedürfniß ſein, bei den bevorſtehenden Neuwahlen der Thatſache Aus— 
druck zu geben, daß keine politiſche Meinungsverſchiedenheit in unſerem 
Lande tief genug greift, um gegenüber einem Verſuche zur Beeinträchtigung 
der Unabhängigkeit und der Würde Preußens, die Einigkeit des Volkes in 
ſich und die unverbrüchliche Treue zu gefährden, mit welcher daſſelbe ſeinem 
angeſtammten Herrſcherhauſe anhängt.“ 

Bei Eröffnung des Landtags aber hieß es in der Thronrede: 

„Gemeinſam haben wir für die Ehre und das Wohl des Vaterlandes 
zu wirken. Dieſer Aufgabe find Meine Beſtrebungen unwandelbar und aus⸗ 
ſchließlich gewidmet, und in unerſchüttertem Vertrauen auf die Treue Meines 
Volkes hoffe Ich dieſelbe ſo zu löſen, wie Ich es vor Gott verantworten 
kann.“ 

Die Hoffnung des Königs ſollte noch nicht ihre Erfüllung 
finden, vielmehr ſtanden die heftigſten, erbittertſten Kämpfe noch 


bevor, obwohl damals die ſchleswig-holſteinſche Sache in den 
Vordergrund trat, in welcher ſich bald auch thatſächlich bewähren 
ſollte, daß die Reorganiſation in Wahrheit der Ehre und Macht 
des Vaterlandes diente. 

Das aber geht aus dem Vorſtehenden klar hervor, daß ſchon 
im Sommer 1863, im erſten Jahre des Miniſteriums Bis- 
marck, kein Zweifel mehr an den nationalen Zielen ſeiner Politik 
und an der vollen Uebereinſtimmung des Königs mit denſelben 
möglich war. Fürſt Bismarck hat einmal „in übelbelohnter 
Großmuth“ von der Oppoſition der Konfliktsjahre entſchuldigend 
geſagt: ſie habe (in der auswärtigen Politik) nicht wiſſen können, 
wohinaus er wolle. Wenn man es damals auch in der äußeren 
Politik noch nicht wiſſen konnte, ſo war es in Bezug auf die 
deutſche Sache doch zu jener Zeit ſchon ſo völlig klar, wie man 
in Politik nur überhaupt ſeine Ziele bezeichnen kann. 

Es bleibt daher eines der Räthſel jener „traurigen“ Zeit 
und eines der Anzeichen tiefgehender Verirrung, daß man fort⸗ 
fuhr, Herrn von Bismarck die ſchlimmſten Auffaſſungen und Ab⸗ 
ſichten auch in Bezug auf die deutſchen Dinge zuzuſchreiben. 


Schleswig-Holſtein. Daß die Erwerbung Schleswig⸗Holſteins 
für Deutſchland eine Wohlthat für das deutſche Volk geweſen, 
bedarf heute keiner näheren Begründung: von keiner politiſchen 
Richtung, von keinem politiſchen Standpunkt wird es mehr be⸗ 
ſtritten. Indem es daher nicht die Abſicht ſein kann, auf jene 
Frage ſelbſt hier wieder einzugehen, verzichten wir zugleich auf 
den ſo naheliegenden und allerdings recht dankbaren Hinweis auf 
alle die Blößen, welche ſich die politiſchen Gegner Bismarcks 
grade in dieſer Angelegenheit auf ſo eklatante Weiſe gegeben 
haben, und beſchränken uns auf die Hervorhebung einiger der 
Hauptgeſichtspunkte, von welchen die Bedeutung der ſchleswig⸗ 
holſteinſchen Phaſe unſerer neueſten Geſchichte vorzugsweiſe ein⸗ 
leuchtet. 

Der damalige Krieg war zunächſt die erſte umfaſſendere 
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Probe unſerer Reorganiſation. Schon die Präziſion, womit die 
Mobilmachung und alle Vorbereitungen zum Kriege vor ſich gingen, 
war ein Gegenſtand der allgemeinſten Genugthuung: wer die 
Zeit um Neujahr 1864 überhaupt ins Gedächtniß zurückruft, 
wird ſich auch des erhebenden Eindrucks jener Tage und beſonders 
auch der Thatſache erinnern, daß es im Unterſchiede von früheren 
Mobilmachungen nicht nöthig war, alsbald die älteren Jahr⸗ 
gänge der Landwehr in Anſpruch zu nehmen. Bald aber freute 
man ſich nicht blos der Leichtigkeit der Mobilmachung, ſondern 
der Leiſtungen und des Geiſtes unſerer Truppen an ernſteren, 
ſchwereren Tagen, ihrer Hingebung, Ausdauer und Findigkeit beim 
Sturm auf Düppel, beim Uebergang nach Alſen, man merkte 
mit Genugthuung, daß trotz der langen Friedensjahre ſchneidige, 
tüchtige Führer da waren; alle die Kriegsſchilderungen und 
Anekdoten ließen den Soldat im Preußen wiedererwachen. Die 
Widerſacher der Regierung wieſen zwar auf das „kleine“ Däne⸗ 
mark hin, mit dem wir es zu thun hatten, da ſei es kein Wunder, 
daß wir (noch dazu mit Oeſterreich zuſammen) ſiegten; doch das 
Volk ſagte mit Graf zu Eulenburg (l.): wir hätten auch ohne 
Reorganiſation, aber nicht ſo elegant geſiegt, nicht mit ſolcher 
Präziſion in allen Unternehmungen. 

In dem Armeebefehl nach dem Friedensſchluß konnte der 
König darauf hinweiſen, daß, nachdem Preußens Waffen ſeit faſt 
einem halben Jahrhundert geruht hatten, der preußiſche Waffen⸗ 
ruhm durch die Sieger von Düppel und Alſen glanzvoll erneuert 
worden ſei. Aber in ſeinen Dank nahm er zugleich die anderen 
Theile des Heeres auf, beſonders die Streitkräfte, welche in 
ſchwerem Dienſt die öſtliche Grenze gegen den andringenden Auf⸗ 
ruhr ſchützten. Die neue Organiſation, die der König der Armee 
gegeben, hatte ſich glänzend bewährt und mit Stolz und Freude 
konnte er ſelbſt und mit ihm das Volk auf das Heer blicken. 

Bekanntlich hat man der Politik Bismarcks in der ſchles⸗ 
wig⸗holſteinſchen Sache den Vorwurf gemacht, er habe von vorn⸗ 
herein gar kein beſtimmtes Programm gehabt und habe ſich von 
den Ereigniſſen treiben laſſen. Einem bekannten Abgeordneten, 


der ihm dies mit den Worten vorwarf: „wie der Wind ver: 
ſchieden blies, ging das Schiff nach verſchiedener Richtung“, hat 
er ſelbſt mit folgenden Worten erwidert: 

„Ich bin der Anerkennung in ſehr geringem Maße bedürftig und gegen 
Kritik ziemlich unempfindlich. Nehmen Sie immerhin an, daß Alles, was 
geſchehen iſt, rein zufällig geſchah, daß die preußiſche Regierung daran voll⸗ 
ſtändig unſchuldig iſt, daß wir der Spielball fremder Intriguen und äußerer 
Einflüſſe geweſen ſind, den Wellenſchlag uns zu unſerer eigenen Ueberraſchung 
an der Küſte von Kiel ans Land geworfen hat. Nehmen Sie das immerhin 
an, mir genügt es, daß wir da ſind, und ob Sie uns dabei ein Verdienſt 
zuſchreiben oder nicht, das iſt mir vollſtändig gleichgültig. 

Die Kritik des Herrn Vorredners über den Wechſel unſeres Verfahrens 
kritiſire ich lediglich mit einer einzigen Phraſe, die er ſelbſt gebraucht hat. 
Er hat uns vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der Wind gewechſelt hätte, 
auch das Steuerruder gedreht. Nun frage ich, was ſoll man denn, wenn 
man zu Schiffe fährt, Anderes thun, als das Ruder nach dem Winde drehen, 
wenn man nicht etwa ſelbſt Wind machen will. Das überlaſſen wir Anderen.“ 

Das ſteht jedoch feſt, daß das Miniſterium Bismarck von 
vornherein entſchloſſen war, „das Höchſte“, was überhaupt für 
die Herzogthümer und für Deutſchland zu erreichen möglich war, 
wirklich zu erringen. Als unſere Truppen noch als bloße 
Bundesexekutionstruppen die Elbe überſchritten, cirkulirte in ver⸗ 
trauten Kreiſen das angeblich in einem hohen Kollegium gefallene 
Wort: „wenn die Preußen erſt darin ſind, gehen ſie nicht wieder 
heraus; dafür werden ſchon die Dänen ſorgen“, — ein Wort, 
welches ſich in merkwürdiger Weiſe bewahrheitet hat. 

Je höher aber Herr von Bismarck ſeine Ziele geſteckt 
hatte, deſto mehr mußte ihm daran liegen, zumal die erſten 
Schritte in der Sache in Gemeinſchaft mit Oeſterreich zu thun. 
Der Ausgangspunkt mußte für jede Regierung, die nicht von 
vornherein die Reprobation von ganz Europa auf ſich ziehen 
wollte, das Londoner Protokoll ſein, welches dem König von 
Dänemark die Erbfolge auch in Schleswig⸗Holſtein ſicherte, zus 
gleich aber ihn zur Achtung der Selbſtſtändigkeit der Herzog⸗ 
thümer verpflichtete. Nur auf den letzteren Punkt und ſeine 
Nichterfüllung Seitens Dänemarks konnte man einſetzen, um 
ſchließlich die Giltigkeit des ganzen Londoner Protokolls in Frage 
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zu ſtellen; und daß es jo kam, dafür haben in der That die 
Dänen geſorgt. Herr von Bismarck erklärte damals: 


„Unſere Stellung zu der däniſchen Frage iſt durch eine Vergangenheit 
bedingt, von der wir uns nicht willkürlich löſen können, und welche uns 
Pflichten gegen die Herzogthümer, gegen Deutſchland und gegen die euro- 
päiſchen Mächte auferlegt. Die Aufgabe unſerer Politik wird es ſein, dieſen 
Verbindlichkeiten ſo zu entſprechen, wie es unſere oberſte politiſche Pflicht, 
die Sorge für die Ehre und die Sicherheit unſeres eigenen Vaterlandes ge- 
bietet. Die Entſcheidung über die Frage, ob und wann wir 
durch Nichterfüllung der däniſchen Verpflichtungen in den Fall 
geſetzt ſind, uns von dem Londoner Vertrag loszuſagen, muß 
die Regierung ſich vorbehalten; fie kann dieſelbe weder dem deutſchen 
Bunde überlaſſen, noch fie hier zum Gegenſtande von Erklärungen machen“. 


Um nun aber mit irgend einer Zuverſicht des Gelingens 
und mit voller Energie vorgehen zu können, war es für Preußen 
vom größten Werth, in Uebereinſtimmung mit der anderen deutſchen 
Großmacht zu handeln. Das Ausland würde ſonſt unfehlbar 
ſich ſofort in die däniſche Angelegenheit gemiſcht, und nicht blos 
die Befriedigung der deutſchen Beſtrebungen für Schleswig⸗Hol⸗ 


ſtein vereitelt, ſondern auch die Zerwürfniſſe in Deutſchland zu 
nähren geſucht haben, deshalb mußte die preußiſche Regierung 
vom erſten Augenblicke alle ihre Bemühungen daran ſetzen, ſich 
der Mitwirkung Oeſterreichs für die deutſche Sache in Schleswig⸗ 
Holſtein zu verſichern. Es war gewiß für beide Theile ſchwer, 
ſich ſo kurze Zeit nach den tiefen Zerwürfniſſen, welche der Fürſten⸗ 
kongreß in Frankfurt herbeigeführt hatte, zu gemeinſamer That 
zu vereinigen, es bedurfte, zumal auf Seiten Oeſterreichs einer, 
großen Selbſtverleugnung, um dem preußiſchen Impulſe zu 
folgen, und wenn es, wie gejagt worden, der nationale Geſichts⸗ 
punkt war, welcher Oeſterreich mit fortriß, und deſſen Befriedi⸗ 
gung es nicht eventuell Preußen allein überlaſſen wollte, ſo muß 
Herr von Bismarck denſelben jedenfalls in ſehr geſchickter Weiſe 
geltend gemacht haben, um Oeſterreich, zumal bei der Stellung 
Englands, Frankreichs und Rußlands in dieſer Frage, zu ſo feſter 
Bundesgenoſſenſchaft zu vermögen. Wenn aber, wie die Zukunft 
zu beweiſen ſcheint, jedenfalls ſehr verſchiedene Konjekturen und 
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Berechnungen über den letzten Ausgang auf beiden Seiten ge⸗ 
macht wurden, ſo hat Herr von Bismarck jedenfalls richtiger 
gerechnet, d. h. die in Betracht kommenden Faktoren richtiger be⸗ 
urtheilt, als die Staatsmänner Oeſterreichs. Ein bekanntes, 
draſtiſches Bild aus einer Konverſation Bismarcks mit einem 
öſterreichiſchen Staatsmann dient zur Illuſtration jenes Ver⸗ 
hältniſſes. 

Wir kommen hier nicht auf die einzelnen ſo glänzenden 
militäriſchen und politiſchen Phaſen des intereſſanten Krieges 
zurück: wir haben oben die unmittelbaren Folgen deſſelben für 
die Würdigung unſerer militäriſchen Einrichtungen im preußi- 
ſchen Volke (leider noch nicht im Abgeordnetenhauſe) erwähnt. 
Aber ſo groß in dieſer Beziehung der Umſchlag war, ſo fiel doch 
noch ein Anderes und Größeres ins Gewicht: nicht blos an dem 
Inſtrument des Ruhmes durfte ſich das Volk freuen, ſondern an dem 
Wiederaufleben dieſes Ruhmes ſekbſt. Zum erſten Male war es 
Deutſchland wieder vergönnt, in einer wichtigen und ſeit langer 
Zeit ſchwebenden, noch dazu dem öffentlichen Bewußtſein ſympa⸗ 
thiſchen Sache ſelbſtſtändig eine Politik durchzuführen, ohne 
fremden Einflüſſen folgen zu müſſen, vielmehr den mächtigſten 
fremden Einflüſſen zum Trotz und als Sieger über dieſelben. 
„Preußen“, ſagte eine bedeutſame Stimme in Frankreich, „hat 
jetzt den Ruhm erlangt, nach dem ſeine alte Politik ſtets 
trachtete? Wie war Preußens Rolle ſeit 1815 geſchwächt? 
Niemals ſeit jener Zeit hatte es einen ernſtlichen Einfluß auf 
die europäiſchen Verhältniſſe ausgeübt. Man hatte ſich deshalb 
gewöhnt, Preußen nur als einen beſcheidenen Anhang Rußlands 
zu betrachten; in den Streitigkeiten mit Oeſterreich hatte man es 
ſchließlich immer nachgeben geſehen. „Preußen“, ſo ſagten die 
Wichtigthuer in Wien, die Vorwitzigen in Paris und die Ueber⸗ 
müthigen in London, „Preußen iſt gar nicht die fünfte Groß⸗ 
macht, ſondern nur der erſte unter den Staaten zweiten Ranges.“ 
„Welche Antwort aber giebt jetzt die Politik des Herrn von Bis- 
marck allen dieſen Spöttern! Wie wird die Olmützer Konvention 
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marck reißt Oeſterreich mit ſich fort, er hört nicht auf die Be 
ſchwerden Rußlands und macht ſich luſtig über die Drohungen 
Englands.“ 

Eine damals vielgenannte Schrift ſagte von der beginnen⸗ 
den Umwälzung in der öffentlichen Meinung: „Preußen beginnt 
ſich wiederzufinden.“ Dieſelbe hob als die drei hochwichtigen 
Anzeichen dieſer Wendung die Darlegung einer unerſchütterten 
Regierungsgewalt, die Bewährung der Armee und die Thatkraft 
der preußiſchen Politik nach außen hervor. An das Gefühl 
der bewieſenen Thatkraft, an die Ueberzeugung von der eigenen 
Macht knüpfe ſich in allen Schichten des Staates das erwachende 
Bewußtſein, daß nur durch die wirkliche Kräftigung des eigenen 
Staates zur Verfolgung derjenigen Ziele geſchritten werden dürfe, 
mit denen unter dem dunklen Namen „Deutſchnationale Auf⸗ 
gaben“ jo viel Mißbrauch getrieben werde. Die Erinnerung 
werde im preußiſchen Volke wieder lebendig, daß ſchon ſein großer 
Friedrich an die Stelle des deutſchen Reichs-Sammelſuriums die⸗ 
ſen preußiſchen Staat deutſcher Nation zu ſetzen begonnen habe. 
Dieſes wieder lebendiger werdende preußiſche Bewußtſein bezeichne 
einen entſcheidenden Wendepunkt für Preußens und für Deutſch⸗ 
lands Zukunft. Statt einer Mondſcheinpolitik, welche auf die 
Erwerbung bloßer „Sympathien“ ein großes Deutſchland zu 
gründen vermeinte, in Wahrheit aber nur ein verweſendes Preu⸗ 
ßen ſchaffen könnte, ſei das wirkliche Machtgewicht Preußens 
geltend zu machen und die deutſchen Staaten darauf hinzuweiſen, 
daß ſie unſere Sympathien zu erwerben haben. 

Noch Eines iſt hier zu erwähnen, was nicht blos in dem 
däniſchen Kriege; ſondern auch ſpäter in der Bismarckſchen 
Politik eine Rolle ſpielte. Von Anfang an verlangte man von 
ihm ein Programm. 

Es giebt allerdings Politiker, die immer und für Alles 
ſchöne Programme fertig haben, aber vor lauter Programm nicht 
zum Handeln kommen. Auf Programme hat ſich nun Fürſt 
Bismarck nie viel eingelaſſen und vielleicht hat er eben deshalb 
viel vor ſich gebracht. Jedenfalls iſt es ein großes Verdienſt 


um das deutſche Volk, daß er daſſelbe gelehrt hat, auf wirkliche 
Errungenſchaften mehr zu geben, als auf die ſchönſten Pro⸗ 
gramme. 

Herr von Bismarck hatte ſeinerſeits ſchon bei der Anleihe⸗ 
debatte im Abgeordnetenhauſe geſagt: 


„Sie widerſprechen den ruhmvollen Traditionen unſerer Vergangenheit, 
indem Sie die Stellung, die Großmachtſtellung Preußens, welche durch ſchwere 
Opfer an Gut und Blut des Volkes erkämpft wurde, desavouiren und da 
mit der glorreichen Vergangenheit des Landes, indem Sie in einer Macht⸗ 
frage zwiſchen der Demokratie und den kleinen Staaten auf der einen und 
dem preußiſchen Thron auf der anderen Seite, für die erſtgenannte Seite 
Partei nehmen. Sie ſetzen den Parteiſtandpunkt über die Intereſſen des 
Landes; Sie ſagen: „Preußen mag beſtehen, wie wir es wollen, oder wenn 
nicht, ſo mag es zu Grunde gehen.“ Sie fühlen und denken nicht, wie das 
preußiſche Volk. 

Fühlte das preußiſche Volk, wie Sie, ſo müßte man einfach ſagen, der 
preußiſche Staat habe ſich überlebt und die Zeit ſei gekommen, wo er anderen 
hiſtoriſchen Gebilden Platz zu machen habe.“ 


Her deutfcre Krieg. 1866. 


„Sie könnten uns mit der Großmacht zu Hauſe bleiben. 
Wenn Preußen einmal gegen eine Großmacht gezeigt haben wird, 
daß es eine Großmacht iſt, dann ſprechen Sie wieder davon.“ 

So wurde nach dem Kriege mit Dänemark von einem demo⸗ 
kratiſchen Abgeordneten ausgerufen, und ſo lautete fortan die 
demokratiſche Parole auf kurze Zeit, nämlich bis Preußen 
auch gegen eine Großmacht Krieg geführt und auch dieſen 
Kampf glorreich beſtanden hatte. Wenn es ſich trotzdem der 
Anerkennung der Demokratie nicht zu erfreuen hatte, ſo hat das 
preußiſche Volk dagegen die Reorganiſation des Heeres damals 
in vollem Maße anerkannt und all denen tiefſten Dank gewidmet, 
welche dieſelbe durchführen geholfen. 

Es war gewiß ein ſchweres Verhängniß, daß Preußen die 
entſcheidende Probe ſeiner Kriegstüchtigkeit grade an der anderen 
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deutſchen Großmacht, an Oeſterreich, ſeinem Bundesgenoſſen 
vom ſchleswig⸗holſteiniſchen Kriege machen ſollte; eine gewiſſe 
Verſöhnung dafür liegt zunächſt darin, daß Preußen jene Aus⸗ 
einanderſetzung von vornherein vor Allem in Erfüllung ſeines 
deutſchen Berufs und nach den Erforderniſſen dieſer ſeiner 
Miſſion auffaßte, ſodann aber in der wichtigen hiſtoriſchen That⸗ 
ſache, daß grade Fürſt Bismarck es war, der, nachdem er für 
Preußen die gebührende Stellung in Deutſchland errungen, es 
ſich dringend angelegen ſein ließ, Oeſterreich im engſten Verein 
mit Deutſchland in ſeiner Weltſtellung zu fördern. 

Schon in der Depeſche vom 24. März 1866 an die deutſchen 
Bundesregierungen ſagte Graf Bismarck: 

„Wenn wir Deutſchlands nicht ſicher ſind, iſt unſere Stellung gerade 
wegen unſerer geographiſchen Lage gefährdeter, als die der meiſten anderen 
europäiſchen Staaten, das Schickſal Preußens aber wird das Schickſal Deutſch⸗ 
lands nach ſich ziehen, und wir zweifeln nicht, daß, wenn Preußens Kraft 
einmal gebrochen wäre, Deutſchland an der Politik der europäiſchen Nationen 
nur noch paſſiv betheiligt bleiben würde. Dies zu verhüten, ſollten alle 
deutſchen Regierungen als eine heilige Pflicht anſehen, und dazu mit Preußen 
zuſammenwirken. Wenn der deutſche Bund in ſeiner jetzigen Geſtalt und 
mit ſeinen jetzigen politiſchen und militäriſchen Einrichtungen den großen 
europäiſchen Kriſen, die aus mehr als einer Urſache jeden Augenblick auf 
tauchen können, entgegengehen ſoll, ſo iſt nur zu ſehr zu befürchten, daß er 
ſeiner Aufgabe erliegen und Deutſchland vor dem Schickſale Polens nicht 
ſchützen werde.“ 

In der Erklärung des preußiſchen Geſandten am Bunde 
vom 9. April bei Beantragung der Bundesreform heißt es: 

„Der däniſche Krieg hat gezeigt, daß der Bund in ſeiner gegenwärtigen 
Geſtalt für die Sicherheit der nationalen Unabhängigkeit und für die Er⸗ 
forderniſſe einer aktiven Politik, wie ſolche in großen politiſchen Kriſen jeden 
Augenblick hervortreten können, auch unter den günſtigſten Verhältniſſen 
nicht ausreichend iſt. Denn ſelbſt hier, wo die beiden deutſchen Großmächte 
in voller Einigkeit der Nation vorangingen, hat es auf Grund der Bundes⸗ 
inſtitutionen nicht gelingen wollen, Deutſchland an einer aktiven, nationalen 
und erfolgreichen Politik theilnehmen zu laſſen.“ 

„Die damalige Kriegsgefahr zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
wird als Ausdruck des Mißbehagens über die mangelhafte Ge⸗ 
ſtaltung der Bundesverhältniſſe bezeichnet; wenn Deutſchland in 


e 


derjenigen Verfaſſung, in welcher es ſich befinde, großen europäi⸗ 
ſchen Kriſen entgegengehen ſollte, ſo würde es entweder der Re⸗ 
volution oder der Fremdherrſchaft verfallen! Deshalb ſtellte Preußen 
den Antrag auf Bundesreform, der nicht blos in der Entwicke⸗ 
lung der damaligen Kriſis, ſondern nachher bei der Grundlegung 
des neuen Bundes von großer Bedeutung war. 

Als aber Oeſterreich am 11. Juni den bundeswidrigen An⸗ 
trag auf Mobilmachung des außerpreußiſchen Kontingents ſtellte 
und am 14. Juni die Mehrheit des Bundes dieſen Antrag an⸗ 
nahm, Preußen aber hiernach den Bund für gebrochen erklärte, 
verkündete der Vertreter Preußens zugleich: 

„Indeß will Se. Majeſtät der König mit dem Erlöſchen des bisherigen 
Bundes nicht zugleich die nationalen Grundlagen, auf denen der Bund auf⸗ 
erbaut geweſen, als zerſtört betrachten. 

Preußen hält vielmehr an dieſen Grundlagen und an der über die 
vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der deutſchen Nation feſt und 
ſieht es als eine unabweisliche Pflicht der deutſchen Staaten an, für die 
letzteren den angemeſſenen Ausdruck zu finden. 

Die Königliche Regierung legt ihrerſeits die Grundzüge einer neuen, 
den Zeitverhältniſſen entſprechenden Einigung hiermit noch vor und erklärt 
ſich bereit, auf den alten, durch eine ſolche Reform modifizirten Grundlagen 


einen neuen Bund mit denjenigen deutſchen Regierungen zu ſchließen, welche 
ihr dazu die Hand reichen wollen.“ 


Wir werden ſehen, wie dieſer Verkündigung demnächſt durch 
die Gründung des Norddeutſchen Bundes Folge gegeben worden iſt. 

Man kennt den großartigen Verlauf des Krieges von 1866, 
und es iſt hier nicht der Ort, die Erinnerungen deſſelben aufzu⸗ 
friſchen, wir wiſſen wohl, daß er zunächſt nicht das Verdienſt 
eines Staatsmannes, ſondern der Feldherren und des Heeres iſt, 
deshalb erbat auch die Regierung ihrerſeits nur für die Heer⸗ 
führer Nationalbelohnungen: aber ſeinen Antheil auch an dieſem 
Verdienſt hatte gewiß der Staatsmann, welcher durch ſeine kräf⸗ 
tige innere, wie durch eine erfolgreiche auswärtige Politik ſo 
weſentlich dazu beigetragen hatte, das Heer in dieſer Geſtalt zu 
erhalten. Deshalb fügte der Landtag mit gutem Grund und 
Recht den zu Dotirenden in erſter Linie den Namen des Grafen 
von Bismarck zu: man wollte jedoch den Streit über die innere 
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Politik grade bei dieſer Gelegenheit nicht erneuern, die friſchen 
Wunden von dem Militärkonflikt grade damals nicht wieder auf⸗ 
reißen, deshalb wurde als Grund der Dotation für Graf Bis- 
marck nur „die Anerkennung der trefflichen Leitung der äußeren 
Politik“ ausdrücklich in dem Geſetze erwähnt, die Geſchichte aber 
darf neben dieſer Anerkennung dem großen Staatsmann auch den 
Dank für den heldenmüthigen Kampf und das unermüdliche 
Ringen für die reorganiſirte Armee nicht vorenthalten. 

Die äußere Politik wurde demſelben übrigens grade nach dem 
deutſchen Kriege und zwar auch von ſeinen Freunden recht ſchwer 
gemacht: man faßte nur die Größe unſerer militäriſchen Erfolge 
beſonders in Böhmen ins Auge und meinte, daß dieſer ent- 
ſprechend auch Oeſterreich vorzugsweiſe die Zeche bezahlen müſſe. 
Der Chauvinismus, ſonſt grade keine deutſche Krankheit, war N 
plötzlich bei uns erwacht, und theilweiſe waren diejenigen, welche 
vorher am kleinmüthigſten vor dem Kriege gewarnt hatten, jetzt am 
ſchwerſten zu befriedigen: je mehr ſie vorher jeden Erfolg für 
unmöglich erklärt hatten, deſto ſchwerer war jetzt ihr Appetit zu + 
befriedigen und die bekannte Reminiscenz, daß, was das Schwert 
gut gemacht, die Feder verdorben habe, wurde wieder hervor: 
geholt. Zum Theil waren es wie gejagt grade die Freunde der Bis- | 
marckſchen Politik, welche jetzt durch ungemeſſene Erwartungen, 
namentlich durch Hoffnungen in falſcher Richtung, die öffentliche 
Meinung irreführten. Beſonders ſteigerten gewiſſe Berliner 
patriotiſche Blätter ihre Forderungen immer mehr und in der 
nächſten Umgebung Bismarcks im Felde ſcheint es ebenſo ge— 
gangen zu ſein; er ſchrieb ſchon am 9. Juli: 

„Uns geht es gut; wenn wir nicht übertrieben in unſeren Ansprüchen 
ſind und nicht glauben, die Welt erobert zu haben, ſo werden wir auch 
einen Frieden erlangen, der der Mühe werth iſt. Aber wir ſind ebenſo 

9 ſchnell berauſcht wie verzagt, und ich habe die undankbare Aufgabe, Waſſer 
in den brauſenden Wein zu gießen und geltend zu machen, daß wir nicht er 
allein in Europa leben, jondern mit noch drei Nachbarn.“ 

Der Staatsanzeiger aber brachte zur Beruhigung der Ge⸗ 
müther u. A. folgende Worte: 

„Europa weiß, daß nicht niedrige Eroberungsſucht die Triebfeder 
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Preußens in dem großen Kampfe ift, zu welchem es durch Oeſterreich und 
ſeine Bundesgenoſſen gezwungen worden. Was Preußen erobern will, dient 
den höchſten nationalen Zielen, betrifft die edelſten nationalen Güter. Wir 
verlangen für uns nur Garantien für die territoriale Sicherheit unſerer 
Zukunft. Für Deutſchland aber die Herſtellung einer ſtaatlichen Einheit, 
wenigſtens unter der Mehrzahl deutſcher Stämme und Staaten, um den 
unwürdigen Zuſtänden innerhalb ſeiner Grenzen ein Ende zu machen, welche 
das Anſehen und die Machtſtellung der Nation ſo lange herabgedrückt und 
erniedrigt haben.“ 


Es iſt ein eminentes Verdienſt des Grafen Bismarck um 
die deutſche Nation, daß er damals die Geſichtspunkte der Mäßi⸗ 
gung und Selbſtbeherrſchung zur Geltung zu bringen wußte und 
einen Frieden abſchloß, „durch welchen weder der Ehre noch der 
Macht Oeſterreichs eine Wunde geſchlagen wurde, welche eine un⸗ 
heilbare Feindſchaft zwiſchen beiden Staaten zur Folge haben 
mußte. — Den Bruch zwiſchen Preußen und Oeſterreich zu ver⸗ 
ewigen, konnte nicht im Intereſſe Deutſchlands und Preußens 
liegen.“ 

Auf eine Aeußerung der Unzufriedenheit mit dem Erreichten 
erwiderte Graf Bismarck bald darauf: 

„Der Herr Vorredner hat geſagt, daß der Sieg auf dem politiſchen 
Gebiete nicht genug ausgebeutet ſei. Ja, meine Herren, über die Tragweite 
eines Sieges kann man ſich leicht irren; ob wir uns geirrt haben, wird erſt 
die Zukunft zeigen. Es muß der ſpäteren Geſchichte vorbehalten bleiben, 
alle die Momente aufzuklären, die dabei mitgewirkt haben, und wenn Sie 
die alle kennen, glaube ich, wird man uns zugeſtehen, daß wir eine ziemlich 
kühne Politik gemacht haben. Man kann da ſehr leicht die Linie über⸗ 
ſchreiten, wo die weitere Ausbeutung des Sieges in eine blinde Zuverſicht 
ausartet, die Alles aufs Spiel ſetzt, und die dann kaum mehr Muth, jondern 
Waghalſigkeit genannt werden dürfte. Ich habe ſchon angedeutet, wir 
glauben in den Ergebniſſen des Krieges die Grundlagen deſſen zu beſitzen, 
was wir brauchen, um feſte, dem nationalen Gefühle entſprechende Anord⸗ 
nungen zu treffen.“ 

Und in Wahrheit — welche großen Erfolge wurden ſchon 
jetzt für Preußen und Deutſchland gewonnen! 

Dreierlei große und wichtige Erfolge hatte Preußen davon⸗ 
getragen: 

Preußen für ſich allein hatte eine Ausdehnung und Ab⸗ 
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rundung erhalten, die es ihm geſtattete, ſeine Stellung als Groß⸗ 
macht in jeder Beziehung leichter und nachdrucksvoller als bisher 
geltend zu machen; 

Preußen vereinigte ganz Norddeutſchland bis an den Main 
durch einen engen militäriſchen und politiſchen Bund zu einer 
thatkräftigen deutſchen Macht; 

Preußen war die alleinige leitende Großmacht in Deutſch⸗ 
land geworden; ganz Deutſchland, inſoweit es an der nationalen 
Macht und Entwickelung theilnehmen will, iſt auf die Verbin⸗ 
dung mit Preußen und mit dem Norddeutſchen Bunde hin⸗ 
gewieſen. 

Wenn ſchon die Abrundung und Kräftigung des preußiſchen 
Staates an und für ſich von größter Wichtigkeit für die Macht⸗ 
ſtellung Geſammtdeutſchlands war, ſo hatte überdies das ſieg⸗ 
reiche Schwert Preußens unmittelbar für die nationale Entwicke⸗ 
lung des gemeinſamen deutſchen Vaterlandes freie Bahn gemacht. 
Während eine wahrhaft einheitliche Verbindung ſchon jetzt für 
Norddeutſchland begründet wurde, war auch ein nationales Band 
für ganz Deutſchland in Ausſicht genommen, welches feſter und 
fruchtbringender ſein ſollte, als die bisherige loſe Bundesgemein⸗ 
ſchaft. 

Niemand ahnte damals, daß für dieſes nationale Band in 
den Verhandlungen mit den ſüddeutſchen Staaten bereits ein 
feſterer Grund durch die Schutz⸗ und Trutzbündniſſe gelegt war, 
welche erſt zur Zeit der luxemburgiſchen Affaire veröffentlicht 
wurden. f 


Die Indemnität vom auswärtigen Standpunkt. Gleich 
nach den denkwürdigen Tagen von Nikolsburg, unmittelbar 
nach dem Abſchluß des glänzenden Präliminarfriedens, den 
Graf Bismarck von da mitbrachte, war ſein ſehnlicher Wunſch 
auf ſchleunige Wiederherſtellung des inneren Friedens gerichtet. 
Der Moment, den die Regierung von jeher dafür bezeichnet 
und vorausgeſehen hatte, war herbeigekommen: die glorreichen 
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Thaten und Erfolge der Armee hatten die Militärfrage dem 
Bereiche des Zweifels und Streites vollends entrückt und alle 
Herzen in Preußen waren ſichtlich in der Anerkennung unſerer 
vortrefflichen Heereseinrichtungen vereint, der Streit über Budget 
und Verfaſſung hatte daher keinen Grund und Anlaß mehr und 
der Friede im Lande konnte neu und dauernd erblühen. 

Der König wollte ſelbſt vom Felde zurückkehren, um die 
Vertreter des Landes zu begrüßen. Aber bis in die höchſten 
Kreiſe der Regierung war man getheilter Anſicht, ob man nach 
dem herrlichen Ausgang des Krieges die Ausgleichung der früheren 
Gegenſätze als ſelbſtverſtändlich annehmen oder ausdrücklich In⸗ 
demnität, d. h. die nachträgliche formelle Genehmigung der ohne 
ordnungsmäßigen Staatshaushalt geleiſteten Zahlungen erbitten 


ſollte. 


Da drang Graf Bismarck ſchon bei den erſten Berathungen 
mit dem König und mit dem Kronprinzen (wenn wir nicht 
irren) in Prag darauf, daß ſchon in der Thronrede der aus⸗ 
drückliche Friedensſchluß mit dem Lande angekündigt werde. Es 
lag ihm daran, daß keinen Augenblick der Zweifel aufkommen 
könne, als ob der alte Zwieſpalt in der Landesvertretung noch 
beſtehe; er wünſchte vielmehr, daß das preußiſche Volk, wie es 
innerlich einig war in begeiſterter Freude an dem Errungenen, 
ſo auch nach Außen in voller Einigkeit mit ſeiner Regierung 
daſtehe. 

Er wußte den Frieden im Innern an und für ſich und im 
Hinblick auf die gemeinſamen inneren Aufgaben vollauf zu 
ſchätzen, in jenem Augenblicke aber ſtand in ſeinem Geiſt zugleich 
die Rückſicht auf Deutſchland, ſowie auf das Ausland mit größtem 
Gewicht den inneren Friedenswünſchen zur Seite. Er hatte es 
ſchon peinlich empfunden, daß Frankreich einen Einfluß auf die 
Friedensverhandlungen geübt und ſich als vermittelnde Macht 
gerirt hatte: Napoleon aber ſchickte ſich ſo eben an, den Lohn 
für dieſe Vermittlerdienſte auch von uns durch die ſogenannten 
Kompenſationen einzufordern. Indem Graf Bismarck ent⸗ 
ſchloſſen war, ihm jede Abtretung zu verſagen, mußte er dringend 
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wünſchen, daß der Kaiſer nicht etwa an ein innerlich durch Zwieſpalt 
geſchwächtes Preußen glauben könnte, daß vielmehr eine aus— 
drücklich vollzogene Verſöhnung mit dem Abgeordnetenhauſe die 
Gewißheit von Preußens Macht erhöhte. 

Graf Bismarck verhandelte überdies mit den Staaten 
nördlich des Mains wegen des abzuſchließenden engeren Bundes, 
mit den ſüddeutſchen Staaten über ihr künftiges Verhältniß zu 
Norddeutſchland. Auch deshalb mußte ihm daran liegen, allen 
Zwieſpalt im Innern, ſoviel an ihm lag, ſchwinden zu laſſen. 

Aus inneren (Verfaſſungs-) Gründen hatte die Regierung 
immerdar die Indemnität als nöthig anerkannt, nicht im Sinne 
der Verzeihung für begangenes Unrecht, ſondern eben als nach— 
trägliche Genehmigung der nicht verfaſſungsmäßig zu Stande 
gekommenen Ausgaben: eines Unrechts war ſich die Regierung 
nicht bewußt, vielmehr war ſie noch jetzt überzeugt, daß ſie nach 
Pflicht und Gewiſſen gegen den Staat nicht anders hatte handeln 
können; aber im heißeſten Kampfe ſelbſt hatte ſie durch den 
Mund des Finanzminiſters (von Bodelſchwingh) anerkannt, 
daß ſie der nachträglichen Genehmigung der Ausgaben bedürfe 
und dieſelbe ſeiner Zeit nachſuchen werde. „Wenn ein Budget⸗ 
geſetz“, ſagte er, „nicht zu Stande gekommen iſt, jo fragt es ſich, 
was geſchehen ſoll. Daß die Staatsmaſchine deshalb nicht ftill- 
ſtehen ſoll, das liegt außer allem Zweifel.“ — — Er wiſſe kein 
anderes Mittel, die ungelöſt gebliebene Differenz auszugleichen, 
als durch die nachträgliche Genehmigung des Landtages und die 
Regierung ſei ernſten Willens, dieſelbe herbeizuführen. 

Herr von Bismarck ſagte ſeinerſeits ſchon gleich nach dem 
Eintritt ins Miniſterium am 13. Oktober 1862: 

„Die Regierung iſt ſich der Verantwortlichkeit in vollem Maße bewußt, 
die für ſie aus dieſem beklagenswerthen Zuſtande erwächſt; ſie iſt aber 
ebenſo der Pflichten eingedenk, welche ihr gegen das Land obliegen, und 
findet darin die Ermächtigung, bis zur geſetzlichen Feſtſtellung des Etats 
die Ausgaben zu beſtreiten, welche zur Erhaltung der beſtehenden Staats- 
einrichtungen und zur Förderung der Landeswohlfahrt nothwendig ſind, in- 
dem ſie die Zuverſicht hegt, daß dieſelben ſeiner Zeit die nachträgliche Ge— 
nehmigung des Landtages erhalten werden.“ 


Graf Bismarck konnte daher grundſätzlich nicht den ge: 
ringſten Anſtand nehmen, die Indemnität zu erbitten: die Be⸗ 
friedigung darüber, daß er im heimiſchen Kampf als Sieger 
hervorgegangen war, und ſeinen politiſchen Widerſachern gegen⸗ 
über Triumphe feiern konnte, fiel für ihn nicht ins Gewicht gegen 
das Große, was fürs Vaterland errungen war und gegen das 
Größere, was er noch zu erringen hoffte und wozu er eben 
vollen Frieden im Innern und die geeinte Kraft des Volkes 
brauchte. f 

Es giebt vielleicht in der ganzen reichen Geſchichte des 
Staatsmannes keinen Moment, wo ſein hoher politiſcher Sinn, 
ſeine nur dem Vaterlande gewidmete Denkungsweiſe ſo rein zur 
Geltung gelangte, wie damals, wo der ganze heiße Kampf von 
vier Jahren, wo alle die Wunden, die ihm die Gegner geſchlagen, 
vergeſſen waren über dem gemeinſamen Intereſſe, den gemein⸗ 
ſamen Aufgaben des Vaterlandes. 


Sein Werk war es denn vor Allem, daß der König gleich 
am Tage ſeiner Rückkehr bei der Eröffnung des Landtags die 
Ausgleichung des alten Streits mit den Worten ankündigte: 


„Wenn Meine Regierung den Staatshaushalt ohne die geſetzliche 
Grundlage mehrere Jahre geführt hat, ſo iſt dies in der pflichtmäßigen 
Ueberzeugung geſchehen, daß die Fortführung einer geregelten Verwaltung, 
die Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen Exiſtenzfragen des Staates 
waren. Ich hege das Vertrauen, daß die jüngſten Ereigniſſe dazu beitragen 
werden, die unerläßliche Verſtändigung inſoweit zu erzielen, daß Meiner 
Regierung in Bezug auf die ohne Staatshaushaltsgeſetz geführte Verwal- 
tung die Indemnität, um welche die Landesvertretung angegangen werden 
ſoll und damit der bisherige Konflikt für alle Zeit zum Abſchluß gebracht 
werden wird.“ 

Graf Bismarck aber wies bei der Begründung beſonders 
auf das Intereſſe der auswärtigen Politik hin: 

„In dieſem Augenblicke ſind die Aufgaben der auswärtigen Politik 
noch ungelöſt, die glänzenden Erfolge der Armee haben nur unſeren Einſatz 
im Spiel gewiſſermaßen erhöht; wir haben mehr zu verlieren als vorher; 
gewonnen jedoch iſt das Spiel noch nicht; aber je feſter wir im Innern zu⸗ 
ſammenhalten, deſto ſicherer ſind wir, es zu gewinnen, in dieſem Augenblick. 
Unſere Aufgabe iſt noch nicht gelöſt, ſie erfordert die Einigkeit des ge- 
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ſammten Landes der That nach und dem Eindruck auf das Ausland nach. 
Wenn man oft geſagt hat, was das Schwert gewonnen hat, hat die Feder 
verſpielt, ſo habe ich das volle Vertrauen, daß wir nicht hören werden, was 
Schwert und Feder gewonnen haben, iſt von dieſer Tribüne vernichtet.“ 

Auch bei der Vertretung der Kreditvorlage ſchlug er den⸗ 
ſelben Ton an. 

„Bethätigen Sie durch Ihre Bewilligung, daß die Verſöhnung der 
Geiſter, daß die Abſicht, gemeinſchaftlich das Wohl des Landes, des engeren 
und des weiteren Vaterlandes, zu fördern, eine aufrichtige und tiefgrei⸗ 
fende iſt.“ 

In demſelben Sinne, wie die Regierung ſie vorgelegt, wurde 
die Indemnität bewilligt; der Bericht des Abgeordnetenhauſes 
(von Tweſten erſtattet) giebt den Sinn der Mehrheit in folgen⸗ 
der Weiſe wieder: 

Nach den Ereigniſſen dieſes Jahres habe man allgemein 
wenig Sinn für den Budgetftreit, der Wunſch des Landes ſei 
unzweifelhaft auf Beendigung des Konflikts und Verſöhnung mit 
der Krone gerichtet. Eine Verſtändigung, welche unter voller 
Aufrechterhaltung des verfaſſungsmäßigen Rechts erfolge, und die 
nur auf Grund derſelben mögliche Mitwirkung der Volksver⸗ 
tretung an den gegenwärtigen Aufgaben des Staates ſei um ſo 
dringender geboten, als nach den großen Erfolgen des Krieges 
gegen die Sicherſtellung derſelben und gegen die neue Geſtaltung 
Deutſchlands alle anderen Rückſichten in den Hintergrund treten 
müßten. 

Der Berichterſtatter ſelbſt ſchloß ſeine Rede mit einem Hin⸗ 
weis auf Scipio, der, als er angeklagt war, ſtatt jeder Ver⸗ 
theidigung das römiſche Volk aufforderte, ihm zu folgen, um den 
Göttern für ſeine Siege zu danken. 

Graf Bismarck war in Wahrheit nicht nur für die Er⸗ 
folge des Vaterlandes gegen ſeine äußeren Feinde zu danken, 
ſondern dafür, daß er damals in jo hochherziger Weiſe alle 
Feindſchaft der heimiſchen Parteien vergaß und nur den inneren 
Frieden ins Auge faßte. Er hat ſpäter, als die „Nachgiebigkeit“ 
der Regierung in der Forderung der Indemnität von Seiten der 
äußerſten Rechten getadelt wurde, geantwortet: 


„Meine Herren, leben Sie erſt etwa 4 Jahre eines ſolchen Konflikts 
hindurch mit dem Gefühle der Verantwortlichkeit für die geſammte Situation 
zwiſchen Kräften, deren Sie nicht Herr ſind, weder der auswärtigen noch 
der inneren, und Sie werden ſagen: daß die Regierung Recht gethan hat, 
dieſen Konflikt geſchlichtet zu haben, ſobald ſie es ohne Demüthigung der 
Krone konnte; der gewählte Moment aber war ſo, daß er jeden Verdacht 
einer Demüthigung derſelben ausſchloß.“ 

Er iſt neuerdings auf jene Zeit zurückgekommen, und ließ 
ſich darüber, wie folgt, aus: 

„Als wir aus dem Kriege 1866 zurückkamen, wäre es für mich ſehr 
leicht geweſen, ja, ich habe ſogar mit Mühe mich deſſen zu erwehren ge— 
habt, zu ſagen: jetzt iſt Preußen größer geworden, die Verfaſſung iſt dafür 
nicht berechnet, wir müſſen ſie neu vereinbaren, kurz, die kühnſte und ein⸗ 
ſchneidenſte Reaktionspolitik mit dem Erfolg, der noch von Königgrätz an 
den Dingen klebte, mit vollen Segeln zu treiben. Sie wiſſen, daß ich das 
Gegentheil gethan habe, und daß ich mir dadurch zuerſt die Abneigung 
eines großen Theils meiner älteren politiſchen Freunde zugezogen habe, und 
es hat mich ſchwere Kämpfe gekoſtet, das Gegentheil, die Indemnität, das 
Fortſetzen des konſtitutionellen Syſtems durchzuführen. Habe ich das aus 
Liebe zum konſtitutionellen Syſtem gethan? Meine Herren, ich will mich 
nicht beſſer machen, als ich bin, ich muß das ganz beſtimmt verneinen. Ich 
bin kein Gegner des konſtitutionellen Syſtems, im Gegentheil, ich halte es 
für die einzig mögliche Regierungsform, — aber wenn es in Preußen der För⸗ 
derung des deutſchen Einigungswerkes nützlicher geweſen wäre, ſo würde ich 
ganz unbedingt zum Abſolutismus gerathen haben. Aber ich habe mich nach 
ſorgfältigem Nachdenken, — und ich habe ſchwere und mir theure, nahe⸗ 
ſtehende Einflüſſe zu bekämpfen gehabt, — dafür entſchieden: nein, wir 
müſſen auf der Bahn des Verfaſſungsrechts weiter gehen, was außerdem 
meinen inneren Empfindungen und meiner Ueberzeugung von der Geſammt⸗ 
möglichkeit unſerer Politik entſpricht.“ 


Hie Arbeit an der norddeutfcen Verfaſſung. 


Es iſt ein weit verbreiteter Irrthum, daß Fürſt Bismarcks 
größte Verdienſte in der Aufrechterhaltung der Reorganiſation und 
beſonders in der trefflichen Leitung der auswärtigen Dinge liegen, 
welche letzteren alle Parteien offen anerkennen, auch diejenigen, 


welche zur Militärfrage noch immer ein böſes Geſicht machen 
und Bismarcks Energie in dieſer Beziehung nicht gern rühmen 
hören; man hat ſogar den Satz aufgebracht, der Kanzler ver⸗ 
ſtehe ſich ſehr gut auf äußere Politik, viel ſchlechter auf innere, 
und dieſe bequeme Antitheſe wird gedankenlos nachgeplaudert. 
Vielleicht ſcheint es nur deshalb ſo, weil die inneren Angelegen⸗ 
heiten von vornherein auf dem öffentlichen Markt verhandelt 
werden und Jedermann ſein Wort dazu geben kann: die Abſichten 
der Regierung werden hier von allen Parteiſtandpunkten kritiſirt, 
zerpflückt, ſelbſt ins Lächerliche gezogen, ehe es zu irgend einem 
poſitiven Schaffen kommen kann; wogegen die auswärtigen Dinge 
mit dem diplomatiſchen Schleier bedeckt werden, bis ſie fertig 
vorliegen. Wäre Fürſt Bismarck auch in ſeiner auswärtigen 
Aktion an die Mitwirkung der parlamentariſchen Körperſchaften 
gebunden geweſen, die in inneren Fragen mit zu entſcheiden 
haben, ſo würde ſeine Meiſterſchaft auch in jener Beziehung nicht 
ſo anerkannt ſein. Gewiß konnte er auch hierin ſeine Gedanken 
und Pläne keinesweges ſo, wie er ſie gefaßt, ins Werk ſetzen: er 
hatte, ſtatt der Kritik der Parlamente die oft durchaus nicht 
leichteren diplomatiſchen Schwierigkeiten zu überwinden, und ſtatt 
der Parteien die mannigfachen Intereſſen und Traditionen der 
Kabinette und die Charaktere und Eigenthümlichkeiten der mit⸗ 
wirkenden Perſonen ins Auge zu faſſen. Aber es iſt eben ein 
großer Unterſchied für die öffentliche Beurtheilung, ob alsbald eine 
fertige Thatſache vorliegt oder ob die Parteien die ganze Ent⸗ 
ſtehung, alle die Wege, welche die Regierung zu gehen genöthigt 
iſt, mit ihrer lauten, oft heftigen Kritik begleiten und theilweiſe 
durchkreuzen. Wir ſind nicht ſo weit im parlamentariſchen Leben, 
haben auch ganz andere Grundlagen des Parteiweſens, wie 
etwa in England, wir haben auch noch keine weſentlich feſt⸗ 
ſtehende, überlieferte Politik, daß unſere Parteien in auswärtigen 
Dingen ſich ſelbſt gewiſſe Schranken auferlegten. Auch Frank⸗ 
reich, Italien und andere moderne Verfaſſungsſtaaten haben offen⸗ 
bar von der Einmiſchung ihrer Parlamente in die auswärtige 
Politik bisher einen nachweisbaren Vortheil nicht gehabt. Man 
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vergegenwärtige ſich, was aus der europäiſchen Behandlung der 
Polenfrage geworden wäre, wenn gleichzeitig die ſogenannte „See 
ſchlange“ der preußiſch-ruſſiſchen Konvention im Landtage eine 
ähnliche Rolle geſpielt hätte, wie in der Preſſe, — wie die ſchles⸗ 
wig⸗holſteinſche Angelegenheit ſich entwickelt hätte, wenn zur 
Zeit der Londoner Konferenzen die Parteinahme des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes für die Auguſtenburgiſche Politik ebenſo laut 
geweſen wäre, wie die des Sechsunddreißiger-Ausſchuſſes und des 
Nationalvereins, und namentlich wenn fie irgend eine offizielle Be⸗ 
rechtigung gehabt hätte, — wie ſich vollends unſer Verhältniß zu 
Oeſterreich und die deutſche Frage geſtaltet hätte, wenn nicht im 
Februar 1866 der Landtag geſchloſſen worden und erſt nach 
Königgrätz und Nikolsburg wieder zuſammengetreten wäre, wenn 
das Friedensgeſchrei und die heftigen Anſchuldigungen des preußi⸗ 
ſchen Gouvernements damals nicht blos von ſtädtiſchen Körper: 
ſchaften (immer mit rühmlicher Ausnahme Breslaus), ſondern 
Namens des Abgeordnetenhauſes erfolgt wären? Ganz ſicher 
hätte Bismarck den großen Namen und das allſeitige Vertrauen 
auch in auswärtigen Angelegenheiten nicht gewonnen, wenn er 
genöthigt geweſen wäre, auch hierin jeden Schritt, jeden Ent⸗ 
ſchluß vorher öffentlich zu diskutiren. Und doch hat es eben 
volle vier Jahre gedauert, ehe auch dieſe Befähigung des Grafen 
Bismarck anerkannt wurde, ehe er vom „Seiltänzer und Jon⸗ 
gleur,“ als welchen ihn ſelbſt recht hervorragende Leute behandelten, 
plötzlich zum großen Diplomaten avancirte. Wir geben deshalb 
die Hoffnung nicht auf, daß ſich auch der Staatsmann für 
innere Fragen in ihm noch Anerkennung verſchaffen werde, zu⸗ 
mal er auch auf dieſem Gebiet, wie die nachfolgenden Zeilen 
vielfach nachweiſen ſollen, doch ſchon recht Großes fürs 
deut ſche Volk durchgeführt hat. 

Der ſchaffende Politiker, der eigentliche Staatsmann, auch 
in den inneren Angelegenheiten, konnte bei Bismarck erſt zur 
Geltung gelangen, nachdem die Beſeitigung des Konflikts das 
Schaffen im Innern überhaupt ermöglicht, die gebundenen Kräfte 
des Staats gelöſt hatte. 
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Die erſte ſehr wichtige That des Grafen Bismarck war 
in dieſer Beziehung eben die raſche und rückhaltloſe Herbeiführung 
der Indemnität, durch welche die geſunden Kräfte des Staats⸗ 
weſens wieder zur, Geltung kamen. Graf Bismarck zeigte 
gleich hierin, daß er Staatsmann, nicht Parteipolitiker war, in⸗ 
dem er ſeinen Blick nur auf das Bedürfniß und das Intereſſe 
des Ganzen gerichtet hielt und ſich durch keine Parteidoktrin, 
durch keine perſönliche oder Fraktionsrancune davon abbringen 
ließ. Dem Staate waren überdies in Folge des Kriegs und 
ſeines Ausgangs neue und ſchwere Aufgaben erwachſen, in deren 
befriedigender Erfüllung ſich alsbald zeigte, wieviel es werth 
war, daß der Boden des Vertrauens und der Gemeinſchaft des 
Schaffens mit der großen Mehrheit der Landesvertretung wieder⸗ 
gewonnen war. 

Das Nächſte, was der Regierung oblag, war die Errich— 
tung des neuen deutſchen Bundes, welcher nach des Königs 
Verheißung auf den verbeſſerten Grundlagen des aufgelöſten 
früheren Bundes mit denjenigen Regierungen errichtet werden 
ſollte, welche ihm die Hand dazu reichen würden. Im Prager 
Frieden erkannte Oeſterreich dieſen engeren Bund für die nördlich 
von der Mainlinie gelegenen Staaten ausdrücklich an, und ſchon 
vor Rückkehr des Königs nach Berlin war der Bündnißvertrag 
mit den norddeutſchen Staaten angeregt und noch im Auguſt 
abgeſchloſſen worden. Im Dezember 1866 wurde die neue Ver⸗ 
faſſung von den Bevollmächtigten der Regierungen berathen. 
Der Geiſt derſelben wurde von Bismarck ſchon hier mit den 
Worten bezeichnet: 

„Die unbeſchränkte Selbſtſtändigkeit, zu welcher im Laufe der Geſchichte 
Deutſchlands die einzelnen Stämme und dynaſtiſchen Gebiete ihre Sonder⸗ 
ſtellung entwickelt haben, bildet den weſentlichen Grund der politiſchen Ohn⸗ 
macht, zu welcher eine große Nation bisher verurtheilt war. Die K. Re 
gierung hat ſich bei dem vorliegenden Entwurf der Bundesverfaſſung auf 
die Berückſichtigung der allſeitig erkannten Bedürfniſſe beſchränkt, ohne über 
dieſelben hinaus die Bundesgewalt in die Autonomie der einzelnen Regie⸗ 
rungen eingreifen zu laſſen. Die K. Regierung zweifelt aber nicht, daß der 
einmüthige Wille der verbündeten Fürſten und freien Städte, getragen von 
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dem Verlangen des deutſchen Volkes, feine Sicherheit, ſeine Wohlfahrt, 
ſeine Machtſtellung unter den europäiſchen Nationen durch gemeinſame 
Inſtitutionen dauernd verbürgt zu ſehen, alle entgegenſtehenden Hinderniſſe 
überwinden wird.“ 

Nachdem die Verſtändigung über den Verfaſſungsentwurf 
erreicht war, erfolgte am 28. Februar 1867 der Zuſammentritt 
des konſtituirenden Reichstages, deſſen Aufgabe eben die nähere 
Vereinbarung der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes mit den 
Regierungen war. Damals hielt Graf Bismarck jene mächtige 
Rede über das Weſen der Bundesverfaſſung, welche für die ge⸗ 
ſammte Auffaſſung des Bundesverhältniſſes nicht blos in ſeiner 
vorläufigen Beſchränkung auf Norddeutſchland, ſondern bald für 
das ganze Reich maßgebend wurde. Dieſer Auffaſſung, welche 
ſich immer mehr Geltung verſchaffte, und ihrer ungemein geſchickten 
Handhabung war es vorzugsweiſe zu danken, daß der neue Bund 
ſo raſch und ſicher eine lebensfähige Schöpfung wurde. 

Wie ſchwer das Werk war, zunächſt einige zwanzig Regie⸗ 
rungen, ſodann ebenſoviel Volksvertetungen, darunter die preu⸗ 
ßiſche, bairiſche ꝛc., und den Reichstag zur Uebereinſtimmung zu 
bringen, das ließ ſich umſoweniger in vollem Maße erkennen, 
als damals in der gehobenen nationalen Stimmung die Wenigſten 
die Verſuche, die gemacht wurden, der Einigung der deutſchen 
Regierungen entgegenzuwirken, recht würdigten. Selbſt die Stim⸗ 
mung des franzöſiſchen Kabinets, welche man noch am meiſten 
beachtete, iſt in ihrer ganzen Schärfe erſt mehrere Jahre nachher, 
als die „dilatoriſchen Verhandlungen“ in ihrem ganzen Zuſam⸗ 
menhange bekannt wurden, erkannt worden; der Einfluß deſſelben 
ſuchte ſich natürlich beſonders in Süddeutſchland geltend zu machen, 
aber auch die norddeutſchen Regierungen erfuhren vielfache Aufmun⸗ 
terung gegenüber den preußiſchen Umſtrickungen. Es kam daher 
Alles darauf an, den guten Willen der Regierungen zur Vereini⸗ 
gung mit Preußen auf jede Weiſe zu erhalten, beſonders aber 
das Zuſtandekommen des neuzugründenden Bundes möglichſt zu 
beſchleunigen. 


Den Regierungen mußte denn immer und immer wieder geſagt 
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werden, daß der Entwurf der Bundesverfaſſung ſich auf die Berück⸗ 
ſicktigung der allſeitig erkannten Bedürfniſſe beſchränke, ohne über 
dieſelben hinaus die Bundesgewalt in die Autonomie der einzelnen 
Regierungen eingreifen zu laſſen. Aber es gehörte gewiß eine 
ſeltene Kraft der Unterhandlungs- und Ueberredungskunſt Seitens 
des preußiſchen Miniſters dazu, um grade damals alle ander⸗ 
weitigen Rathſchläge oder Neigungen in den deutſchen Kabinetten 
zum Schweigen zu bringen. 

Vor Allem war es nöthig, den Glauben der bisherigen 
Bundesgenoſſen an Preußen zu ſtärken und ſo das Vertrauen 
auch derer zu erwecken, deren Anſchluß noch in Frage ſtand. Je 
rückhaltloſer Preußen zeige, ſagte Graf Bismarck, daß es ſeine 
Feinde von der Landkarte wegfegen könne, deſto pünktlicher müſſe 
es auch ſeinen Freunden Wort halten. „Einem Bundesgenoſſen 
nach dem ſiegreichſten Kriege iſt kein Fürſt des Hauſes Hohen— 
zollern im Stande, ein Haar zu krümmen.“ Beſonders verwahrte 
er ſich gegen die Zumuthung aus dem befreundeten liberalen 
Lager, als könne man dazu ſchreiten, den Fürſten durch den 
Bund eine Mediatiſirung aufzuerlegen. 

„Es iſt hier angedeutet worden, man könne ſie mit Gewalt erzwingen; 
von anderen, ſie werde ſich zum Theil von ſelbſt ergeben. Wir erwarten 
dies nicht in dem Maße und glauben nicht, daß deutſche Fürſten in größerer 
Zahl bereit ſein werden, ihre jetzige Stellung mit der eines engliſchen Pairs 
zu vertauſchen. Wir haben ihnen dieſe Zumuthung niemals gemacht, und 
beabſichtigen nicht, ſie ihnen zu machen; noch weniger aber kann ich als 
unſere Aufgabe betrachten, auf die Gewalt, auf die Uebermacht Preußens 
in dieſem Bunde ſich zu berufen, um eine Konzeſſion zu erzwingen, die 
nicht freiwillig entgegengetragen wird. Eine ſolche Gewalt konnten wir am 
allerwenigſten gegen Bundesgenoſſen anwenden, die im Augenblicke der Ge— 
fahr treu zu uns geſtanden haben, ebenſowenig gegen die, mit denen wir 
ſoeben einen völkerrechtlichen Frieden beſiegelt haben. 

Die Baſis dieſes Verhältniſſes ſoll nicht die Gewalt ſein, weder den 
Fürſten noch dem Volke gegenüber. Die Baſis ſoll das Vertrauen 
zu der Vertragstreue Preußens ſein und dieſes Vertrauen darf nicht 
erſchüttert werden, jo lange man uns die Vertragstreue hält.“ 


Während Graf Bismarcks eifriges Streben aber darauf ging, 
die Fürſten ſelbſt bei günſtiger Stimmung zu erhalten, ermahnte 
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er zugleich das Parlament, zumal ſeine übereifrigen Freunde in 
demſelben, die Gunſt des Augenblicks nicht verſcherzen und 
nicht die Verfaſſung, weil ſie in dieſem oder jenem Punkt nicht 
dem Bilde der Vollkommenheit entſpreche, wieder ganz in Frage 
zu ſtellen. 

„Es hat nicht, rief er, unſere Abſicht ſein können, ein theoretiſches 
Ideal einer Grundverfaſſung herzuſtellen, in welcher die Einheit Deutjch- 
lands einerſeits auf ewig verbürgt werde, auf der anderen Seite jeder par⸗ 
tikulariſtiſchen Regung die freie Bewegung geſichert bleibe. Einen ſolchen 
Stein der Weiſen, wenn er zu finden iſt, zu entdecken, müſſen wir der Zu⸗ 
kunft überlaſſen.“ 

„Wir glauben aber, fügte er hinzu, daß für das deutſche Volk die 
Bahn frei gemacht iſt, und daß wir das Vertrauen zum Genius unſeres 
Volkes haben können, daß es auf dieſer Bahn den Weg zu finden wiſſen 
wird, der zu ſeinen Zielen führt.“ 

„Wir haben, ſagte er ferner, in ſehr ernſten Zeiten unter gefahrvollen 
Kämpfen dieſe Sache ſoweit geführt, bis zu einem Punkte, dem Sie Ihre 
volle Anerkennung gezollt haben. Meine Herren! Sie halten uns für 
ſchüchterne, verlegene Leute, die ermuthigt werden müſſen, denen man eine 
douce violence anthun müſſe, damit ſie ſich entſchließen, das zu fordern, 
was ſie im Grunde ihres Herzens eigentlich ſelbſt wünſchen. Ich kann 
Ihnen auf das Beſtimmteſte erklären, daß dem nicht ſo iſt. Wir haben 
uns die Grenze unſerer Anſprüche an die Opfer, die von den übrigen 
Regierungen zu bringen wären, darin geſtellt, wo ich ſie ſchon öfter bezeichnet 
habe, in dem, was uns unentbehrlich ſchien zur Führung eines nationalen 
Gemeinweſens. Dies glauben wir erreicht zu haben, wir glauben, daß die 
Mittel dazu ausreichen. 

Unſere Arbeit iſt keine leichte geweſen, und Sie können leicht ermeſſen, 
mit welchem Eindruck wir nach unſeren ſchweren und erſchöpfenden Arbeiten 
hier Amendements hören, die von Allem, was wir gethan und geleiſtet 
haben, abſtrahiren, von dem in der Geſchichte unerhörten Fall, daß die 
Regierungen von 30 Millionen Deutſchen ſich nicht blos dem Wortlaute 
nach, wie bei der alten Bundesakte, ſondern auch dem Geiſte nach über 
einen ſolchen Entwurf geeinigt haben, keine Notiz nehmen.“ 


Er wies immer aufs Neue auf die Gründe hin, die uns 
die Einheit hatten verlieren und nicht wieder gewinnen laſſen, 
beſonders jenen „Ueberſchuß von Selbſtgefühl“, welches ſich der 
Geſammtheit nicht unterordnen wolle; nun haben die Fürſten 
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das Beiſpiel der Hintanſetzung aller Bedenken im Einzelnen 
gegeben; ihnen möge man folgen. 

„Nur von uns, mahnte er, von unſerer Einigkeit, von unſerer Vater— 
landsliebe hängt es daher in dieſem Augenblicke ab, dem geſammten Deutſch— 
land die Bürgſchaften einer Zukunft zu ſichern, in welcher es, frei von der 
Gefahr, wieder in Zerriſſenheit und Ohnmacht zu verfallen, nach eigener 
Selbſtbeſtimmung ſeine verfaſſungsmäßige Entwickelung und ſeine Wohlfahrt 
pflegen und in dem Rathe der Völker ſeinen friedliebenden Beruf zu erfüllen 
vermag.“ 

„Wir wollen, ſagte er weiter, durch unſer gemeinſames Werk den 
Traum von Jahrhunderten, das Sehnen und Ringen der 
jüngſten Geſchlechter der Erfüllung entgegenführen. 

Helfen Sie uns die große nationale Arbeit raſch und ſicher 
durchführen.“ 


Denn es ſei Pflicht jeder ehrlichen Regierung, „den höchſten 
Grad von Freiheit des Volkes, des Individuums, der mit der 
Sicherheit und gemeinſamen Wohlfahrt des Staats verträglich 
ſei“, zu gewähren. 

Er wurde deshalb nicht müde, zu mahnen: „Arbeiten wir 
raſch! Setzen wir Deutſchland ſo zu ſagen in den Sattel! 
Reiten wird es ſchon können.“ 


Den heftigſten Widerſtand fand Graf Bismarck unerwartet 
von entſchieden liberaler Seite gegen den vereinbarten Entwurf: 
das preußiſche Abgeordnetenhaus wurde von dieſer Seite drin⸗ 
gend aufgefordert, die vorgelegte deutſche Verfaſſung, die an⸗ 
geblich nicht einmal die Bürgſchaften der Freiheit enthielt, welche 
die preußiſche Verfaſſung bietet. Damals ſprach Graf Bismarck 
die berühmten Worte: 

„Ich glaube, meine Herren, diejenigen, die dieſes Wort ausſprachen, 
unterſchätzen denn doch den Ernſt der Situation, in der wir uns befinden. 
Glauben Sie wirklich, daß die großartige Bewegung, die im vorigen Jahre 
die Volker vom Belt bis an die Meere Siziliens, vom Rhein bis an den 
Pruth und den Dnjefter zum Kampf führte, zu dem eiſernen Würfelſpiel, 
in dem um Königs- und Kaiſerkronen geſpielt wurde, daß die Million 
deutſcher Krieger, die gegeneinander gekämpft und geblutet haben auf den 
Schlachtfeldern vom Rhein bis zu den Karpathen, daß die Tauſende und 
aber Tauſende von Gebliebenen und der Seuche Erlegenen, die durch ihren 
Tod dieſe nationale Entſcheidung beſiegelt haben, mit einer Landtagsreſo⸗ 
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lution ad acta gejchrieben werden können; meine Herren, dann ſtehen Sie 
wirklich nicht auf der Höhe der Situation. Es liegt mir fern, irgend eine 
Drohung auszuſprechen, ich achte die Rechte unſeres Landtages, ebenſo wie 
ich ſie von Hauſe aus gern geachtet hätte, wenn es mit dem Beſtande des 
preußiſchen Staates nach meiner Ueberzeugung verträglich geweſen wäre; 
aber ich habe die ſichere Ueberzeugung, kein deutſcher Landtag wird einen 
ſolchen Beſchluß faſſen, wenn wir uns hier einigen. 

Ich möchte die Herren, die ſich dieſe Möglichkeiten denken, wohl ſehen, 
wie ſie etwa einem Invaliden von Königgrätz antworten würden, wenn der 
nach dem Ergebniß dieſer gewaltigen Anſtrengung fragt. Sie würden ihm 
etwa ſagen: Ja freilich, mit der deutſchen Einheit iſt es wiederum nichts 
geworden, die wird ſich wohl bei Gelegenheit finden, ſie iſt ja leicht zu 
haben, eine Verſtändigung iſt ja alle Tage wieder möglich; aber wir haben 
das Budgetrecht des Abgeordnetenhauſes, des preußiſchen Landtages gerettet, 
das Recht, jedes Jahr die Exiſtenz der preußiſchen Armee in Frage zu 
ſtellen, ein Recht, von dem wir als gute Patrioten niemals Gebrauch machen 
würden, und ſollte jene Verſammlung weit auf Abwege gerathen, die es 
wirklich wollte, jo würden wir den Miniſter als Landesverräther zur Ver. 
antwortung ziehen, welcher ſich zur Ausführung hergiebt. Aber es iſt doch 
unſer Recht: darum haben wir unter den Mauern von Preßburg mit dem 
Kaiſer von Oeſterreich gerungen und damit ſoll der Invalide ſich tröſten 
über den Verluſt ſeiner Glieder, damit die Wittwe, die ihren Mann be- 
graben hat?“ 


Das Abgeordnetenhaus aber ſtimmte ſeinem Berichterſtatter 
(Tweſten) zu, welcher die Annahme der Verfaſſung mit folgenden 
Worten empfahl: 

„Es wird eine einheitliche Geſetzgebung auf weiten Gebieten des Lebens 
geſchaffen, es eröffnet ſich uns die Ausſicht, daß die ſtockende Geſetzgebung 
wieder in Fluß geräth, Freizügigkeit und Gewerbefreiheit werden geſichert, 
das allgemeine Indigenat nicht mehr an den Kleinſtaaten ſcheitern. Die 
Geldverhältniffe werden in ein einheitliches Syſtem geordnet werden, die 
Gemeinſamkeit der Intereſſen wird auch in politiſcher Beziehung auf die 
ganze Entwickelung unſeres Volkes zurückwirken. Wir erlangen eine ſtaat⸗ 
liche feſte Einigung für den Norden und die Ausſicht, dieſelbe auch für 
den Süden auszudehnen. Um aber dieſe Macht des neuen Deutſchlands 
zu begründen, wird es eines großen Aufwandes nationaler Kräfte bedürfen. 
Wir ſchaffen jetzt eine Grundlage für die deutſche Entwickelung und wir 
können mit gutem Gewiſſen dieſe Grundlage in dieſer Verfaſſung annehmen. 
Meine Herren! Wäre ſie ungenügender, als ſie es iſt, ſo würde ich es 
dennoch für ein großes Unglück und für eine furchtbare Verantwortung 
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halten, dieſe Verfaſſung abzulehnen. So aber wie ſie iſt, wird die Annahme 
gerechtfertigt ſein für Mit⸗ und Nachwelt.“ 

Der Präſident des Reichstages (Dr. Simſon) ſprach nach 
allſeitig erreichtem Einverſtändniß die Zuverſicht aus, daß das, 
was mit ſo entgegenkommendem Willen und ſolcher Zuſtimmung 
vollbracht worden, auch in ſeiner weiteren Fortentwickelung Heil 
und Gedeihen verbreiten werde über den heiligen Boden unſeres 
Vaterlandes! 


Nord- und Süddeutſchland. Schon im Frieden von Prag 
war vorgeſehen, daß Preußen nicht blos ein engeres Bundes⸗ 
verhältniß nördlich von der Linie des Main begründen werde, 
ſondern daß auch die nationale Verbindung der ſüddeutſchen 
Staaten mit dem norddeutſchen Bunde Gegenſtand der Ver— 
ſtändigung zwiſchen beiden ſein ſolle. 

Graf Bismarck richtete nun ſein deutſches Streben vom 
erſten Augenblick außer der Geſtaltung der Dinge in Norddeutſch— 
land zugleich auf die Anknüpfung möglichſt hoffnungsvoller Be: 
ziehungen zu den Staaten des Südens. Um ſich den Weg dazu 
offen zu halten, hatte er u. A. ſchon bei den Friedensverhand— 
lungen mit Bayern, wie er ſelbſt einſt im Reichstage erwähnte, 
auf jede Erwerbung für Preußen im rechtsmainiſchen Franken 
verzichtet, wenn Bayern ſich zur Genehmigung eines engen Ver— 
trages mit Norddeutſchland verſtehe, worauf der Miniſter von 
der Pfordten, der alte Repräſentant ſüddeutſcher Auffaſſung, ihm 
unter lebhafteſter Bethätigung ſeiner inneren Bewegung mit 
Feierlichkeit erklärte, hieran erkenne er, wie ſehr Graf Bis— 
marcks deutſche Geſinnungen verleumdet werden und wie im 
Buſen deſſelben ein deutſches Herz ſchlage. 

Bekanntlich wurden gleich im Herbſt 1866 mit den ſüd⸗ 
deutſchen Staaten nicht blos die eigentlichen Friedensverträge, 
ſondern auch jene zunächſt geheim gehaltenen Schuß: und Trutz⸗ 
bündniſſe abgeſchloſſen, deren Kenntniß Graf Bismarck ſchon 
damals ſagen ließ, was die Machtfrage betreffe, „ſo halte er 
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die Vereinigung von Nord: und Süddeutſchland jedem Angriffe 
gegenüber, wo es ſich um die Sicherheit des deutſchen Bodens 
handele, für definitiv geſichert“. 

Die Schutz⸗ und Trutzbündniſſe traten im Frühjahre 1867 
bei den Verhandlungen über Luxemburg, alſo in der Richtung 
gegen Frankreich zunächſt an den Tag, aber die bezügliche Depeſche 
des Herrn von Beuſt, ohne einen beſtimmten Proteſt zu formu⸗ 
liren, behauptete doch die Unvereinbarkeit dieſes Vorgehens mit 
dem Buchſtaben des Prager Friedens, — und in einer ſpäter nach 
München gerichteten Depeſche ſagte er, die Beſtimmungen des 
Prager Friedens ſeien, noch ehe ſie niedergeſchrieben worden, 
ſchon verletzt geweſen. 

Jedenfalls war es eine überaus kühne Politik, die Graf 
Bismarck damals trieb: alle deutſchen Herzen ſchöpften aber 
aus den Verträgen, als dieſelben bekannt wurden, die freudige 
Beruhigung, daß eine Beſorgniß wegen einer Spaltung und 
Zerriſſenheit Deutſchlands dem Auslande gegenüber keinen that⸗ 
ſächlichen Grund mehr habe, daß Graf Bismarck ſchon bei den 
Friedensſchlüſſen vor Allem von dem Geſichtspunkte geleitet wurde, 
an die Stelle der vorhergehenden Zerwürfniſſe ein Band auf⸗ 
richtiger und inniger Bundesfreundſchaft treten zu laſſen. Es 
war bereits volle Gewißheit vorhanden, daß die Mainlinie keine 
Grenzſcheide für die nationale Einigung ſein ſolle, daß vielmehr 
die gemeinſame nationale Kraft auf feſteren Grundlagen ruhen 
werde, als je zuvor. 

Als damals von dem ſüddeutſchen Bunde die Rede war, 
den der Friede zu Prag in Ausſicht nahm, ſagte Graf Bis- 
mard das berühmte Wort: 

„Wäre dieſer (der ſüddeutſche Bund) zu Stande gekommen, oder hätte er 
Ausſicht dazu, jo iſt meine Ueberzeugung, daß, wenn im Norden ein SPar- 
lament tagt auf einer nationalen Baſis, im Süden ein ähnliches, dieſe 
beiden Parlamente nicht länger auseinander zu halten ſein 


würden, als etwa die Gewäſſer des Rothen Meeres, nachdem 
der Durchmarſch erfolgt war.“ 


und ſchon der erſte norddeutſche Reichstag konnte das Bekenntniß 
entgegennehmen: 


ur — 


„Die Zeit iſt herbeigekommen, wo unſer deutſches Vater⸗ 
land durch ſeine Geſammtkraft ſeinen Frieden, ſein Recht und 
ſeine Würde zu vertreten im Stande iſt.“ 

Aber ſo groß der gewonnene Erfolg war, er genügte dem 
einmal angeregten nationalen Sinn nicht, ſelbſt als zu der Wehr⸗ 
gemeinſchaft (der Schutz- und Trutzbündniſſe) durch den Zoll⸗ 
bund die wirthſchaftliche Gemeinſchaft hinzugekommen war: auch 
Graf Bismarcks Ideal war nicht ein politiſch durch den Main 
getrenntes Deutſchland, und ſein unabläſſiges Streben war dahin 
gerichtet, die ſüddeutſchen Staaten ganz und in jeder Beziehung 
der Theilnahme am politiſchen Leben des zunächſt nur für den 
Norden geſtifteten Gemeinweſens theilhaftig zu machen. 

Schon bei der Berathung der Verfaſſung des norddeutſchen 
Bundes wies Graf Bismarck wiederholt darauf hin, daß man 
den Zutritt der Süddeutſchen nicht aus dem Auge verlieren 
möge, und zur Zeit der Luxemburger Affaire wurde von ge⸗ 
wichtiger Seite darauf aufmerkſam gemacht, es komme eben 
darauf an, Europa die Ueberzeugung beizubringen, „daß man es 
nicht mehr mit einem ſchwachen, zerriſſenen, uneinigen Deutſch⸗ 
land, ſondern mit einem Volk zu thun habe, das in einem 
kräftigen Aufſchwunge begriffen ſei, um ſich eine Verfaſſung und 
eine angeſehene Stellung in Europa zu erringen“. 

Von Anfang an aber war es des Grafen Bismarck Ueber⸗ 
zeugung, daß das Bedürfniß der Einigung in Süddeutſchland 
um ſo ſicherer hervortreten werde, je ſelbſtſtändiger und freier 
man die dortige Bevölkerung gewähren laſſe und je weniger man 
den Verſuch mache, einen Druck auf dieſelbe zum Beitritt zu üben. 

„Der norddeutſche Bund“, ſagte er, „wird jedem Bedürfniſſe der jüd- 
deutſchen Regierungen nach Erweiterung und Befeſtigung der nationalen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem Süden und dem Norden Deutſchlands auch in Zur 
kunft bereitwillig entgegenkommen, aber wir werden die Beſtimmung des 
Maßes, welches die gegenſeitige Annäherung inne zu halten hat, jeder Zeit 
der freien Entſchließung unſerer ſüddeutſchen Verbündeten überlaſſen.“ 
und als ein ſüddeutſcher Abgeordneter im Zollbunde Verwahrung 
einlegen zu müſſen glaubte gegen Vergewaltigung durch unitariſche 
Tendenzen, erwiderte Graf Bismarck: 
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„So lange als Sie nicht freier Entſchließung erkennen, daß Ihrer 
Selbſtſtändigkeit im höchſten und weiteſten Sinne am beſten damit gedient 
iſt, und ſo lange nicht aus dem Grunde Ihres allgemeinen Nationalgefühls 
diejenige Majorität der Süddeutſchen, die überhaupt ſtaatliche Einrichtungen 
will, erklärt, es ſei ihr Wille, ſich dem norddeutſchen Bunde anzuſchließen, 
— ſo lange delibiriren Sie in Ruhe über die Gegenſtände des Zollvereins.“ 

Er bat jeder Zeit, die zurückhaltende Stellung, die man dem 
Süden gegenüber bewahrt habe, zu erhalten, und auch nicht den 
Schein des Druckes auf diejenigen Kräfte im Süden ausüben zu 
wollen, welche eine gewiſſe Sprödigkeit gegen die Annäherung 
zeigten. Durch jeden ſolchen Druck würde man nur das Gegen 
theil erreichen. e 

Bei der Berathung der norddeutſchen Verfaſſung hatte er 
beſonders auch im Hinblick auf Süddeutſchland die Herſtellung 
zentraliſtiſcher Einrichtungen bekämpft. 

„Der Herr Abgeordnete Waldeck hat vorgeſtern ſich lediglich von der 
Herſtellung eines konſtitutionellen Miniſteriums die Wirkung verſprochen, 
„dann hätten wir die Süddeutſchen,“ wie er ſich ausdrückte. Ich glaube, 
wir können ſie nicht ſicherer zurückſchrecken, als wenn wir in eine ſolche 
Richtung treten, die mit der Mediatiſirung der deutſchen Fürſten große 
Aehnlichkeit hatte. Wer find dieſe Süddeutſchen? Einſtweilen iſt es die baye- 
riſche, die württembergiſche, die badiſche Regierung. Glauben Sie, daß Seine 
Majeſtät der König von Bayern oder von Württemberg, ſich durch ſolche 
Einrichtungen, wie fie der Abgeordnete Waldeck in Vorſchlag brachte, be- 
ſonders angezogen fühlt? Meine Herren! Ich weiß das Gegentheil. 

Unſer Verhältniß zu Deutſchland wird ſich an der Hand des Artikels, 
der ſich im Verfaſſungsentwurfe darüber befindet, meines Erachtens einfach 
und mit Sicherheit entwickeln.“ 


Später ſagte er mit Bezug auf dieſe und entſprechende Ver⸗ 
hältniſſe das berühmte Wort: 

„Die Geſchichte können wir nicht machen, ſondern nur ab- 
warten, daß ſie ſich vollzieht. Wir können das Reifen der Früchte 
nicht dadurch beſchleunigen, daß wir eine Lampe darunter halten, und wenn 
wir nach unreifen Früchten ſchlagen, ſo werden wir nur ihr Wachsthum 
hindern und ſie verderben. Ich möchte deshalb Ihnen doch mehr Geduld 
empfehlen, der Entwickelung Deutſchlands Zeit zu laſſen.“ 

Das erſte Zollparlament aber konnte mit folgenden Worten 
vom Thron entlaſſen werden: 

„Ich darf hoffen, daß die Seſſion des deutſchen Zollparlaments dazu 
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gedient hat, das gegenfeitige Vertrauen der deutſchen Stämme und ihrer 
Regierungen zu kräftigen und manche Vorurtheile zu zerſtören oder doch zu 
mindern, die der einmüthigen Bethätigung der Liebe zu dem gemeinſamen 
Vaterlande, welche das gleiche Erbtheil aller deutſchen Stämme iſt, etwa 
im Wege geſtanden haben; Sie werden alle die Ueberzeugung in die Heimath 
mitnehmen, daß in der Geſammtheit des deutſchen Volkes ein brüderliches 
Gefühl der Zuſammengehörigkeit lebt, welches von der Form, die ihm zum 
Ausdrucke dient, nicht abhängig iſt, und welches gewiß in ſtetigem Fort— 
ſchreiten an Kraft zunehmen wird, wenn wir allſeitig beſtrebt bleiben, in den 
Vordergrund zu ſtellen was uns eint, und zurücktreten zu laſſen, was uns 
trennen könnte.“ 

Noch einmal vor der unerwarteten Erfüllung kam die Be⸗ 
handlung Süddeutſchlands zur eingehenden Erörterung. Wenige 
Monate vor dem Kriege mit Frankreich und vor der Vollendung 
des Reiches wurde von den liberalen Freunden der Regierung 
der möglichſt ungeſäumte Anſchluß Badens an den norddeutſchen 
Bund angeregt. 

Graf Bismarck widerſprach auf das Lebhafteſte und ſeine 
damaligen Erklärungen waren bezeichnend für ſeine Auffaſſung 
der Beziehungen zu Süddeutſchland überhaupt. Von Neuem ver⸗ 
ſicherte er, daß er in dem Streben, Nord- und Süddeutſchland 
durch die intimſten gemeinſamen Inſtitutionen zu vereinigen, mit 
den Antragſtellern durchaus übereinſtimme, — aber in voller 
Freiwilligkeit, ohne Drohung, ohne Preſſion, ohne 
Druck. 

„Es fragt ſich, ſagte er, an welcher Stelle iſt das Großherzogthum Baden, 
als Träger des nationalen Gedankens unter den vier ſüddeutſchen Staaten, 


— an welcher Stelle iſt es der nationalen Einigung Deutſchlands förder⸗ 


licher, als abgeſchloſſener Beſtandtheil des Bundes, ausgeſchloſſen aus dem 
Süden, oder als vermittelndes Element innerhalb der Verhandlungen, die 
der Süden in ſich und mit dem norddeutſchen Bunde führt? 

Ich glaube, daß wir nicht gut thun, das Element, welches der natio— 
nalen Entwickelung im Süden am günſtigſten iſt, auszuſcheiden und mit 
einer Barriere abzuſchließen, gewiſſermaßen — wenn ich ein triviales Bild 
gebrauche, ſo ſchreiben Sie es der kürzlichen Betheiligung an landwirthſchaft⸗ 
lichen Verhandlungen zu — den Milchtopf abzuſahnen und das Uebrige 
ſauer werden zu laſſen. 

Aber dieſe Einverleibung in den norddeutſchen Bund, paßt ſie ganz in 
das Syſtem, die Annäherung des Südens ohne Druck zu erwarten? iſt es 


Li BE 


nicht ein ſehr fühlbarer Druck, den wir auf Württemberg und Bayern üben? 
und dennoch, iſt es ein hinreichend ſtarker Druck, um zwingend zu ſein? iſt 
es nicht blos ein verſtimmender Druck, der vielleicht die Entwickelung hemmen 
würde, von der ich annehme, daß ſie in Bayern und Württemberg trotz 
Allem, was wir von dort her hören, doch in einem ſtetigen, mäßigen Fort 
ſchritt begriffen iſt und nach jedem Luſtrum, wenn wir noch Luſtra warten 
ſollen, in einem ſtarken markirten Fortſchritt begriffen ſein wird?“ 


Damals ſprach Graf Bismarck jene ſchönen Worte über 
das, was an Einheit auch mit Süddeutſchland ſchon gewonnen war: 


„Haben wir nicht in Bezug auf Süddeutſchland ein koſtbares Stück 
nationaler Einheit erreicht? Ich kann dreiſt behaupten: übt nicht das Präſi⸗ 
dium des norddeutſchen Bundes in Süddeuſchland ein Stück Kaiſerlicher 
Gewalt, wie es im Beſitze der deutſchen Kaiſer ſeit 500 Jahren nicht ge— 
weſen? Wo iſt denn — ſeit der Zeit der erſten Hohenſtaufen — ein une 
beſtrittener Oberbefehl im Kriege, eine unbeſtrittene Sicherheit der Gemein- 
ſchaft, denſelben Feind und denſelben Freund im Kriege zu haben, in deutſchen 
Landen vorhanden gewejen? wo iſt denn eine wirthſchaftliche Einheit vor- 
handen geweſen, an deren Spitze der deutſche Kaiſer geſtanden bätte? Der 
Name macht es nicht! Aber, wenn das Präſidium, wenn der König, mein 
Allergnädigſter Herr, im Nordbunde eine Macht übt, die zu erweitern im 
nationalen Intereſſe, im Intereſſe des Gewichts und des Schutzes von Deutſch— 
land kein Bedürfniß vorhanden iſt, ſo kann ich behaupten: Das Haupt des 
Nordbundes hat in Süddeutſchland eine Stellung, wie ſie ſeit dem Kaiſer 
Rothbart ein deutſcher Kaiſer nicht gehabt hat, und dieſer doch auch nur, 
wenn ſein Schwert grade ſiegreich war, vertragsmäßig und allgemein aner- 
kannt nicht. Alſo unterſchätzen wir dies nicht und drängen Sie nicht ſo auf 
neue Etappen: meiner Ueberzeugung nach würde in einer ſolchen Maßregel 
die Hemmung der Vollendung liegen, — nicht blos ein Anfang der Hem— 
mung, ſondern ein ziemlich dauerhafter Hemmſchuh.“ 


Wenige Monate nachher trat auf die franzöſiſche Kriegs: 
drohung jene Erhebung ganz Deutſchlands ein, welche früher 
und glänzender, als Jemand es ahnen konnte, die Richtigkeit 
des Bismarckſchen Urtheils und die Heilſamkeit jenes ſchonen⸗ 
den, zuwartenden Verfahrens in Bezug auf die ſüddeutſchen 
Staaten beſtätigte. Es darf als zweifelhaft gelten, ob der König 
von Bayern, wenn er ſich in den Jahren vorher über ein weniger 
rückſichtsvolles Benehmen, über jenen „verſtimmenden Druck“ 
Seitens Preußens zu beklagen gehabt hätte, den Ruf des Königs 
Wilhelm vom 20. Juli mit derſelben Begeiſterung erwidert, 


ſeine Truppen ebenſo freudig zum „Kampf für deutſches Recht und 
deutſche Ehre“ als Waffengenoſſen des norddeutſchen Heeres unter 
dem Kronprinzen von Preußen ausgeſandt hätte, — ob die 
württembergiſche Regierung mit ebenſo rückhaltloſer Hingebung 
das Land ſofort aufgefordert hätte, mit voller Kraft zu zeigen, 
„daß ein ſelbſtſtändiger deutſcher Stamm aus freier Entſchließung 
mit männlicher Kraft und mit freudigem Muthe eintritt in den 
Kampf um deutſches Land, um deutſche Ehre!“ 

Jene beſonnene, weiſe und edle Politik, welche auch dem 
Sinne unſeres Königs durchaus entſprach, welche aber vor: 
zugsweiſe Fürſt Bismarck gegenüber ungeduldigeren Tendenzen 
zur Geltung brachte, hatte das Reſultat, daß der König mit 
freudiger Zuverſicht ſprechen konnte: 

„Die Liebe zu dem gemeinſamen Vaterlande, die einmüthige 
Erhebung der deutſchen Stämme und ihrer Fürſten hat alle 
Unterſchiede und Gegenſätze verſöhnt, und einig, wie kaum jemals 
zuvor, darf Deutſchland in ſeiner Einmüthigkeit, wie in ſeinem 
Recht die Bürgſchaft finden, daß der Krieg ihm den dauernden 
Frieden bringen und daß aus der blutigen Saat eine neue von 
Gott geſegnete Ernte deutſcher Freiheit und Einigkeit ſprießen 
werde.“ 

Dieſelbe Schonung iſt auch demnächſt bei der Vollendung 
des Reiches geübt worden, und der bayeriſche Miniſter konnte 
geltend machen, daß man in loyalſter Weiſe fort und fort be⸗ 
ſtätigt habe, daß von keiner Seite ein Zwang zur Eröffnung 
und Weiterführung der Verhandlungen über die Neugeſtaltung 
Deutſchlands geübt werde. Mit Bezug hierauf wies der Kaiſer 
bei Eröffnung des erſten Reichstages ganz Deutſchlands darauf 
hin, daß das gemeinſame ſtaatliche Leben der Deutſchen ſich um 
ſo ſegensreicher entwickeln werde, als die für daſſelbe gewonnenen 
Grundlagen von unſeren ſüddeutſchen Bundesgenoſſen aus freier 
Entſchließung, nach Maßgabe ihrer eigenen Würdigung des 
nationalen Bedürfniſſes bemeſſen und dargeboten worden ſind. 

Es iſt gewiß nicht gering auzuſchlagen, daß Fürſt Bis⸗ 
marck durch ſeine rückſichtsvolle Behandlung ſowohl des Selbit- 


ſtändigkeitstriebs, wie des patriotiſchen Gefühls der ſüddeutſchen 
Fürſten und Stämme das allmälige Werden und Wachſen der 
deutſchen Einheit vorbereitet und gezeitigt hat. Sonſt hätte 
ſelbſt die Gemeinſchaft auf den Schlachtfeldern die volle politiſche 
Einigung nicht ſo raſch und ſicher erſtehen laſſen. 


Mährend des franzöſiſchen Krieges. 


Aus den Depeſchen und Enthüllungen, welche beim Beginn 
des Krieges veröffentlicht wurden, erſehen wir, wie die Verſuche 
und Bemühungen Frankreichs, uns in das Netz ſeiner Begehrlich⸗ 
keits⸗ und Kompenſationspolitik zu verſtricken, ſchon ſeit Jahren 
an Preußen und Deutſchland herantraten, und welche Mühe es 
Fürſt Bismarck gekoſtet hatte, ſich derſelben zu erwehren; wir 
erfahren, daß Frankreich, zumal ſeit 1866, ſeit Rouher's 
„patriotiſchen Beklemmungen“ nicht aufgehört hat, uns durch 
Anerbietungen auf Koſten Deutſchlands und Belgiens in Ver⸗ 
ſuchung zu führen. 

Fürſt Bismarck aber ließ ſich dadurch aus ſeiner überlegenen 
und überlegten Ruhe nicht herauslocken, er wollte keinen 
Krieg, ſo lange derſelbe mit Ehren zu vermeiden war. 

„Ich war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nach Kräften vorzubeugen, weil er 
doch unvermeidlich ſei. So ſicher durchſchaut Niemand die Ab- 
ſichten göttlicher Vorſehung bezüglich der Zukunft, und ich be— 
trachte auch einen ſiegreichen Krieg an ſich immer als ein Uebel, welches die 
Staatskunſt den Völkern zu erſparen bemüht ſein muß. Ich dürfte nicht 
ohne die Möglichkeit rechnen, daß in Frankreichs Verfaſſung und Politik 
Veränderungen eintreten könnten, welche beide große Nachbarvölker über die 
Nothwendigkeit eines Krieges hinweggeführt hätten — eine Hoffnung, wel⸗ 
cher jeder Aufſchub des Bruches zu Gute kam.“ 

Daher die berühmte „dilatoriſche“ Behandlung Frank⸗ 
reichs, d. h. das Verfahren, den franzöſiſchen Staatsmännern die 
ihnen eigenthümlichen Illuſionen ſo lange zu belaſſen, als dieſes, 
ohne ihnen irgend eine auch nur mündliche Zuſage zu machen, 
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möglich war. Bei den damaligen Darlegungen war von be: 
ſonderer Wichtigkeit, was über Frankreichs Begehr nach Belgien 
bekannt wurde; es war gewiß ein Meiſterſtreich Bis marck's, 
daß er dieſe Enthüllungen gerade eintreten ließ, als es galt, das 
engliſche Volk vor jeder Verſuchung einer Parteinahme für Frank⸗ 
reich zu bewahren. Es war eine Folge jener Veröffentlichungen, 
daß in dem neuen Neutralitätsvertrag mit England über Belgien 
ausdrücklich des Falls der Verletzung dieſer Neutralität durch 
Frankreich gedacht wurde. 

Als nun der Krieg gegen Frankreich trotz aller Vorſicht und 
Zurückhaltung unſerer Politik unvermeidlich geworden war, trat 


(um es auch hier zu erwähnen) bei den Verhandlungen in Süd⸗ 


deutſchland über den casus foederis eben unwiderleglich hervor, 
wie richtig die Bismarck'ſche Politik Süddeutſchland gegenüber 
geweſen war. 

Während des Krieges ſelbſt, als Gottes Gerichte an Frank: 
reich ſich erfüllten, war es Fürſt Bismarck's wie unſeres Kaiſers 
Einfluß, der vor Allem den ſittlichen Geiſt im deutſchen Volke 
zu pflegen und daſſelbe vor Ueberhebung zu wahren ſuchte. Sein 
Streben war auch inmitten des Krieges vor Allem darauf ge⸗ 
richtet, daß ein großes, einiges, deutſches Vaterland als Hort 
der Gottesfurcht, edler Sitte und wahrer Freiheit, als Bürg⸗ 
ſchaft eines dauernden Völkerfriedens im Herzen Europas erſtehe. 


Die Friedensverhandlungen. Die erſte Sorge, nachdem die 
freventliche Herausforderung Frankreichs abgewieſen war, mußte 
die Sicherſtellung unſerer Grenze gegen Frankreich 
ſein. In der That hatte Fürſt Bismarck, gleich nach der Ent⸗ 
ſcheidungsſchlacht von Sedan, dieſen Punkt in erſter Linie als 
nothwendige Folge des ſiegreichen Krieges ins Auge gefaßt. Die 
beiden denkwürdigen Rundſchreiben von Meaux vom 13. und 
16. September 1870 geben davon Zeugniß. 


„Unſere Friedensbedingungen ſind uns durch die Natur der Dinge und 
durch das Geſetz der Nothwehr gegen ein gewaltthätiges und friedloſes 
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Nachbarvolk vorgeſchrieben. Die einmüthige Stimme der deutſchen Negie- 
rungen und des deutſchen Volkes verlangt, daß Deutſchland gegen die Be— 
drohungen und Vergewaltigungen, welche von allen franzöſiſchen Regierun⸗ 
gen ſeit Jahrhunderten gegen uns geübt wurden, durch beſſere Grenzen als 
bisher geſchützt werde. So lange Frankreich im Beſitz von Straßburg und 
Metz bleibt, iſt ſeine Offenſive ſtrategiſch ſtärker als unſere Defenſive be 
züglich des ganzen Südens und des linksrheiniſchen Nordens von Deutſchland. 
Straßburg iſt, im Beſitze Frankreich, eine ſtets offene Ausfall- 
pforte gegen Süddeutſchland. Im deutſchen Beſitz gewinnen Straßburg 
und Metz dagegen einen defenſiven Charakter; wir ſind in mehr als zwanzig 
Kriegen niemals die Angreifer gegen Frankreich geweſen, und wir haben von 
letzterem nichts zu begehren, als unſere von ihm ſo oft gefährdete Sicherheit 
im eigenen Lande. Frankreich dagegen wird jeden jetzt zu ſchließenden Frie— 
den nur als einen Waffenſtillſtand anſehen und uns, um Rache für ſeine 
jetzige Niederlage zu nehmen, ebenſo händelſüchtig und ruchlos wie in dieſem 
Jahre, wiederum anzugreifen, ſobald es ſich durch eigene Kraft oder fremde 
Bündniſſe ſtark genug dazu fühlt. — 

Von Deutſchland iſt keine Störung des europäiſchen Friedens zu be- 
fürchten; nachdem uns der Krieg, dem wir mit Sorgfalt und mit Weber- 
windung unſeres durch Frankreich ohne Unterlaß herausgeforderten nationalen 
Selbſtgefühls vier Jahre lang aus dem Wege gegangen ſind, trotz unſerer 
Friedensliebe, aufgezwungen worden iſt, wollen wir zukünftige Sicherheit 
als den Preis der gewaltigen Anſtrengungen fordern, die wir zu unſerer 
Vertheidigung haben machen müſſen.“ 


Der Kanzler hat ſpäter in den Debatten über die Stimmun⸗ 
gen in Elſaß⸗Lothringen wiederholt darauf hingewieſen, daß dieſe 
Provinzen keinesweges um ihres urſprünglich deutſchen Weſens 
willen und aus Deutſchthümelei begehrt worden, und daß man 
wohl gewußt habe, welch' harten Kampf man mit der Be⸗ 
völkerung zu beſtehen haben werde, daß man aber aus jenem 
praktiſchen, defenſiven Geſichtspunkt auf der Erwerbung beſtehen 
mußte. Fürſt Bismarck ſagte u. A.: 

„Denn nicht aus Beſitzſucht nach Land und Leuten, auch nicht aus dem 
berechtigten Gefühl, altes Unrecht ſühnen zu wollen, was uns vor 200 Jahren 
geſchehen ift, ſondern in der bitteren Nothwendigkeit, uns auf weitere An- 
griffe eines kriegeriſchen Nachbarn gefaßt machen zu müſſen, haben wir die 
Forderung auf Landabtretung, auf Feſtungsabtretung ſoweit ausgedehnt, wie 
es geſchehen iſt, damit wir ein Bollwerk haben, hinter dem wir weitere An⸗ 
griffe von der Art abhalten können, wie ſie ſeit 300 Jahren jede Generation 
in Deutſchland erlebt hat. Ich glaube, unter uns Allen iſt Niemand, deſſen 
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Vorfahren nicht in jeder Generation ſeit 300 Jahren in der Lage geweſen 
wären, mit Frankreich zu fechten, wenn ſie überhaupt Soldaten waren. 
Alſo lediglich die Rückſicht auf unſere Sicherheit hat uns geleitet, eine Rüd- 
ſicht, die um jo berechtigter iſt, als Frankreich in der Regel bei ſeinen An- 
griffen in Deutſchland, bei deſſen früherer Zerriſſenheit Bundesgenoſſen ge- 
funden hat und dadurch ſtärker geworden iſt und die Abwehr ſchwerer.“ 

Süddeutſchland vor Allem galt es gegen Angriffe Frank⸗ 
reichs ſicherzuſtellen. Bismarck erinnerte einmal draſtiſch daran, 
wie ſchon zur Zeit des orientaliſchen Krieges der König Karl 
von Württemberg erklärte, im Falle eines Krieges gegen 
Frankreich könne er nicht für ſeine Leute ſtehen, weil Württem⸗ 
berg von Frankreich überrannt würde, ehe das übrige Deutjch- 
land ihm zu Hilfe kommen könne. 

„Geben Sie uns Straßburg“, ſagte der König, „und wir 
werden einig ſein für alle Eventualitäten; ſo lange Straßburg 
aber ein Ausfallthor iſt für eine ſtets bewaffnete Macht, muß 
ich befürchten, daß mein Land überſchwemmt wird von fremden 
Truppen, bevor mir der deutſche Bund zu Hilfe kommen kann. 
Ich werde mich keinen Augenblick bedenken, das harte Brot der 
Verbannung in ihrem Lager zu eſſen, aber meine Unterthanen 
werden an mich ſchreiben. Sie werden von Kontributionen er: 
drückt werden, um auf Aenderung meines Entſchluſſes zu wirken. 
Ich weiß nicht, was ich thun werde, ich weiß nicht, ob alle 
Leute feſt genug bleiben werden. Aber der Knotenpunkt liegt in 
Straßburg, denn ſo lange das nicht deutſch iſt, wird es immer 
ein Hinderniß für Süddeutſchland bilden, ſich der deutſchen Ein⸗ 
heit, einer deutſch⸗nationalen Politik ohne Rückhalt hinzugeben. 
So lange Straßburg ein Ausfallthor für eine ſtets waffenbereite 
Armee von 100 —150 000 Mann iſt, bleibt Deutſchland in der 
Lage, nicht rechtzeitig mit ebenſo ſtarken Streitkräften am Ober⸗ 
rhein eintreten zu können — die Franzoſen werden ſtets früher 
da ſein.“ 

Es kam alſo darauf an, den Ausgangspunkt der franzöſi⸗ 
ſchen Truppen weiter zurückzuverlegen, es kam darauf an, ein 
Bollwerk zu errichten, „gegen die Irruptionen, die ſeit 200 Jahren 
dieſe leidenſchaftliche, kriegeriſche Völkerſchaft, deren alleiniger, 
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direkt ausgeſetzter Nachbar in Europa zu ſein Deutſchland das 
Unglück hat und die Unannehmlichkeit hat — dieſen Kriegern 
gegenüber die Spitze von Weißenburg, die tief in unſer Fleiſch 
hineinragt, abzubrechen.“ 

Um dieſer militäriſchen Nothwendigkeit willen, aus der her⸗ 
aus er handelte, bei der Abweſenheit jeder Illuſion über die 
Denkungsweiſe der Elſäſſer und der Lothringer hielt es der Fürſt 
umſomehr für ſeine Pflicht, wie er es einmal nannte, der Ad— 
vokat diefer Bevölkerung zu ſein: er empfinde ein gewiſſes Ge 
fühl der Verantwortlichkeit für ſie wegen des Antheils, den er 
an ihrer Loslöſung von Frankreich gehabt. 


Kaiſer und Reich. Die herrlichſte Frucht des Sieges aber 
war im Kriege ſelbſt gereift — Kaiſer und Reich ſtanden ſchon 
in Verſailles an jenem denkwürdigen 18. Januar fertig da, der 
für immer einer der größten Tage der deutſchen Geſchichte ſein 
wird. Auch für Fürſt Bismarck war jener Tag die Erfüllung 
ſeines innigſten Strebens: es ſoll nicht von Neuem unterſucht 
werden, welchen Antheil ſein Wirken und Ringen an dieſer Er— 
füllung gehabt, dies ganze Schriftchen ſoll ja davon Zeugniß 
geben. Die künftigen Veröffentlichungen werden auch zeigen, 
welchen Antheil er an den letzten Ereigniſſen hatte, die das 
Werk der Einheit förderten, an den Entſchließungen der Fürſten, 
an den Verträgen und Verhandlungen, durch welche das Reich 
zu Stande kam. 

Der Kanzler hatte die Genugthuung, daß die deutſche Ent— 
wickelung in den Bahnen, in welche er ſie geleitet hat, raſcher 
als irgend Jemand es ahnen konnte, zum glorreichen Abſchluſſe 
gelangte, daß aus den Keimen der Einigung zwiſchen Nord und 
Süd, die er gepflanzt und ſorglich gepflegt hatte, in der Stunde 
der Entſcheidung die reife Frucht der vollen Einheit und Kraft 
hervorging. Die nationale Erhebung Süddeutſchlands und die 
glorreiche Waffengemeinſchaft, welche Deutſchland ſchützte und 
Frankreich niederwarf, waren nur möglich in Folge jener ums 
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ſichtigen, wahrhaft bundesfreundlichen Politik, welche in den letzten 
Jahren unſere Beziehungen zu Süddeutſchland leitete. 

„Setzen wir Deutſchland in den Sattel, reiten wird es ſchon 
können!“ — hatte Graf Bismarck bei der Gründung ſeines 
nationalen Werkes allen Zweiflern zugerufen, — und ſeine Zuver⸗ 
ſicht hat ſich in wunderbarer Weiſe erfüllt. Durch den Ritt des 
geeinigten Deutſchlands nach Frankreich hinein war nicht blos 
die Kraft des deutſchen Volkes herrlich erprobt und bewährt, 
ſondern ein neues Zeitalter der europäiſchen Politik war ein⸗ 
geleitet worden. 

Was durch den letzten Krieg erreicht worden, das war für 
das geſammte Volk ein Gegenſtand erhebender, faſt andächtiger 
Betrachtung: mit Recht fand ein Redner im Reichstage dieſe Er⸗ 
eigniſſe ſo übergroß und gewaltig, daß man, um etwas Gleiches 
oder Aehnliches zu finden, auf Jahrtauſende enen Zeit⸗ 
alter greifen muß. 


Nach dem franzöſiſchen Kriege. 


Die Wiederanknüpfung mit Heſterreich noch vor völliger 
Beendigung des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges iſt ſeiner Zeit über 
der Fülle der ſich drängenden Ereigniſſe nicht genügend beachtet 
worden, ſie war aber unzweifelhaft eine diplomatiſche Meiſter⸗ 
leiſtung, deren wohlthätige Wirkung heute ſchwerlich Jemand ver⸗ 
kennen wird. Dieſelbe ſteht im genaueſten inneren Zuſammen⸗ 
hange mit der oben geſchilderten ſüddeutſchen Politik des Fürſten 
Bismarck und iſt ein Ausfluß deſſelben Geiſtes. 

Es war unzweifelhaft nach den Ereigniſſen von 1866, zu⸗ 
mal in ihrer Konnexität mit Oeſterreichs Mitwirkung in der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit, überaus ſchwer, es war 
vollends nach Oeſterreichs Verhalten am Anfange des franzöſiſchen 
Krieges überraſchend, daß ein leidliches Verhältniß zwiſchen Preußen 
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und Oeſterreich wieder angebahnt wurde; daß die Beziehungen aber 
ſo bald vertrauliche, intime wurden, dazu gehörte die ganze 
Klugheit und Erhabenheit der Bismarck'ſchen Staatsklugheit, 
die Hochherzigkeit eines politiſchen und patriotiſchen Sinnes, der 
Alles vergißt und hintanſetzt, wenn es gilt, große Ziele fürs 
Vaterland zu erreichen. 

Um die menſchliche und politiſche Größe und Bedeutung 
jener Wiederanknüpfung vollauf zu würdigen, darf man nicht 
vergeſſen, daß noch derſelbe Graf von Beuſt die öſterreichiſche 
Politik leitete, welcher nach 1866 als einer der Hauptrepräſen⸗ 
tanten des Preußenhaſſes und zugleich einer ohnmächtigen Ri— 
valität gegen Fürſt Bismarck an die Spitze der öſterreichiſchen 
Regierung getreten war und ſeitdem keine Gelegenheit vorüber: 
gelaſſen hatte, ſeiner Gegnerſchaft gegen das neue Deutſchland 
Ausdruck zu geben. 

Er hatte zumal beim Beginn der deutſch'efranzöſiſchen Ver⸗ 
wickelung, während er offiziell und zum Schein im Sinne der 
Beſchwichtiguug und Verſöhnung auftrat, doch vertraulich Alles 
gethan, um ein Bündniß zwiſchen Frankreich, Oeſterreich und 
Italien gegen Deutſchland zu Stande zu bringen; er verſicherte 
nach erfolgter Kriegserklärung die franzöſiſche Regierung, daß 
Oeſterreich „getreu den übernommenen Verpflichtungen“, die Sache 
Frankreichs „wie die ſeinige“ betrachten und in den Grenzen des 
Möglichen zum Erfolge ſeiner Waffen mitwirken werde. Nur 
machte er darauf aufmerkſam, daß der Eintritt Oeſterreichs in 
die Aktion ſofort denjenigen Rußlands nach ſich ziehen würde, 
deshalb ſei das Wort Neutralität „vorläufig“ eine Nothwendigkeit; 
aber dieſe Neutralität ſei nur das Mittel, ſich dem eigentlichen 
Ziele zu nähern, nämlich die Rüſtungen Oeſterreichs zu vollenden, 
ohne daſſelbe einem vorzeitigen Angriffe Preußens oder Rußlands 
ausgeſetzt zu fein, — es gelte dem „Ueberfluthen des Teutonismus“, 
welchen Preußen, eine vorzugsweiſe proteſtantiſche Macht auf— 
genommen habe, einen Damm entgegenzuſetzen. 

Bekanntlich ſcheiterten jene Abſichten Beuſt's daran, daß wir 
zu raſch ſiegten: die Tage von Weißenburg, Wörth und Spichern, 
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ſprachen zu deutlich zu den Gegnern des Teutonismus und 
mahnten ſie zur Vorſicht, aber noch im Spätherbſt 1870 beklagte 
Graf Beuſt, daß es „kein Europa mehr“ gebe, um wenigſtens 
„vermittelnd“ für Frankreich einzuſchreiten. 

Derſelbe Graf von Beuſt ſtand noch an der Spitze der Dinge 
in Oeſterreich, als Bismarck gegen Ende des Jahres ſich anſchickte, 
die Vollendung des deutſchen Reiches als erſte bereits reife Frucht 
dieſes Krieges zu ernten. Um dieſes Werk zu fördern, erſtrebte 
er den vollen Ausgleich mit Oeſterreich; er wußte, daß wichtige 
Schichten der ſüddeutſchen Bevölkerung den größten Werth auf 
gute Beziehungen zum alten Kaiſerſtaat legten, und um ſo freu⸗ 
diger zum deutſchen Reich ſtehen würden, wenn daſſelbe von vorn 
herein in freundlichem Verhältniß zu Oeſterreich ſtände. Schon 
vor den Verhandlungen mit den ſüddeutſchen Staaten ließ denn 
Graf Bismarck in Wien erklären, daß das neu zu geſtaltende 
Deutſchland auf die aufrichtige und dauernde Freundſchaft 
Oeſterreichs den größten Werth lege und kurz darauf erfolgte 
eine förmliche Eröffnung des Wunſches, „mit dem mächtigen Nach⸗ 
barreiche Beziehungen zu pflegen, welche der gemeinſamen Ber: 
gangenheit ebenſo wie den Geſinnungen und Bedürfniſſen der 
beiderſeitigen Bevölkerung entſprächen“. 


„Es lag außerhalb menſchlicher Berechnung, daß dieſe Einrichtungen 
unter dem Drange der mächtigen Entwickelung, zu welcher ein unerwarteter 
franzöſiſcher Angriff das deutſche Nationalgefühl aufrief, ihren Abſchluß in 
den jetzt vorliegenden Verfaſſungsbündniſſen und in der Errichtung eines 
neuen deutſchen Bundes finden ſollten. Es konnte nicht der Beruf Nord— 
deutſchlands ſein, dieſe nicht von uns herbeigeführte, ſondern aus der Ge— 
ſchichte und dem Geiſte des deutſchen Volkes hervorgegangene Entwickelung 
zu hemmen oder abzuweiſen. Auch die Kaiſerlich Königliche Regierung von 
Oeſterreich⸗Ungarn, davon ſind wir durch Ew. Hochwohlgebpren Bericht- 
erſtattung verſichert, erwartet und verlangt nicht, daß die Beſtimmungen des 
Prager Friedens die gedeihliche Entwickelung der deutſchen Nachbarländer 
erſchweren ſollten. Die Kaiſerliche Regierung ſieht der Neugeſtaltung, in 
welcher die deutſchen Verhältniſſe begriffen ſind mit dem berechtigten Ver⸗ 
trauen entgegen, daß alle Genoſſen des neuen deutſchen Bundes und ins- 
beſondere der König, unſer Allergnädigſter Herr, von dem Verlangen beſeelt 
find, die freundſchaftlichen Beziehungen Deutſchlands zu dem öſterreichiſch— 
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ungariſchen Nachbarreiche zu erhalten und zu fördern, auf welche beide durch 
die ihnen gemeinſamen Intereſſen und die Wechſelwirkung ihres geiſtigen 
wie ihres materiellen Verkehrslebens angewieſen find. Die verbündeten Re- 
gierungen hegen ihrerſeits die Zuverſicht, daß derſelbe Wunſch auch von der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie getheilt wird.“ 

So Graf Bismarck, und es war gewiß bezeichnend für 
die Entwickelung, die wir durchgemacht hatten, daß Graf Beuſt 
ein halbes Jahr, nachdem er dem Kaiſer Napoleon mit obigen 
Worten die Hilfe Oeſterreichs gegen Deutſchland in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt, nunmehr im Dezember ſchrieb: 

„Unſere Auffaſſung neigt dahin, in der Einigung Deutſch— 
lands unter Preußens Führung einen Akt von hiſtoriſcher Be⸗ 
deutung, eine Thatſache erſten Ranges in der mordernen Ent⸗ 
wickelung Europas zu erblicken und danach das Verhältniß zu 
beurtheilen, welches zwiſchen der öſterreichiſch-ungariſchen Mon⸗ 
archie und der neuen ſtaatlichen Schöpfung an unſeren Grenzen 
angebahnt und befeſtigt werden ſoll. 

Von dieſem Standpunkte aus kann es Mir nur zu hoher 
Befriedigung gereichen, jetzt ſchon beſtätigen zu dürfen, daß in 
maßgebenden Kreiſen Oeſterreich-Ungarns der aufrichtige Wunſch 
vorherrſcht, mit dem mächtigen Staatsweſen, deſſen Gründung 
ſich nunmehr vollziehen wird, die beſten und freundſchaftlichſten 
Beziehungen zu pflegen. Dieſer Wunſch wurzelt in der feſten 
Ueberzeugung, daß eine unbefangene Erwägung und Würdigung 
der gegenſeitigen Bedürfniſſe nur die erſprießlichſte und wohl⸗ 
thätigſte Wirkung auf beide Reiche äußern, ſie in Frieden und 
in reger Mitarbeiterſchaft an den Aufgaben der Gegenwart und 
Zukunft einigen wird. — 

Seine Majeſtät der Kaiſer wird die neuen Verhältniſſe des 
deutſchen Volkes mit dem rückhaltloſen Wunſche auffaſſen, daß 
daſſelbe in den neuen Formen ſeines ſtaatlichen Daſeins die 
wahren Bürgſchaften einer glücklichen, für ſeine eigenen, wie für 
die Wohlfahrt des ihm in geſchichtlicher Tradition, in Sprache, 
Sitte und Recht ſo vielfach verwandten Kaiſerſtaates gleich 
ſegensreichen Zukunft finden möge.“ 


Dieſe Vorgänge find, wie gejagt, bei ihrem erſten Bekannt⸗ 
werden kaum genügend beachtet worden: am Anfang des Jahres 
1871 nahmen die letzten großartigen Peripetien des merkwürdigen 
Krieges, ſowie die Verhandlungen über Kaiſer und Reich die 
öffentliche Aufmerkſamkeit zu ſehr in Anſpruch, als daß die De- 
peſchen über jene Wiederanknüpfung lange hätten die Beachtung 
feſſeln können. Heute aber, wo zumal ſchon reiche Früchte und 
Ergebniſſe jener neuen Beziehungen zwiſchen dem deutſchen und 
dem öſterreichiſch-ungariſchen Reiche vorliegen, wird man auch 
jene Wiederanknüpfung als einen Beweis ſeltener Vorausſicht, 
Umſicht und Energie in der Politik preiſen. 

In der Thronrede zur Eröffnung des Reichstages im DE 
tober 1871 ſagte der Kaiſer: 

„Das deutſche Reich und der öſterreichiſch-ungariſche Kaiſer⸗ 
ftaat find durch ihre geographiſche Lage und ihre geſchichtliche Ent⸗ 
wideluug jo zwingend und jo mannigfaltig auf freundnachbar⸗ 
liche Beziehungen angewieſen, daß die Befreiung der letzteren von 
jeder Trübung durch die Erinnerung an Kämpfe, welche eine 
unerwünſchte Erbſchaft tauſendjähriger Vergangenheit waren, dem 
ganzen deutſchen Volke zur aufrichtigen Befriedigung gereichen 
wird.“ 


Die Friedenspolitik und die Milliarden. Die Politik des 
deutſchen Reiches nach ſeiner Wiedererſtehung war ſchon in den 
Worten verkündet, welche der Kaiſer, als die Fürſten und freien 
Städte Deutſchlands die Aufforderung zur Herſtellung des Kaiſer⸗ 
thums an ihn richteten, zu denſelben ſprach: „Deutſchland, ſtark 
durch die Einheit ſeiner Fürſten und Völker hatte ſeine Stellung 
im Rathe der Nationen wiedergewonnen, aber das deutſche Volk 
hat weder das Bedürfniß, noch die Neigung, über ſeine Grenzen 
hinaus etwas Anderes als den auf gegenſeitiger Achtung der 
Selbſtändigkeit und gemeinſamer Förderung der Wohlfahrt be: 
gründeten Verkehr der Völker zu erſtreben.“ 
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„Sicher und befriedigt in ſich ſelbſt und ſeiner eigenen 
Kraft“, ſagte der Kaiſer, „wird das deutſche Reich, nach Sicher: 
ſtellung ſeiner Grenzen gegen Frankreich ein Reich des Friedens 
und des Segens ſein, in welchem das deutſche Volk finden und 
genießen wird, was es ſeit Jahrhundert erſtrebt hat.“ Dem 
neuen Reichstage gegenüber gelobte der Kaiſer ebenſo, „das neue 
Deutſchland ſolle ein zuverläſſiger Bürge des Friedens ſein, weil 
es ſtark und ſelbſtbewußt genug ſei, um ſich die Ordnung ſeiner 
eigenen Angelegenheiten als ſein ausſchließliches, aber auch aus⸗ 
reichendes und zufriedenſtellendes Erbtheil zu bewahren“. 

Fürſt Bismarck war berufen, die Aufgaben der aus⸗ 
wärtigen Politik des Reiches zu erfüllen und er fand in der 
deutſchen Nation auf Grund ſeiner bisherigen Leiſtungen das 
unbedingteſte Vertrauen; ſelbſt die Gegner ſeiner Geſammtauf⸗ 
faſſungen ſchloſſen ſich freiwillig oder nothgedrungen der An⸗ 
erkennung an, daß er in der äußeren Politik unbedingter Meiſter 
ſei. War in dieſer Beziehung ſein Ruf ſchon durch die Erfolge 
von 1866 und ſeitdem feſt begründet, ſo hatten die Veröffent⸗ 
lichungen beim Beginn des franzöſiſchen Krieges, die Kenntniß 
von den (dilatoriſchen) Verhandlungen und der fortgeſetzten 
Zurückweiſung Frankreichs ſeit 1876 ſeinen Ruhm und das Ver⸗ 
trauen zu ihm noch erhöht, und unſer Volk ſah die Sorge für 
ſeinen Frieden in ſeiner Hand mit Zuverſicht; aber man konnte 
nicht ahnen, wie bald durch ihn das deutſche Reich zum mäch⸗ 
tigſten Hort des europäiſchen Geſammtfriedens werden ſollte. 

Wir können, da in Betreff der Anerkennung und Würdi⸗ 
gung der Verdienſte des Fürſten Bismarck in dieſer Beziehung 
nur eine Stimme iſt, uns hier kurz faſſen und erinnern nur 
in allgemeinen Zügen an die beiſpielloſen Erfolge, die Deutſch⸗ 
land ſeiner diplomatiſchen Meiſterſchaft zu danken hat. 

Das deutſche Reich ſollte ein Reich des Friedens ſein. Fürſt 
Bismarck hatte längſt ſeine perſönliche Ueberzeugung dahin aus⸗ 
geſprochen, daß ſelbſt ein ſiegreicher Krieg doch immer ein Uebel 
ſei, vor welchem die Staatskunſt die Völker bewahren müſſe, ihm 
war es vornehmlich zu danken, daß nicht nur unſere eigenen 
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Verhältniſſe, ſich friedlich entwickelten, ſondern daß Deutſchland 
auch der Mittel⸗ und Stützpunkt einer allgemeinen Friedenspolitik 
in Europa wurde. 

Die erſte Zeit nach dem Friedensſchluſſe mußte natürlich 
der Auseinanderſetzung mit Frankreich gewidmet ſein, und in⸗ 
ſofern hatte ſich auch hierbei ſeine Entſchiedenheit und Feſtigkeit 
zu bewähren, daß er jede Verſuchung, in dieſe rein finanzielle 
Angelegenheit politiſche Geſichtspunkte zu miſchen. Gleich im 
Anfange wies er die Zumuthung zurück, die Verlegenheiten, 
welche Frankreich durch die Kommune bereitet wurden, zu be⸗ 
nutzen, und ſtellte den Grundſatz auf, daß es nicht Deutſchlands 
Aufgabe ſei, ſich in die inneren Angelegenheiten Frankreichs über 
das Bedürfniß der Sicherſtellung ſeiner eigenen Intereſſen ein⸗ 
zumiſchen. Denſelben Geſichtspunkt hielt er fort und fort feſt 
und machte ihn namentlich in der berühmten Depeſche an den 
Grafen Arnim geltend, in welcher näher ausgeſprochen wurde, 
daß, ſo lange der Frankfurter Friede nicht völlig ausgeführt ſei, 
wir nur das Intereſſe an den inneren Verhältniſſen Frankreichs 
haben können, daß die gouvernementalen Verhältniſſe in einer 
regelmäßigen, legalen Entwickelung bleiben, und daß wir nicht 
zur Befriedigung unſerer Forderungen von Neuem das Schwert 
ziehen müßten, ſei es, daß durch gewaltſame Umwälzung eine 
Republik mit einer anderen Gattung von Führern ans Ruder 
käme, ſei es, daß durch monarchiſche Inſtitutionen Frankreich 
bündnißfähiger für unſere bisherigen Freunde würde. Unſere 
Aufgabe ſei es nicht, die Zuſtände Frankreichs zu konſolidiren; 
kein Franzoſe würde jemals auf den Gedanken kommen, uns 
wieder zu den Wohlthaten der Monarchie zu verhelfen, wenn 
Gott über uns das Elend einer republikaniſchen Anarchie ver⸗ 
hängen ſollte. „Unſer Bedürfniß“, ſagte er, „iſt, von Frank⸗ 
reich in Ruhe gelaſſen zu werden, und zu verhüten, daß Frank⸗ 
reich, wenn es uns den Frieden nicht halten will, Bundesgenoſſen 
finde. So lange es ſolche nicht hat, iſt uns Frankreich nicht 
gefährlich, und ſo lange die großen Monarchien Europas zu⸗ 
ſammenhalten, iſt ihnen keine Republik gefährlich. Dagegen wird 
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eine franzöſiſche Republik aber ſehr ſchwer einen monarchiſchen 
Bundesgenoſſen gegen uns finden.“ 

Die Thatſache freilich, daß Frankreich im Stande war, die 
ihm auferlegte Kriegsentſchädigung ſtatt in vier Jahren, wie zu⸗ 
erſt beſtimmt war, ſchon nach zwei Jahren völlig abzutragen und 
in derſelben Zeit noch ungeheure Summen auf die Wiederher⸗ 
ſtellung ſeiner Armee zu verwenden, gibt vor Allem den Beweis, 
daß die finanziellen Forderungen, welche Deutſchland an Frank⸗ 
reich geſtellt hatte, keineswegs ſo übertrieben und ſo drückend 
waren, wie beim Friedensſchluſſe auf vielen Seiten, beſonders in 
England, behauptet wurde. Alle ängſtlichen Vorherſagungen, 
welche damals mit dem Scheine größter Autorität in Bezug auf 
den wirthſchaftlichen Ruin Frankreichs und auf gleichzeitige ver⸗ 
hängnißvolle Erſchütterungen des Weltgeldmarktes laut wurden, 
haben ſich als irrthümlich erwieſen. 

Unſere Regierung aber hat in Anerkennung des beſonnenen 
Geiſtes, welcher in der Politik Frankreichs zur Geltung gelangte, 
bereitwillig die Hand dazu geboten, Frankreich die Abtragung der 
Schuld zu erleichtern und die Friſten der Auseinanderſetzung 
abzukürzen. 

So gelang es, das Friedenswerk zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich früher als man gehofft, ſchon im März 1873 zum Ab⸗ 
ſchluß zu bringen. Fürſt Bismarck legte ſo großes Gewicht darauf, 
daß er ſelbſt die ſchließlichen Verhandlungen darüber führte: er bot, 
zumal einer Regierung gegenüber, deren Beſtrebung unzweifel⸗ 
haft auf die loyale Erfüllung der Verpflichtungen gegen Deutſch⸗ 
land gerichtet war, bereitwillig die Hand dazu, durch eine weitere 
vertrauensvolle Vereinbarung unſere Rechnung mit Frankreich ab⸗ 
zuſchließen und die letzten Nachwehen des Kriegszuſtandes ver⸗ 
ſchwinden zu laſſen. Der Geiſt wahrhafter Mäßigung und 
Friedensliebe, der dieſen Abſchluß gelingen ließ, war offenbar 
von großer Bedeutung auch für die weiteren Beziehungen der 
beiden Großmächte. Jedenfalls wurde dieſer Abſchluß mit Frank⸗ 
reich damals allgemein als ein hocherfreuliches Ereigniß begrüßt 
und vom Präſidenten des Reichstages in beſonderer Anſprache 


als ein hohes Verdienſt des Kanzlers um das deutſche Volk ge: 
prieſen. 

Es iſt ſeitdem freilich die peſſimiſtiſche Auffaſſung vielfach zur 
Geltung gekommen, daß uns „die Milliarden“ überhaupt nichts 
genützt, vielmehr alle die ſpäteren wirthſchaftlichen Ausſchreitungen 
verurſacht haben; es wäre mithin gar kein Verdienſt, jene Zahlun⸗ 
gen geſichert und zumal beſchleunigt zu haben. Es ſoll hier 
nicht unterſucht werden, inwieweit die ſchnelle Zahlung ökonomiſch 
ſchädlich war; jedenfalls iſt dies ein Urtheil ex post, und die 
allgemeine Anſicht war zur Zeit für die Beſchleunigung, weil 
ſie in dieſer vor Allem die Sicherung der Zahlung erblickte. 
Die Frage aber nach dem Nutzen der Milliarden iſt längſt da⸗ 
hin beantwortet, daß dieſelben eben als Kriegskoſtenentſchädigung 
zunächſt und vor Allem für die unmittelbaren Folgen des Krieges, 
für die Invalidenpenſionen, zu den umfaſſenden Retabliſſements, 
ſodann für die fernere Ausbildung der Wehrhaftigkeit des Volkes 
zur Sicherung des Friedens verwandt worden ſind. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß zahlreiche Verluſte und Opfer, welche der 
„mit leichtem Herzen“ von Frankreich unternommene Krieg den 
Einzelnen, wie den Familien auferlegt worden ſind, auch durch 
die Milliarden nicht ausgeglichen werden konnten. Was aber den 
Krach betrifft, ſo hat das ungeſunde wirthſchaftliche Treiben, das 
ihn herbeiführte, ſeinen Urſprung in der plötzlichen Friedensſelig⸗ 
keit nach langem Bangen und ſteter Kriegsfurcht, und er hätte 
wohl ebenſo ſtattgefunden, wenn wir drei ſtatt fünf Milliarden 
erhalten hätten, wie er denn in Oeſterreich, welches überhaupt 
keine Milliarden empfangen hatte, die ärgſten Verwüſtungen an⸗ 
richtete. 

Soviel ſteht feſt, daß der raſche und glatte Abſchluß mit 
Frankreich ſeiner Zeit in ganz Deutſchland als ein großes Ver⸗ 
dienſt des Fürſten Bismarck anerkannt wurde. 
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Die Drei-Kaiſer-Politik. Unſere Beziehungen zu Frankreich 
würden wohl nicht einen ſo befriedigenden Verlauf genommen 
haben, wenn die deutſche Regierung nicht vom erſten Augenblick 
nach Wiederherſtellung des Friedens dafür geſorgt hätte, daß 
Deutſchland nicht für ſich allein die Aufgabe zu erfüllen hätte, 
welche nach allen Ankündigungen das Hauptziel des neuerſtandenen 
Reiches ſein ſollte, nämlich den Frieden zu verbürgen, daß viel⸗ 
mehr die großen Nachbarreiche ſich dieſer Politik offen anſchlöſſen 
und ganz Europa immer entſchiedener dieſelben Wege verfolgte. 

Auch ein Thiers an der Spitze Frankreichs, ſo ſehr er relativ 
und zumal im Vergleich mit ſeinen republikaniſchen Hinter⸗ 
männern das Lob der sagesse, das ihm ſo bereitwillig geſpendet 
wurde, gewiß verdiente, und obwohl Fürſt Bismarck mit Recht 
dem Grafen Arnim Vorwürfe machte, daß er aus monarchiſch⸗ 
doktrinären Gründen das uns günſtigſte Gouvernement erſchüttern 
half, — ſelbſt Thiers war doch von Herzen durchaus Chauviniſt 
und zumal Deutſchland gegenüber, hatte er aus ſeinem Haß und 
neuerdings aus ſeiner Eiferſucht nie ein Hehl gemacht. Der 
Vorwurf, den er dem Kaiſerthum gemacht, beſtand nicht darin, 
daß es Krieg gegen Preußen begonnen, ſondern daß es ihn 
ſchlecht vorbereitet und unter ungünſtigen Umſtänden begonnen. 
„Sie wollen Preußen einen Stoß geben, ich will es auch“, 
rief er im Juli 1870, „nur halte ich dieſen Krieg für unklug. 
Die Ereigniſſe von 1866 gingen mir mehr nahe, als irgend 
wem, aber die Gelegenheit, das Uebel gut zu machen, iſt ſchlecht 
gewählt.“ Die gerühmte Weisheit Thiers beſtand jetzt eben 
darin, daß er die Nothwendigkeit, ſich mit Deutſchland gut zu 
ſtellen, klar erkannte, und daß er Frankreich, ſo lange es nicht 
vollſtändig wieder erſtarkt, und ſo lange es nicht eines mächtigen 
Bundesgenoſſen ſicher ſei, vor jedem „neuen Abenteuer“ be⸗ 
wahren wollte. 

Fürſt Bismarck vermied daher einerſeits, wie wir geſehen, 
Alles, was Frankreich bündnißfähig machen konnte, andererſeits 
richtete er ſein eifrigſtes Bemühen dahin, Deutſchland zum Mittel⸗ 
punkt einer Friedensliga zu machen. 
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Auch nach dieſer Seite war zunächſt die Wiederanknüpfung 
mit Oeſterreich von großer Bedeutung geweſen. Aber dies Ver⸗ 
hältniß ſelbſt konnte nur fruchtbringend werden, wenn als der 
dritte im Bunde der Kaiſer von Rußland erſchien. Schon im 
Jahre 1871 wurde verkündet, daß „unſere Politik den größten 
Werth darauf lege, mit den nächſten Nachbarn Deutſchlands, 
den Herrſchern der mächtigen Reiche, welche daſſelbe von der 
Oſtſee bis zum Bodenſee unmittelbar begrenzen, freundſchaftliche 
Beziehungen von ſolcher Art zu pflegen, daß ihre Zuverläſſig— 
keit auch in der öffentlichen Meinung aller Länder außer Zweifel 
ſtehe.“ 

Die Drei-Kaiſer-Zuſammenkunft, welche im folgen: 
den Jahre in Berlin ſtattfand, war die deutliche und Allen ver⸗ 
ſtändliche Erfüllung der vom Fürſten Bismarck verkündeten 
Friedenspolitik des deutſchen Reichs. Die drei Kaiſer bekannten 
ſich jetzt gemeinſam zu der Aufgabe, welche das Reich gleich nach 
ſeiner Wiederaufrichtung übernommen hatte, und eben dadurch 
wurde dem ſegenverheißenden Streben eine erhöhte Sicherheit der 
Erfüllung gegeben. Es war ein Zeichen des feſten Vertrauens 
der Mächte zu dem Ernſt und der Aufrichtigkeit der friedlichen 
Richtung der deutſchen Politik, wenn ſie von vornherein ver⸗ 
kündigt hatte, daß Deutſchland inmitten ſeiner Erfolge vor jeder 
Verſuchung zum Mißbrauch ſeiner durch ſeine Einigung ge⸗ 
wonnenen Kraft bewahrt ſei, daß es dieſelbe Achtung, welche es 
für ſeine eigene Selbſtſtändigkeit in Anſpruch nimmt, bereitwillig 
auch der Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Völker zolle. 
Der Reichskanzler hatte die Bedeutung der fürſtlichen Zuſammen⸗ 
kunft ſoeben dahin zuſammengefaßt: die bloße Thatſache derſelben 
werde überall als ein den Frieden verbürgender Abſchluß der bis⸗ 
herigen großen Ereigniſſe angeſehen werden und der allgemeine 
Glaube an den Frieden ſei ja beſonders für die emporblühende 
Gewerbthätigkeit faſt ebenſo wichtig, als die Erhaltung des 
Friedens ſelbſt. 

Der ſtillſchweigende, aber durchaus verſtändliche und überall 
verſtandene Friedensbund der drei Kaiſer, der ſeit dem vorigen 


Jahre immer neue Beſtätigung und innigere Befeſtigung gefun⸗ 
den hatte, übte ſeine Wirkung ſichtlich auch auf die anderen großen 
Staaten, und der König von Italien erachtete es für eine fürſt⸗ 
liche Aufgabe im Intereſſe ſeines Volkes, wie der allgemeinen 
Politik, jenem großen und mächtigen Bunde für die Ruhe und 
den Frieden Europas offen und entſchieden beizutreten. 

Es iſt ſpäter üblich geworden, die ganze Drei⸗Kaiſer⸗Politik 
geringſchätzig zu behandeln und ihre politiſche Bedeutung herab⸗ 
zuſetzen, weil ſie eben nicht beſtimmte Ziele, nicht ein ausdrück⸗ 
liches Bündniß in ſich ſchloß, zumal, als ſie nicht zu verhindern 
vermochte, daß z. B. in der orientaliſchen Kriſis ſich die Sonder⸗ 
intereſſen der einzelnen Theilnehmer geltend machten. 

Dennoch iſt nicht in Abrede zu ſtellen, daß die an dem 
Drei⸗Kaiſer⸗Tage ins allgemeine Bewußtſein getretene Strömung 
Jahre lang Europa beherrſcht und das Vertrauen deſſelben be 
ſtätigt und geſtärkt hat. Es war zunächſt für Frankreichs Ver⸗ 
halten von größter Bedeutung, daß ihm das klare und lebendige 
Bewußtſein beigebracht wurde, wie Preußen-Deutſchland nicht 
blos durch eigene Kraft, ſondern als Mittelpunkt der allgemeinen 
Politik allen Verſuchen zur erneuten Störung des Friedens wirk⸗ 
ſam zu begegnen in der Lage ſei. Man verſetze ſich in jene 


erſten Jahre nach dem Frankfurter Frieden zurück, wo von allen 


Dächern gepredigt wurde, daß Frankreich nach ſeiner ſchweren 
Demüthigung unfehlbar die erſte Gelegenheit benützen werde, um 
Revanche an uns zu nehmen, daß namentlich die letzten Raten 
der Kriegsentſchädigung, die man damals für unerſchwinglich 
hielt, den Anlaß zum Kriege bieten würden; die letzten Milliarden, 
hieß es, würden wir unzweifelhaft „holen müſſen“. Durch die 
Politik, deren höchſter Ausdruck eben die Drei⸗Kaiſer⸗Vereinigung 
war, iſt jene Beſorgniß allmälig in den Hintergrund getreten: 
zwar bedurfte es, zumal den Parteien in Frankreich gegenüber, 
auch ſpäter dann und wann, eines ſogenannten „kalten Strahls“, 
als welchen man wohl auch die „Krieg in Sicht“-Epiſode zu bes 
trachten hat. 

Fürſt Bismarck ſelbſt hat das Weſen der in Rede ſtehen⸗ 


den Politik dahin bezeichnet, daß das Drei-Kaifer-VBerhältnif über⸗ 
haupt nicht auf geſchriebenen Verpflichtungen beruhe und keiner 
der drei Kaiſer verpflichtet ſei, ſich von den anderen zwei Kaiſern 
überſtimmen zu laſſen. Es beruhe auf dem perſönlichen Ver⸗ 
trauen, welches dieſe hohen Herren zu einander haben und auf 
dem auf langjährige perſönliche Beziehungen baſirten Verhältniſſe 
der leitenden Miniſter in allen drei Reichen. 

Auch Graf Andraſſy erklärte ſpäter: 

„Ein Drei⸗Kaiſer⸗Bündniß in dem Sinne, daß die drei Mächte be 
ſtimmten Fragen, namentlich der Orientfrage gegenüber, Verpflichtungen 
eingegangen ſeien, habe nicht beſtanden und beſtehe nicht. Die drei Kaijer 
und deren Regierungen ſeien nur übereingekommen, im Intereſſe des 
europäiſchen Friedens in den auftauchenden Fragen im Einvernehmen, nicht 
gemeinſchaftlich, vorzugehen, und das ſei mehrere Jahre gelungen.“ 

Auch im Reichstage wurde denn die Wichtigkeit des Drei- 
Kaiſer⸗Bündniſſes für die Erhaltung des europäiſchen Friedens, 
ſowie die Stellung Deutſchlands in demſelben und vermöge des⸗ 
ſelben laut und freudig anerkannt. 

Bei dieſer politiſchen Bedeutung des Drei-Kaiſer⸗Bündniſſes 
durfte Fürſt Bismarck, wie erwähnt, beſonders betonen, daß 
der allgemeine Glaube an den Frieden für das Emporblühen der 
gewerblichen Thätigkeit vorzugsweiſe von ſegensreichem Einfluſſe. 
ſei. Wenn hierin grade dem erſten Aufſchwung ein ſchwerer Rück⸗ 
ſchlag folgte und das deutſche Reich in ſeiner jungen Entwicke⸗ 
lung arg ſchädigte, ſo wurde dies durch Urſachen herbeigeführt, 
welche von der eigentlichen Politik unabhängig waren, — ſicher⸗ 
lich aber hat der „wirthſchaftliche Krach“, welcher eben das Reich 
trotz ſeiner ſo glücklichen und hoffnungsvollen politiſchen Anfänge 
ſo ſchwer traf, die Aufmerkſamkeit des Kanzlers damals in er⸗ 
höhtem Maße auf das wirthſchaftliche Leben des Volkes gerichtet 
und die Pläne gezeitigt, die er für die Hebung deſſelben in ſeinem 
für das deutſche Vaterland erglühenden Herzen ausbildete. 


Deutſchland in der Hrientfrage. Die größte Probe und 
Bewährung der Bismarckſchen Politik war die orientaliſche 
Frage und die Stellung, welche Deutſchland in derſelben ein- 
nahm. Seit dem Beginn der betreffenden Bewegungen hatten 
ſich die europäiſchen Mächte, beſonders die Regierungen der 
Kaiſerſtaaten zu gemeinſamen Schritten behufs Friedensſtiftung 
vereinigt, beſonders von dem Wunſche beſeelt, Alles zu vermeiden, 
was eine verfrühte Einmiſchung Europas herbeiführen konnte. 

Den allgemeinen Standpunkt der deutſchen Politik für die 
ganze orientaliſche Kriſis faßte Fürſt Bismarck dahin zuſammen: 
Deutſchland ſucht vor Allem den Frieden zu erhalten; wenn den: 
noch der Krieg ausbricht, denſelben zunächſt zu lokaliſiren, wenn 
ſein Verlauf die Lebensintereſſen Oeſterreichs bedrohen ſollte, für 
Oeſterreich einzutreten. 

So groß die Verſchiedenheit der Geſichtspunkte und Inter⸗ 
eſſen der Mächte in Bezug auf jene Fragen an und für ſich iſt, 
ſo hat doch die aufrichtige Gemeinſchaft friedlichen Wollens und 
Strebens, welche von dem Drei- Kaiſer-Bund ausgehend mehr 
und mehr alle europäiſchen Großſtaaten verknüpft hatte, zu einer 
Verſtändigung geführt, durch welche eine Beilegung der Be— 
wegung verſucht und dann wenigſtens die Ausdehnung derſelben 
auf die Nachbarſtaaten verhindert wurde. Die Natur der Sache 
brachte es mit ſich, daß in der orientalifchen Frage innerhalb 
des Drei-Kaiſer⸗Bundes das Einvernehmen zwiſchen Rußland und 
Oeſterreich die Grundlage aller Entſchließungen bildete; die Auf: 
gabe der deutſchen Politik beſtand daher weſentlich darin, dieſes 
Einvernehmen unter Berückſichtigung der allgemeinen europäiſchen 
Verhältniſſe auf jede Weiſe zu fördern. Dem Ernſt und der 
Macht des Friedensgedankens, wie er beſonders im Drei ⸗Kaiſer⸗ 
Bunde gepflegt wurde und dem allgemeinen Vertrauen zu der 
vom Fürſten Bismarck ſo umſichtig geleiteten deutſchen Politik 
war es zu danken, daß jene Verſtändigung „von Fall zu Fall“, 
welche Graf Andraſſy als das Weſen der gemeinſamen Aktion 
bezeichnete, immer und immer wieder gelang und inmitten jener 
drohenden Zerwürfniſſe Europa den Frieden ſicherte. Deutſchland 


nn 1 


bildete in Wahrheit, wie es der Gründer des Reiches gewollt 
und verkündet hatte, das feſte Bollwerk des Friedens, nach Fürſt 
Bismarcks treffender Bezeichnung „die Bleigarnirung, welche 
die Figur immer wieder zum Stehen brachte“. 

Der Einfluß Bismarcks auf die geſammte Entwickelung 
der orientaliſchen Dinge war um ſo wunderbarer, um ſo mehr 
ein Zeugniß für die moraliſche Größe der deutſchen Politik, als 
Bismarck laut verkündet hatte, er werde zu irgend welcher 
aktiven Betheiligung Deutſchlands nicht rathen, ſo lange in dem 
ganzen Streite für Deutſchland kein Intereſſe in Frage ſtehe, 
welches auch nur die geſunden Knochen eines einzigen pommer⸗ 
ſchen Musketiers werth wäre. 

Man hat über das Wort Bismarcks „das Bischen Serzego: 
wina“ ſpäter, als die türkiſche Frage jo ſehr an Bedeutung ges 
wonnen hatte, viel wohlfeile Bemerkungen gemacht, gleichſam als 
über einen Mangel an Vorausſicht von ſeiner Seite; jene Aeuße⸗ 
rung iſt jedoch nur im Zuſammenhang mit Bismarcks An— 
ſichten über die aktive Betheiligung Deutſchlands an der Frage 
aufzufaſſen. Bekanntlich iſt der Augenblick niemals eingetreten, 
wo die türkiſche Angelegenheit für Deutſchland die Knochen 
eines pommerſchen Musketiers werth wurde, wo daher das 
„Bischen Herzegowina“ für uns „ein ſchwarzer Punkt am 
Horizont“ geworden wäre. Allerdings war ſie für den Kanzler 
ſelbſt damals, wie ſpäter, ein Gegenſtand vieles politiſchen 
Denkens und Sorgens, — aber es iſt eben gelungen das deut⸗ 
ſche Vaterland vor aller Mitleidenſchaft in der Frage zu be⸗ 
wahren. x 

Die damalige Lage aber enthielt für die deutſche Politik 
die Aufforderung zu einer außerordentlich vorſichtigen Politik, 
die ſich den anderen Mächten durch ihr Wohlwollen und ihre 
Friedensliebe empfiehlt, weil ſie dadurch keins ihrer Intereſſen 
verletzt. 

Damals, ſchon vor dem Kongreß, der das Anſehen der 
Bismarckſchen Stellung ſo unendlich erhöhen ſollte, ſprach 
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Herr von Bennigſen unter Zuſtimmung aller Seiten der Reichs⸗ 
vertretung: 

„In dieſem Augenblicke ſind die Augen der ganzen Welt vielleicht mehr 
als vor einigen Jahren auf die Dinge gerichtet, die im Orient vorgehen. 
Da erinnert ſich doch gewiß die dankbare deutſche Nation und ihre Vertre⸗ 
tung, welche Stellung ſich das deutſche Reich, ſein Kaiſer und ſein Kanzler 
in dieſen Dingen der europäiſchen Politik in wenigen Jahren verſchafft 
haben. Iſt das nicht eine wunderbare Entwickelung und Fügung in den 
Zuſtänden Deutſchlands, in der Stellung und dem Einfluß, welchen Deutſch⸗ 
land ſich erworben hat, daß, nachdem noch nicht ein Dutzend Jahre hinter 
uns liegen, wo Deutſchland in furchtbarer Anſpannung aller Kräfte, in den 
gewaltigſten Anſtrengungen und Leiſtungen militäriſcher Energie ſich eine 
Stellung verſchafft hat auf kriegeriſchem Wege gegen Oeſterreich, gegen 
Frankreich, daß nach ſo kurzer Zeit eine Politik, die im erſten Augenblicke 
nach ſolchen Ereigniſſen und Erfolgen bei den anderen Kabinetten mehr 
Staunen und Furcht hervorrief als irgend einen anderen Eindruck, daß es 
gelungen iſt, nach ſolchen Ereigniſſen an der Hand einer ſo ungewöhnlichen 
militäriſchen Energie und ſolcher militäriſchen Erfolge dem Auslande das 
Gefühl beizubringen, daß man es hier in dem neuen Deutſchland nicht mit 
einer vorzugsweiſe militäriſchen oder kriegeriſchen Macht zu thun habe, jon- 
dern mit der Macht einer Nation, welche ſich die Aufgabe geſtellt hat, inner⸗ 
halb der wiedergewonnenen alten Grenzen mit dem erſtarkten Einfluſſe, 
der dem deutſchen Volke zukommt, nun auf dieſem Boden friedlich das Wei- 
tere zu geſtalten, was hier von der Natur und der Vorſehung beſtimmt iſt 
und auch andere Mächte in ihrem Beſitze und in ihrer Entwickelung unge⸗ 
ſtört zu lafjen? 

Wer hat im Jahre 1866, wer hat noch mehr im Jahre 1871 erwarten 
können, daß nach wenigen Jahren die Stellung Deuſchlands, ſein Einfluß 
in Europa gerade in dieſer Linie liegen würde, und daß das geſchehen iſt, 
das iſt das Verdienſt des deutſchen Kaiſers und ſeines Kanzlers. Dafür iſt 
das Gefühl in Deutſchland wie im übrigen Europa ſo lebhaft, daß die 
Lücke, die durch das Ausſcheiden des Kanzlers geriſſen worden, nach allen 
Seiten hin als eine verhängnißvolle empfunden wird.“ 


Es war eine Anerkennung der uneigennützigen Bemühungen 
der deutſchen Politik um den europäiſchen Frieden in allen 
Stadien der orientaliſchen Angelegenheit, daß der Kongreß zur 
endlichen Beilegung der ganzen Frage grade in Berlin, unter 
dem Einfluß des Fürſten Bismarck, abgehalten wurde. Welcher 
Kontraſt gegen die frühere Stellung Deutſchlands in dieſer Frage, 
daß alle Mächte, und am meiſten die unmittelbar betheiligten, 
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die Vermittelung der deutſchen Politik vorzugsweiſe anriefen. 
Fürſt Bismarck hatte noch kurz zuvor jede aktive Einmiſchung 
Deutſchlands entſchieden abgelehnt. 

„Nur für den Schutz unſerer Unabhängigkeit nach außen, hatte er geſagt, 
unſerer Einigkeit unter uns und für diejenigen Intereſſen, die ſo klar ſind, 
daß, wenn wir für fie eintreten, die volle Ueberzeugung, die volle Be- 
geiſterung der deutſchen Nation uns trägt, — nur einen ſolchen Krieg bin 
ich bereit, dem Kaiſer anzurathen.“ 

Dagegen hatte Fürſt Bismarck ſich und der deutſchen 
Politik die Rolle des „ehrlichen Maklers“ vindizirt, nicht des 
Schiedsrichters, der ſagt: ſo ſoll es ſein, und dahinter ſteht die 
Macht des deutſchen Reichs, ſondern eben des allſeitig geachteten 
Vermittlers, der das Geſchäft wirklich zu Stande bringt. 

Nicht der ehrwürdigen und allgemein verehrten Perſon des 
Kaiſers galt jene Huldigung; denn der treffliche Monarch lag 
zur Zeit, wo der Kongreß zu Stande kam, ſchwer danieder, 
ſondern es war recht eigentlich eine allgemeine Anerkennung der 
vom Fürſten Bismarck geleiteten deutſchen Politik und eine 
Huldigung für die perſönliche Wirkſamkeit, die er ſeit Jahren 
in der orientaliſchen Frage geübt hatte. 

Beim Zuſammentritt des Kongreſſes erſchien der 
Friede Europas von Neuem unmittelbar bedroht. Der Friede 
von San Stefano hatte den Krieg zwiſchen Rußland und 
der Türkei zunächſt abgeſchloſſen, aber aus den Fragen von 
europäiſchem Intereſſe ſchien ein ſchwererer, umfaſſenderer Kon⸗ 
flikt hervorgehen zu ſollen. Der Ausbruch desſelben ſchien ſo 
nahe gerückt, jo ſehr von jedem Zwiſchenfall vor Konſtantinopel 
abhängig, daß es fraglich war, ob nicht die Gewalt der That⸗ 
ſachen alle Abſichten der Verſtändigung vereiteln würde. 

Bei dem ſchneidenden Gegenſatze der grundſätzlichen Auf⸗ 
fafjungen und Anſprüche zwiſchen England und Rußland war es 
überaus ſchwierig, einen Boden zu finden, auf welchem der Ver⸗ 
ſuch einer Verſtändigung überhaupt unternommen werden konnte. 

Graf Andraſſy hat in ſeinen bekannten Worten Namens des 
ganzen Kongreſſes anerkannt, wie viel die Weisheit und die un⸗ 
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ermüdliche Energie des Fürſten Bismarck dazu beigetragen hat, 
das Werk der allgemeinen friedlichen Beilegung gelingen zu laſſen. 
Der Kongreß konnte nicht die Aufgabe haben, eine volle und ab⸗ 
ſolute Löſung der orientaliſchen Frage zu finden, die ganz be⸗ 
ſtimmte und begrenzte Aufgabe aber, den zwiſchen Rußland und 
der Türkei allein geſchloſſenen Friedensvertrag mit den Intereſſen 
und Anſprüchen der europäiſchen Mächte überhaupt und mit den 
Verträgen in Einklang zu bringen, dieſe Aufgabe iſt durch den 
Kongreß vollſtändig gelöſt und dadurch dem allgemeinen Frieden 
zunächſt eine neue Bürgſchaft gegeben worden. 

Damals vereinigten ſich alle Parteien in der Anerkennung 
der großen Reſultate der deutſchen Politik; unter allgemeiner 
Zuſtimmung wurde darauf hingewieſen, daß die Art und Weiſe, 
wie ſeit dem franzöſiſchen Kriege unſere Politik geleitet werde, 
volles Vertrauen finde; ausdrücklich wurde der Beifall der Nation 
auch von Seiten der entſchiedenen Linken bezeugt. 

Wir berühren nur obenhin die auswärtigen Beziehungen 
ſeit dem Berliner Frieden, um wiederholt auf die anerkannt 
mächtige Stellung Deutſchlands in denſelben hinzuweiſen. Eine 
beſondere Erwähnung möge nur die Anknüpfung des engen Ver⸗ 
hältniſſes zu Oeſterreich-Ungarn finden, welche in dem Augen: 
blicke ſtattfand, wo in Rußland die revolutionären und deutſch— 
feindlichen Stimmungen die Regierung zu überfluthen drohten. 
Was Fürſt Bismarck in jener Zeit für Deutſchland geleiſtet 
hat, welche Schwierigkeiten er damals zu überwinden hatte, um 
zu dem erwünſchten Ziele zu gelangen, davon iſt das Bewußtſein 
gar nicht in weitere, ſelbſt politiſche Kreiſe gedrungen. Die 
Chronik jener Zeit verzeichnet ſehr treulich alle die Feſtlichkeiten, 
welche dem deutſchen Kanzler in Wien gegeben wurden: wir 
leſen dagegen ſehr wenig von der geiſtigen Arbeit, die unter 
jenem heiteren Schein vor ſich ging, vollends erfahren wir 
faſt nichts von den geiſtigen Kämpfen, die den Feſtwochen 
folgten. — Und doch ſchwebte damals in Wahrheit die größte 
Staatskriſis, die wir ſeit 1866 durchgemacht haben. Es iſt mit 
dem Wort und Begriff „Kriſis“ in den letzten Jahren viel Miß⸗ 
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brauch getrieben worden, von der damaligen Krifis aber wußten 
nur ſehr Wenige: es handelte ſich um die Modifikation eines 
Grundprinzips der geſammten auswärtigen Politik des deut⸗ 
ſchen Reichs, die ſich ja ſeit Jahren auf die engeren Be⸗ 
ziehungen zu Rußland in erſter Linie geſtützt hatte: ſehr ein⸗ 
flußreiche Kreiſe mußten zu der Ueberzeugung von der Noth⸗ 
wendigkeit der Vorſicht und Zurückhaltung in dieſer Beziehung 
gebracht, ſehr mächtige Strömungen überwunden werden, und die 
Meiſten erhielten erſt eine Ahnung von der Wichtigkeit der da⸗ 
maligen Vorgänge innerhalb der Regierung, als Notizen vom 
Auslande her darauf aufmerkſam machten und als eine berühmte 
Miniſteranſprache die Schwierigkeit als überwunden zeigte. Im 
Reichstage aber fand die damalige Hinwendung zu Oeſterreich von 
allen Parteien die lebhafteſte Zuſtimmung: von einer Seite, 
welche den Fürſten Bismarck nicht grade mit Beifall verwöhnt 
hat, wurde die damalige diplomatiſche Aktion als eines der un⸗ 
verwelklichſten Lorbeerblätter in der Geſchichte ſeiner politiſchen 
Thätigkeit bezeichnet. 

„Hier zum erſten Male, ſagte ein Redner, hat der Kanzler, der bei 
der Erreichung und Durchführung der ſchwierigen Aufgaben, welche er an 
Preußen und Deutſchland geſtellt hat, faſt bei jedem Schritt auf ſtarken 
Widerſtand großer Kreiſe, großer Intereſſen, ganzer politiſcher und kirchen⸗ 
politiſcher Parteien in Deutſchland geſtoßen iſt, hier zum erſten Male hat 
er eine poplomatiſche Aktion vorgenommen und ein weſentliches Reſultat in 
derſelben erreicht, wo alle Intereſſen, alle Parteien, ja ich kann ſagen, ganz 
Deutſchland ihm freudig zuſtimmt.“ 


Der geiſtliche Kampf. Unter den Verdienſten des Fürſten 
Bismarck um das deutſche Reich ſoll der „Kulturkampf“ nicht 
(ohne Weiteres) aufgezählt werden: ein großer Theil der deutſchen 
Bevölkernng, und zwar manche höchſt ehrenwerthe Elemente 
derſelben würden hierin nicht einſtimmen können. Aber dieſen 
wichtigen Punkt ſeiner Wirkſamkeit und das Verhältniß deſſelben 
zu dem ſonſtigen Streben Bismarcks hier mit Stillſchweigen 
zu übergehen, würde ſich um ſo weniger empfehlen, als aus 
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ſolchem Stillſchweigen leicht unberechtigt Schlüſſe gezogen werden 
könnten. 

Der Verfaſſer kann auch hier nur wiederholen, was vor 
Jahr und Tag in anderem Zuſammenhange ausgeführt worden 
iſt, „daß man auch von Seiten des Staats von vornherein den 
Kampf nicht gewollt habe, daß man durch die Macht und Ge⸗ 
walt der vertretenen Grundſätze, durch die beiderſeitige erklärliche 
und entſchuldbare Schärfe und ſteigende Bitterkeit in der Geltend: 
machung derſelben weitergetrieben worden iſt, als man zu gehen 
gedachte.“ An und für ſich war die Geltendmachung jener 
ſtaatlichen Grundſätze gegenüber der Art und Weiſe, wie die 
katholiſchen Auffaſſungen und Anſprüche vom vatikaniſchen Konzil 
erneut wurden, eine politiſche Nothwendigkeit, aber Fürſt Bis⸗ 
marck gerade konnte nach ſeiner ganzen kirchlichen Stellung als 
Menſch und als Staatsmann, nimmermehr an einen ſcharfen, 
prinzipiellen Kampf gegen die katholiſche Kirche als ſolche denken. 
Von vornherein beklagte er die Bitterkeit und Leidenſchaftlichkeit, 
die ſich in den Streit gemiſcht haben und ermahnte alle Be: 
theiligten, aus jener großen Kalamität für das Vaterland einen 
friedlichen Ausgang zu ſuchen. Es ſei der ernſte Wille der 
Regierung, daß jede Konfeſſion, beſonders die ſo angeſehene und 
große katholiſche ſich innerhalb des Staates frei bewege, jedes 
Dogma müſſe der Regierung heilig ſein, nur der Anſpruch auf 
Ausübung eines Theils der Staatsgewalt ſeitens der geiſtlichen 
Behörden könne nicht eingeräumt werden. 

Auf Seiten Bismarcks war gewiß das politiſche Moment 
in der Bildung und in dem erſten Auftreten der katholiſchen 
Partei das vorzugsweiſe Maßgebende und Entſcheidende für die 
Behandlung der Sache. Er ſelbſt hat in der erſten großen Rede 
über die Stellung der katholiſchen Partei näher dargelegt, wie 
er nach ſeiner Rückkehr aus Frankreich die Bildung der katholi⸗ 
ſchen Fraktion als eine Mobilmachung gegen den Staat habe 
auffaſſen müſſen, — und wie er beſonders an der Stellung 
jenes ſtreitbaren Korps irre geworden ſei, weil es der Führung 
von Männern gefolgt, welche mit Widerſtreben ſich der preußiſchen 
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Gemeinſchaft angeſchloſſen haben und welchen ebenſo die Neubildung 
des deutſchen Reiches unwillkommen ſei. 

„Wie ich gefunden habe, daß die Parteirichtung im Reichstage ſich be- 
reitwillig Elemente aneignete, deren fortdauernder prinzipieller Widerſpruch 
gegen den preußiſchen Staat und gegen das deutſche Reich notoriſch war 
— Proteſtanten, die nichts mit dieſer Partei gemein hatten, als den Haß 
gegen Preußen —, daß ſie Billigung und Anerkennung fand bei all den 
Parteien, die, ſei es vom nationalen, ſei es vom revolutionären Standpunkt, 
gegen den Staat feindlich geſinnt, — da bin ich mir immer klarer in der 
Beſorgniß geworden, daß wir durch dieſe Partei zu der Situation kommen 
würden, in der wir uns befinden.“ 


Es iſt unzweifelhaft, daß die Seite der Frage, welche Fürſt 
Bismarck vorzugsweiſe bewegte und beſtimmte, die rein poli⸗ 
tiſche war, und daß er auch im kirchlichen Kampfe die Intereſſen 
von Kaiſer und Reich zunächſt im Auge hatte. Er wollte gegen⸗ 
über der katholiſchen Auffaſſung den ſtaatsrechtlichen Standpunkt 
vor Allem zur Geltung bringen. Er mag darin gefehlt haben, 
daß er den Tendenzen, welche ſich ihm in dem einmal entbrannten 
Kampfe für eine Weile anſchloſſen, welche aber ganz andere, und 
viel weitergehende Ziele verfolgten, zu viel Einfluß gewährte, 
ebenſo wie die katholiſche Kirche es geſchehen ließ, daß ihre Sache 
vielfach durch zu leidenſchaftliche Wortführer vertreten wurde; 
jedenfalls iſt es dem Fürſten Bismarck zu danken, daß ſelbſt 
in der größten Hitze des Streites das friedliche Ziel nicht aus 
dem Auge verloren wurde, daß niemals die Hoffnung auf den 
„friedliebenden Papſt“ aufgegeben wurde, mit dem ſich ein 
dauernder Friede ſchließen laſſen werde, und daß, als dieſer 
Papſt gekommen war, immer und immer wieder der Verſuch ge⸗ 
macht wurde, zur Verſtändigung mit Rom zu gelangen, und ſo⸗ 
weit dies bisher nicht möglich war, den religiöſen Bedürfniſſen 
der katholiſchen Bevölkerung thunlichſte Erleichterung zu ver⸗ 
ſchaffen. 
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Fürſt Bismarck und der weitere Ausbau les Keichis. 


Schon am Anfange des Jahres 1873, als Fürſt Bismarck 
aus dringenden Gründen feiner leidenden Geſundheit zeitweiſe das 
preußiſche Miniſter-Präſidium an ſeinen Kollegen und alten 
Freund, den Kriegsminiſter Graf von Roon abgab, hatte der 
Kaiſer ihm geſchrieben: 

„Zehn inhaltſchwere Jahre liegen hinter uns, ſeit Sie 
Meiner Berufung, an die Spitze der preußiſchen Verwaltung zu 
treten, Folge leiſteten. Schritt für Schritt hat Ihr Rath und 
Ihre That Mich in den Stand geſetzt, Preußens Kraft zu ent⸗ 
wickeln und Deutſchland zur Einigung zu führen. Ihr Name 
ſteht unauslöſchlich in der Geſchichte Preußens und Deutſchlands 
verzeichnet, und die allerhöchſte Anerkennung iſt Ihnen von allen 
Seiten gerecht zu Theil geworden.“ 

„Gewöhnlich,“ ſagte damals Fürſt Bismarck, „und in 
allen größeren Staaten wenigſtens nimmt die Aufgabe eines 
auswärtigen Miniſters die volle Arbeitskraft eines Mannes in 
Anſpruch, und es dürfte in keinem großen Staate den Fall 
geben, daß man von dem Träger der auswärtigen Geſchäfte auch 
nur eine anhaltende und eingreifende Mitwirkung in den inneren 
Angelegenheiten erwartet. Die auswärtigen Geſchäfte des deut⸗ 
ſchen Reiches ſind, dank ſei es unſeren guten Beziehungen zu 
allen Regierungen, im Augenblick friedliche, aber dieſen Frieden 
nach allen Seiten hin zu wahren und zu pflegen, iſt eine Auf’ 
gabe, die die Arbeit eines Mannes erfordert.“ 

Die Zuſammengehörigkeit der Aufgaben im Reiche und in 
Preußen brachte es vor Allem mit ſich, daß Fürſt Bismarck 
bei dem Rücktritt des Grafen von Roon aus dem Staatsdienſt 
überhaupt, auch den Vorſitz im preußiſchen Staatsminiſterium 
wieder übernahm während ihm jedoch in den laufenden Geſchäften 
eine Erleichterung durch Ernennung eines Vizepräſidenten des 
Staatsminiſteriums gewährt wurde. 

Noch in demſelben Jahre gab der im Reichstage geftellte 
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Antrag, die geheimen Fonds zu verweigern, Anlaß grade zu 
einem ausdrücklichen Vertrauensvotum für den Fürſten Bis⸗ 
marck. Namens der Mehrheit wurde daſſelbe mit den Worten 
begründet: 

„Wenn derſelbe Eindruck eben bei dem Herrn Vorredner und ſeinen 
Freunden nicht vorhanden iſt, ſo iſt der Grund hiervon, daß ſie in dieſen 
Dingen auf einem ganz anderen Boden ſtehen, als die Mehrheit unſerer 
Nation und die entſcheidende Mehrheit dieſes Reichstages. Sie haben die 
Politik des Kanzlers mißbilligt vom erſten Augenblicke an, ſie haben Alles 
gethan, was in ihren Kräften lag, das Zuſtandekommen des norddeutſchen 
Bundes, des deutſchen Reiches zu hindern; ſie werden auch nicht aufhören, 
ſoweit ſie glauben, daß ihre Kräfte dazu reichen, dieſe Politik auch ſpäter 
zu hindern. Aber, meine Herren, gerade dieſe erbitterten und leidenſchaft⸗ 
lichen Angriffe gegen die Perſon des Reichskanzlers, als den Träger unſerer 
deutſchen Politik, werden von Tag zu Tag mehr dazu beitragen, dieſe 
Politik zu feſtigen, das Vertrauen der Nation und der Mehrheit dieſes 
Reichstages zu dem Träger dieſer Politik zu ſtärken und gerade dazu dienen, 
dasjenige nicht zu erreichen, vielmehr zu zerſtören, was der Herr Vorredner 
und ſeine Freunde wollen.“ 

Als dann einige Jahre ſpäter (1877) der Kanzler in Folge 
ſeiner durch die anſtrengende und aufreibende Thätigkeit erſchütterten 
Geſundheit den Abſchied erbat, erklärte der Kaiſer in voller Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Kundebungen der öffentlichen Meinung, ihm 
jede zeitweiſe nöthig erſcheinende Entbindung von den Geſchäften 
zugeſtehen zu wollen, nimmer aber in ſeinen Rücktritt zu willigen. 
Der Kaiſer und das deutſche Volk könne und wolle ſich nicht 
mit dem Gedanken vertraut machen, daß der Staatsmann, aus 
deſſen gewaltigem Denken und Schaffen die Geſtaltung unſeres 
nationalen Gemeinweſens hervorgegangen war, und der die Ent⸗ 
wickelung deſſelben ſeither durch alle Schwierigkeiten von Stufe 
zu Stufe glücklich durchgeführt hatte, ſeine Hand von der weiteren 
Leitung deſſelben zurückziehen ſollte, ſo lange dieſe Hand nicht 
wirklich erlahmt und erſchlafft iſt; — der Kaiſer konnte aber zu 
der ſtets bewährten treuen und patriotiſchen Hingebung des 
Kanzlers das Vertrauen hegen, daß er, ungeachtet der ſchweren 
Erſchütterung ſeiner Geſundheit, auf den Rücktritt von ſeinem 
erhabenen Berufe verzichten würde, ſo lange dieſe Hoffnung be⸗ 
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gründet erſchiene, daß er die unerläßliche Erfriſchung und neue 
Stärkung zu weiterem Wirken und Schaffen ohne jene volle Ent⸗ 
ſagung wiedergewinnen werde. 


Daher erfolgte nur eine längere Beurlaubung des Kanzlers, 
bei deren Beſprechung im Reichstage der Abgeordnete von Ben: 
nigſen, deſſen Worte in Bezug auf die auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten bereits mitgetheilt ſind, weiter Folgendes ſagte: 


„Vergleicht man das Reſultat dieſer zehnjährigen Geſetzentwickelung mit 
den Verfaſſungszuſtänden in Deutſchland mit den Einrichtungen, der Zer⸗ 
fahrenheit und Uneinigkeit nicht blos in politiſchen Dingen, nein, mit dem 
Mangel an Uebereinſtimmung auf allen Gebieten der Geſetzgebung, dann 
ſind die Fortſchritte, die in weniger als einem halben Menſchenalter auf dieſem 
Gebiete unter der Herrſchaft der jetzigen Verfaſſung gemacht worden ſind, 
ſo ungeheuer, daß ich jedes Mitglied der Verſammlung auffordere, mir eine 
Zeit ähnlichen Umfanges aus der Geſchichte irgend eines Volkes, geſchweige 
denn des deutſchen, zu nennen, in dem ſo Großes auf ſo weiten Gebieten 
erreicht worden iſt. Wir wollen alſo zu dem guten Sterne und zu dem guten 
Glücke Deutſchlands das Vertrauen haben, daß uns das, was uns noch fehlt, 
auch noch werden kann, auch uns, den Mitgliedern, und daß, wo das Be⸗ 
dürfniß ſo ſtark hervorgetreten iſt, wie in den hier zur Sprache gebrachten 
Verhältniſſen, daß es in nächſter Zukunft möglich ſein wird, an die Löſung 
dieſer Frage zu gehen. Nach des Kanzlers Rückkehr werden meine politiſchen 
Freunde gern auf dieſe Fragen eingehen, in ſeiner Abweſenheit jedoch nicht. 
Nach 1866 hegte man in Deutſchland bei den Einzelſtaaten die Sorge einer 
Entwickelung und Führung in den Einzelſtaat hinein, und nachher hat ſich 
das Verhältniß ſo geſtaltet, daß grade der deutſche Kanzler der beſtimmte 
und feſte Halt für dieſe Regierungen geweſen iſt. Das Vertrauen, welches 
der Kanzler in dieſer Richtung gewonnen hat, iſt ſo unentbehrlich für die 
weitere Geſtaltung der Dinge in Deutſchland, daß ein Erſatz in dieſer Hin⸗ 
ſicht nicht möglich wäre. 

Alſo wenn wir in dieſem Augenblicke nicht in der Lage ſind, auf dieſe 
Fragen näher einzugehen, geſchweige darüber Beſchlüſſe zu faſſen, ſo werden 
wir uns doch denſelben keineswegs entziehen und wenn ich es mir verſagen 
muß, auf eine nähere Erörterung der Frage im Einzelnen einzugehen, ſo 
kann ich doch nicht umhin, auf ein und das wichtigſte Verhältniß hinzuweiſen, 
welches im Hauſe im letzten Monat auch ſehr deutlich hervorgetreten iſt; 
das iſt das Verhältniß der deutſchen Finanzen zu den Finanzen der einzelnen 
Länder. Dieſe Frage iſt grade in dieſem Augenblicke, wo wir uns ſo ſehr 
viel beſchäftigt haben mit den Erörterungen über direkte und indirekte Steuern, 
Ueberlaſtung einzelner Kreiſe der Bevölkerung, über die Schwierigkeiten, in 
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welche die Finanzen der großen deutſchen Bundesſtaaten gerathen ſind oder 
in nächſter Zeit kommen werden — grade jetzt iſt dieſes Verhältniß ein ſo 
brennendes geworden und ich glaube, in der Richtung wird man ſchon im 
nächſten Winter verſuchen müſſen, irgend eine Abhülfe herbeizuführen. 

Wir wollen hoffen, daß der Reichskanzler, wenn er durch den Urlaub, 
der ihm jetzt gewährt iſt, ſeine Geſundheit gekräftigt ſieht, wenn er inzwiſchen 
auch die großen völkerrechtlichen Angelegenheiten leitet von ſeinem Urlaube 
aus, wenn er dann zurückkehrt, mit uns weiter zuſammen arbeiten wird an 
der Entwickelung des deutſchen Reiches und ſeiner Zuſtände auf der einmal 
gewonnenen verfaſſungsmäßigen Grundlage, die Niemand von uns, am 
wenigſten meine politiſchen Freunde, antaſten will, und daß er dann die im 
Einzelnen praktiſch hervorgetretenen Mängel und Lücken auf Grundlage der 
Verfaſſung mit uns in Uebereinſtimmung mit den übrigen verbündeten Re⸗ 
gierungen zu heilen ſich vornehmen wird.“ 

Das war die Anſicht des Reichstages vor einigen Jahren; 
es kann keinem Zweifel unterliegen, daß Herr von Bennigſen 
damals der Wortführer der großen Mehrheit war, welche ſich 
der Erfolge des jungen deutſchen Reiches nicht blos in den aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, ſondern „auf weiten Gebieten“, be⸗ 
ſonders auch in der Entwickelung der Verfaſſung freute, und 
als Aufgabe der nächſten Zukunft die Fragen der Finanzpolitik 
des Reiches, beſonders die Erörterungen über Steuern, über die 
zu großen Laſten einzelner Kreiſe der Bevölkerung, über die 
Finanzſchwierigkeiten der großen Bundesſtaaten. Dieſe Aufgaben 
vertagte man ausdrücklich, um an ihre Löſung im nächſten Winter 
mit dem Kanzler zu gehn; — man war weit davon ent- 
fernt, ſeine Autorität nur in auswärtigen völker— 
rechtlichen Dingen anzuerkennen, freudig geſtand man 
vielmehr zu, daß auch die innere Entwickelung der 
letzten Jahre ihm vornehmlich zu danken war. 

Er hatte ſchon damals, wie wir des Näheren ſehen werden, 
aus ſeinen Grundſätzen in Finanzſachen kein Hehl gemacht: „er 
hatte es bereits Jahre zuvor als ſein Ideal bezeichnet, möglichſt 
ausſchließlich durch indirekte Steuern den Staatsbedarf aufzu⸗ 
bringen; er hatte ſchon lange das Beſtreben kundgegeben, die 
Steuern in einer Weiſe zu kombiniren, die auf der einen Seite 
Erleichterung, auf der anderen Seite neue Einnahmequellen 
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ſchaffe, — ſelbſt ſeine Anſicht, daß der Tabak ein vorzüglicher 
Gegenſtand für die Beſteuerung ſei, war durchaus bekannt und 
er hatte ſchon ein Jahr zuvor laut erklärt, daß er die Steuer⸗ 
reform, von deren Nothwendigkeit er feſt überzeugt ſei, lieber 
noch ausgeſetzt wiſſen wollte, als eine bloße Tabakſteuer mit 
mäßigem Ertrage hinzunehmen und die ganze Reform dadurch 
zu ſchädigen, daß man einen der beſten Artikel vorläufig nicht 
genügend heranziehe, von deſſen Schwimmkraft er erwarte, daß 
er andere vielleicht mittragen werde“. 

Wenn hiernach über die Richtung, in welcher 
Fürſt Bismarck die Regelung der Finanzfragen des 
deutſchen Reichs erſtrebte, ſchon damals kein Zweifel 
obwalten konnte, und wenn der Reichstag trotzdem in 
Ausſicht nahm, mit ihm und nur mit ihm dieſe Frage 
zu erledigen, ſo durfte und mußte er annehmen, daß 
ſein Streben und Wollen eben nicht im Gegenſatz 
gegen das Intereſſe der deutſchen Nation liege, wie 
man jetzt, nachdem ſich das Parteiweſen jener Pläne 
bemächtigt hat, glauben machen möchte. 

Fürſt Bismarck hat uns ſelbſt erzählt, daß er ſich von 
Hauſe aus um jene finanziellen und wirthſchaftlichen Fragen 
wenig gekümmert, wie er ſeine Verantwortlichkeit nur dahin auf⸗ 
gefaßt habe, daß er den rechten Mann an die rechte Stelle ge⸗ 
ſetzt, und das ſei nach der damaligen Ueberzeugung Delbrück 
im eminenteſten Grade geweſen. Er hat beim Rücktritt dieſes 
Beamten verſichert, daß zwiſchen demſelben und ihm ſelbſt nie⸗ 
mals irgend eine größere Meinungsverſchiedenheit zum Ausdruck 
gekommen ſei, und daß er auch die bedeutendſte Frage lieber ver⸗ 
tagt haben würde, als dieſelbe zum Anlaß des Rücktritts Del- 
brücks werden zu laſſen. 

Mit der Entfernung Delbrücks und dem Wegfall ſeines 
hohen Anſehens trat aber für Fürſt Bismarck die Nothwendig⸗ 
keit ein, ſchon um ſeiner Verantwortlichkeit willen ſich mit jenen 
Dingen mehr direkt zu beſchäftigen, und er that es natürlich in 
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der Richtung, die er nach feiner Ueberzeugung als die heil: 
ſamſte für das Reich erachtete. 

Für die Stellung des Reichskanzlers, hatte er einſt geſagt, 
iſt vor allen Dingen die Erwägung eine entſcheidende, ob die 
politiſche Lage des Reiches verbeſſert oder verſchlechtert wird. Er 
hatte bei einer anderen Gelegenheit als das Schwerſte und Auf- 
reibendſte in ſeinem Amte eben das Gefühl der Verantwortlich— 
keit für große Dinge und für Intereſſen bezeichnet, die die Inter: 
eſſen von 40 Millionen Deutſchen ſind. Wer ein Herz für ſein 
Land habe, den müſſe dies packen. 

Je mehr aber Fürſt Bismarck mit eigener Beobachtung 
und Forſchung in die wirthſchaftlichen Dinge eindrang, deſto klarer 
wurde es ihm, daß in der mit einer gewiſſen Einſeitigkeit ein⸗ 
geſchlagenen Richtung ein Fehler ſei und er hielt ſich verpflichtet, 
als Wächter des Reiches abhelfend einzuwirken. Als nun in jener 
Zeit der Kaiſer jeden Gedanken an Fürſt Bismarcks Abgang 
zurückgewieſen und andererſeits der Reichstag den Willen erklärt 
hatte, die Finanzfragen des Reiches grade mit ihm zu löſen, da 
ſtand es bei ihm feſt, dieſer Aufgabe den Reſt ſeines 
Lebens zu widmen. Er bezeichnete ſich ſelbſt als einen „müden 
Jäger“, der um gewöhnlicher niederer Jagd willen nicht wieder 
zu erneuter Thätigkeit belebt werde; wenn ihm aber Gegenſtände 
großer und ſchwieriger Jagd gezeigt werden und wenn er dazu 
willige Helfer finde, dann raffe er ſich trotz aller Müdigkeit zu 
neuen Thaten auf. Dieſer Vergleich, den man kurzweg als die 
Aeußerung von der „Sauhatz“ bezeichnete, wurde in verſchiedenen 
Lesarten wiedererzählt: das Gemeinſame war der Hinweis auf 
die großen wirthſchaftlichen Reformprojekte, die er mit ſich herum⸗ 
trug, und für die er willige Helfer zunächſt in ſeinen Kollegen, 
ſodann nach dem vorläufigen Anſchein im Reichstage zu finden 
hoffte. 

Im beſten Glauben und mit kühnen Hoffnungen ging daher 
der Fürſt der Aera der Wirthſchaftsreform entgegen. 

Er wurde hierin noch beſtärkt durch die Pflichten, welche 
der Regierung und der Geſellſchaft aus den ſchweren Erfahrungen 
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des Jahres 1878, aus den Attentaten und aus den Maßregeln 
zur Abwehr ſozialiſtiſcher Umtriebe erwuchſen. Gewiß hatte die 
deutſche Nation allen Grund, der Bismarckſchen Regierung 
für die Energie zu danken, mit welcher ſie gegen das Verbrechen 
und die „Schule des Verbrechens“ einſchritt; dieſer Dank mußte 
aber um ſo entſchiedener ſein, je mehr Fürſt Bismarck von 
jeher das Berechtigte in den Arbeiterbeſtrebungen anerkannt und 
nur vor Ausbeutung Seitens der ſozialdemokratiſchen Irrlehre zu 
bewahren geſucht hatte, je mehr die Regierung grade auch da⸗ 
mals bemüht war, neben der Repreſſion der Geſellſchaft auch ihre 
poſitiven Pflichten gegen die Arbeiterkreiſe ins Gedächtniß zu 
rufen. 

Schon bei der Vorlegung des Geſetzentwurfs gegen die 
Sozialdemokratie hatte der Vizepräſident des Staatsminiſteriums 
Graf zu Stollberg geſagt, die Regierung lebe nicht in der 
Täuſchung, als wenn die vorgeſchlagenen Maßregeln allein ge⸗ 
nügten, die ſchwierigſte Arbeit werde auf anderen Ge— 
bieten liegen. Die Kommiſſion des Reichstags hatte ihrerſeits 
erkannt, jenes Geſetz ſolle nur den Boden ebnen und vorbereiten, 
auf welchem die eigentliche Heilung ſtattfinden könne, dieſe 
Heilung ſelbſt aber müſſe neben der Aufklärung der Bevölke⸗ 
rung durch Reformen auf dem wirthſchaftlichen Gebiete und im 
Intereſſe des Arbeiterſtandes erfolgen. 

Wie aber Fürſt Bismarck ſelbſt ſeine Pflicht dem Arbeiter⸗ 
ſtande gegenüber auffaßte, das ſprach er zunächſt in einer Rede 
gegen den Abgeordneten Richter aus: 

„Der Abgeordnete Richter hat in meiner Abweſenheit angedeutet, ich 
hätte mich mit der Sozialdemokratie in Beziehungen befunden, die mir eine 
gewiſſe Mitverantwortlichkeit für die jetzige Entwickelung der Sachen auf- 
erlegten; wenigſtens war es offenbar ſein Wunſch, dieſen Eindruck im Publikum 
und in der Verſammlung zu machen. Ich bin, als ich das geleſen habe, 
doch etwas erſtaunt geweſen, daß der Abgeordnete Richter ſich an den 
äußerlichen Buchſtaben des Wortes „Sozialdemokratie“ klammert und daß 
er nicht unterſcheidet zwiſchen den ehrlichen Beſtrebungen nach Verbeſſerung 


des Looſes der Arbeiter, die uns allen am Herzen liegt, und dem, was wir 
heute zu unſerem Bedauern und mit Schmerz genöthigt ſind, unter dem Be⸗ 
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griff Sozialdemokratie zu begreifen. Will der Abgeordnete Richter ſo zu 
ſagen das Kind mit dem Bade ausſchütten und uns veranlaſſen, daß wir, 
wenn wir die bis zum Königsmord geſteigerten Beſtrebungen der jetzigen 
Sekte niederzuhalten ſuchen, gleichzeitig dabei auch jede Bemühung, das Loos 
der Arbeiter, ſeinen Antheil an dem Lohn, den die Geſammt— 
arbeit hat, zu verbeſſern, dann gehe ich nicht mit ihm, und ich bin 
entſchloſſen, die Beſtrebungen, die man mir von damals vor— 
wirft, ſobald ich Zeit und Möglichkeit dazu habe, auch noch 
fortzuſetzeu, und rechne mir das zur Ehre an.“ — — — 

Fürſt Bismarck fügte hinzu: 

„Wenn ich eine Scheidewand errichte für dasjenige, was die verbündeten 
Regierungen, wenigſtens unter meiner Mitwirkung, nicht bekämpfen und was 
fie bekämpfen, jo kann ich das weſentlich mit den Worten poſitive Be- 
ſtrebungen und negative Beſtrebungen bezeichnen. Sobald uns von ſozial— 
demokratiſcher Seite irgend ein poſitiver Vorſchlag entgegenträte oder vorläge, 
wie ſie in vernünftiger Weiſe die Zukunft geſtalten wollen, um das Schickſal 
der Arbeiter zu verbeſſern, ſo würde ich wenigſtens mich einer wohlwollenden, 
entgegenkommenden Prüfung der Sache nicht entziehen und würde ſelbſt 
vor dem Gedanken der Staatshülfe nicht zurückſchrecken, um 
den Leuten zu helfen, die ſich ſelbſt helfen.“ 

Das ganze Beſtreben des Kanzlers in den letzten 
Jahren iſt in der That einerſeits durch das Intereſſe 
der Arbeiterbevölkerung und des „kleinen Mannes“ 
überhaupt, wie andererſeits durch die Fürſorge für 
das deutſche Reich beſtimmt. 


Die finanzielle Sicherſtellung des Reiches. Wir könnten hier 
abbrechen und auf die beiſpielloſen Verdienſte des Fürſten Bis⸗ 
marck nicht blos um die Gründung und Befeſtigung, ſondern 
auch um die innere Ausbildung des deutſchen Reiches hinweiſen, 
um dem Urtheil des Volkes zu überlaſſen, ob ein Mann, der 
das für ſein Volk geleiſtet, deſſen Geiſt alle jene Schöpfungen 
ſelbſtſtändig erfaßt und zunächſt mit ſich herumgetragen hat, bis 
der Augenblick ihrer Verwirklichung gekommen war, der zumal 
faſt alle jene Dinge gleichfalls gegen den ſchroffſten Widerſpruch 
der Parteien, unter Verdächtigung ſeiner Abſichten und unter 
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Verläſterung feiner Perſon durchgeſetzt hat, während freilich 
hinterher alle Welt an ſeinen Thaten Theil genommen haben 
will, — ob dieſer Mann auch bei ſeinen jetzigen Unterneh⸗ 
mungen nicht das Vertrauen des deutſchen Volkes in Anſpruch 
nehmen darf, daß er nicht gradezu Unverſtändiges und Gemein⸗ 
ſchädliches mit ſeiner Wirthſchaftsreform erſtrebe. 

Je mehr dieſe Reform von ihm ſelbſt als ein Ganzes auf⸗ 
gefaßt wird, deſto mehr wäre es gerechtfertigt, das endliche Ge 
lingen oder Mißlingen auch erſt im Zuſammenhange zu be⸗ 
handeln: auch liegt es uns fern, die einzelnen Theile der Reform 
hier von Neuem eingehend zu beſprechen und zu rechtfertigen. 
Wohl aber entſpricht es dem Rahmen dieſer Schrift und der 
Aufgabe, die wir uns geſtellt haben, die weſentlichen Geſichts⸗ 
punkte, von denen Fürſt Bismarck je und je ausging, möglichſt 
mit ſeinen eigenen Worten darzulegen, und zugleich die Erfolge, 
die er auch in dieſer Beziehung zum Theil ſchon erreicht hat, 
zu beleuchten; denn es iſt ein Irrthum, im Parteiintereſſe er⸗ 
funden und verbreitet, daß der Kanzler in den letzten Jahren 
nur Mißerfolge gehabt habe; in Wahrheit hat er ſelbſt in dieſer 
Zeit, neben dem vorläufigen Scheitern gewiſſer Pläne, die ihm 
allerdings ſehr am Herzen liegen, doch Erfolge, zum Theil that⸗ 
ſächlicher Natur, zum Theil in der öffentlichen Meinung er⸗ 
rungen, wie ſie nur ein ſo hervorragender Geiſt zu erreichen 
im Stande war und welche um ſo mehr das ſchließliche Ge— 
lingen auch der ſeither zurückgewieſenen Projekte erhoffen laſſen. 

Die Grundlage für die geſammte Finanzpolitik des Fürſten 
Bismarck bildet der Artikel 70 der Reichsverfaſſung, welcher 
beſtimmt, daß die Reichsausgaben, inſoweit ſie durch die gemein⸗ 
ſchaftlichen Einnahmen aus Zöllen, Verbrauchsſteuern, dem Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen nicht gedeckt werden, jo lange Reichs- 
ſteuern nicht eingeführt ſind, durch Beiträge der einzelnen 
Bundesſtaaten (Matrikularbeiträge) aufgebracht werden ſollen. 
Er erklärte dies ſchon, als im Reichstage die Matrikularbeiträge 
die Matrikularbeiträge zum erſten Male zur Sprache kamen, für 
einen bloßen Nothbehelf: es ſei des Reiches unwürdig, an alle 
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Einzelthüren zu klopfen und Beiträge zu ſammeln, das Reich 
müſſe vielmehr der freigebige Verſorger der Einzelſtaaten ſein. 

„Die Anweiſung auf Matrikularbeiträge“, ſagte er, „kann 
ich nicht annehmen. — — Das große Bindemittel einer ſtarken, 
gemeinſamen Finanzeinrichtung, eines gemeinſamen Finanzſyſtems 
fehlt einem Reiche, welches nur auf Matrikularbeiträge begründet 
iſt. Die Matrikularbeiträge zu vermindern iſt meines Erachtens 
Aufgabe einer wohlerwogenen Reichspolitik.“ 

Dies iſt der leitende Gedanke des Fürſten Bismarck 
immerdar geblieben, und er hat noch jüngſt geäußert: 

„Ich habe von Anfang meiner Karriere an nur einen Leitſtern gehabt: 
durch welche Mittel und auf welchem Wege kann ich Deutſchland zu einer 
Einigung bringen, und, ſo weit dies erreicht iſt, wie kann ich dieſe Einigung 
befeſtigen, fördern und ſo geſtalten, daß ſie aus freiem Willen aller Mit⸗ 
wirkenden dauernd erhalten wird.“ 

Er fand darin von vornherein die Aufforderung, Reichs⸗ 
ſteuern, wie die Verfaſſung ſie in Ausſicht nimmt, einzuführen. 

„— — Ich halte die eigenen Einnahmen des Reiches für in ſo hohem 
Grade wichtig, daß ich nicht glaube, daß ein ſeiner Verantwortung ſich be⸗ 
wußter und von dem richtigen Intereſſe für den Beſtand und die Fortent- 
wickelung des Reiches beſeelter Kanzler jemals ſeine Zuſtimmung dazu geben 
wird, daß die eigenen Einnahmen des Reiches ohne hinlänglichen Erſatz ver- 
mindert werden. Die Anweiſung auf andere Steuern iſt zweifelhaft.“ 

Der Reichskanzler war von vornherein auch deshalb gegen 
die Matrikularumlagen, weil ſie die einzelnen Staaten nicht ge⸗ 
recht, nicht nach ihrer Leiſtungsfähigkeit treffen. 

„Ich möchte ſagen, es iſt eine rohe Form, die zur Aushülfe dienen 
kann, ſo lange man in dem erſten Jugendalter des Reichs demſelben eigene 
Einnahmen zu verſchaffen nicht vollſtändig in der Lage war. Iſt es aner- 
kannt, daß es eine Steuer iſt, die nicht gerecht trifft, ſo gehört ſie von meinem 
politiſchen Standpunkt als Reichskanzler nicht zu den Mitteln, die das Reich 
konſolidireu. Das Gefühl, zu ungerechten Leiſtungen herangezogen zu werden, 
entwickelt das Beſtreben, einer ſolchen Ungerechtigkeit ſich zu entziehen und 
verſtimmt. 

Alſo aus dem Geſichtspunkte der Befeſtigung des Reichs — das Reich 
iſt jung im Vergleich zu den einzelnen Staaten, ich möchte ſagen, bei allen 
den Knochenbrüchen, denen Deutſchland im Laufe der Jahrhunderte ausgeſetzt 
worden iſt und deren Heilung jetzt verſucht iſt, da iſt der callus noch nicht 
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wieder jo feſt verwachſen, daß nicht Verſtimmungen oder ein ſtarker Druck 
parlamentariſcher Machtprobe und dergleichen das Reich empfindlicher treffen 
ſollten, als den einzelnen Staat. Je mehr gemeinſame Reichseinrichtungen 
wir ſchaffen, je mehr gemeinſames Reichsvermögen, deſto mehr befeſtigen wir 
das Reich.“ 


Neuerdings hat der Kanzler ſich noch einmal in der ein⸗ 
dringlichſten Weiſe über ſeine Stellung zu dieſen Fragen ge⸗ 
äußert: 

„Für mich hat immer nur ein einziger Kompaß, ein einziger 
Polarſtern, nach dem ich ſteuere, beſtanden: das Wohl des 
Staates. Ich habe mich immer der Frage untergeordnet: was iſt für 
mein Vaterland, was iſt — ſo lange ich allein in Preußen 
war — für meine Dynaſtie, und heut zu Tage, was iſt für die 
deutſche Nation das Nützliche, das Zweckmäßige, das Richtige? 
In erſter Linie kommt die Nation, ihre Stellung nach außen, 
ihre Selbſtſtändigkeit, unſere Organiſation in der Weiſe, daß 
wir als große Nation in der Welt frei athmen können. Von 
dem Bau des deutſchen Reichs, von der Einigkeit der deutſchen 
Nation, da verlange ich, daß ſie ſturmfrei daſtehen. Seiner 
Schöpfung und Konſolidation habe ich meine ganze politiſche 
Thätigkeit vom erſten Augenblick, wo ſie begann, untergeordnet, 
und wenn Sie mir einen einzigen Moment zeigen, wo ich nicht 
nach dieſer Richtung der Magnetnadel geſteuert habe, ſo können 
Sie mir vielleicht nachweiſen, daß ich geirrt habe, aber nicht 
nachweiſen, daß ich das nationale Ziel einen Augenblick aus 
den Augen verloren habe.“ 


In gleicher Auffaſſung wurde von Seiten der liberalen 
Freunde der nationalen Sache laut verkündet: 

„Eine feſtere und umfaſſendere Begründung der Reichsfinanzen iſt gradezu 
Lebensfrage für das Reich geworden, fie wird andererſeits von den Einzel- 
ſtaaten eingehende Unterſtützung und nichts weniger als Widerſtand gegen- 
wärtig zu erwarten haben. So liegt hier unbedingt einer der ſpringenden 
Punkte der gegenwärtigen Lage; nur die Regierung bleibt möglich, die ſich 
dieſen Bedürfniſſen gewachſen zeigt.“ 

Indem nun Fürſt Bismarck daran ging, das Reich finan⸗ 
ziell ſelbſtſtändig zu machen und auf eigene Einnahmen zu ſtellen, 
mußte er weiter erwägen, welche Art von Steuer am beſten zur 
Grundlage dieſer Einnahmen zu machen ſei. 

Sein Ideal waren von jeher die indirekten Steuern ge⸗ 
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weſen: er hielt die direkten Steuern nur für einen harten und 
plumpen Nothbehelf, mit alleiniger Ausnahme einer hohen Ein⸗ 
kommenſteuer für die wirklich reichen Leute, — im Uebrigen war 
das Ziel, nach dem er ſein Streben richtete, den Staatsbedarf 
möglichſt ausſchließlich durch indirekte Steuern aufzubringen. 
Sein Aufenthalt in Frankreich hatte offenbar dazu beigetragen, ihn 
darin zu beſtärken; denn er hatte dort geſehen, daß viel größere 
Steuern, als bei uns, doch weniger drückend erſcheinen, weil in 
Frankreich wie in England die Staatsbedürfniſſe vorzugsweiſe 
durch indirekte Steuern aufgebracht werden, und was auch theo— 
retiſch gegen dieſe geſagt werden könne, Thatſache ſei doch, daß 
man ſie weniger fühle. 

So handelte es ſich denn für Bismarck, ſobald er der 
Abſchaffung der im Intereſſe des Reichs unerträglichen Beiträge 
der einzelnen Staaten näher trat, bald um eine Reform der 
Beſteuerung unſeres Volkes überhaupt, und zwar hatte er dabei 
von Hauſe aus die Abſicht, die Steuern in einer Weiſe zu kom⸗ 
biniren, daß mit den neuen Einnahmequellen zugleich eine Er⸗ 
leichterung in den alten Steuern und in der Aufbringung der 
unvermeidlichen Laſten des Staats überhaupt geſchafft werde. 
Der „unvermeidlichen“ Laſten ſagen wir, denn er verſicherte von 
vornherein: 

„Ich kann mit beſtem Gewiſſen erklären, daß ich keinen Ueberſchuß er⸗ 
ſtrebe, ſondern nur die Deckung deſſen, was uns fehlt.“ 

Schon damals wurde ihm der Einwand der parlamentari⸗ 
ſchen Macht entgegengehalten, er wollte jedoch nicht glauben, daß 
man um ſcheinbaren parlamentariſchen Einfluſſes willen un⸗ 
bequeme Steuern beibehalten wolle. 

Die parlamentariſche Macht, ſagte er, bleibt einer verfaſſungstreuen Re⸗ 
gierung gegenüber durch das Ausgabenbewilligungsrecht geſichert, und einer der 
Verfaſſung nicht treuen Regierung gegenüber ſind ebenſowenig Bürgſchaften zu 
finden, wie einer parlamentariſchen Kammer gegenüber, die in ihren Beſchlüſſen 
ſich an den Fortbeſtand des Reichs oder Staats nicht weiter kehren wollte, 
ſondern daraufhin beſchließen, bis er eben zu Grunde ginge. Auf beiden 


Seiten muß man doch eine ehrliche, vernünftige, geſetzliche und verfaſſungs⸗ 
treue Geſinnung und Abſicht vorausſetzen.“ 
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In der bekannten Proklamation über „die Abſichten und 
Wünſche der Regierung“ im Sommer 1878 wurde denn ver⸗ 
kündet: 


„Seit langer Zeit iſt das Streben der Regierung auf eine wirthſchaft⸗ 
liche Reform gerichtet, von welcher man eine allſeitige Erfriſchung der finanziellen 
Verhältniſſe des Reichs und der einzelnen Staaten und ſomit einen neuen 
Aufſchwung der Volkswohlfahrt erwartet. Aus den darüber gepflogenen Ver⸗ 
handlungen geht hervor, daß der eigentlich beſtimmende Grund und Zweck 
dieſer Reform im Sinne der Regierung vor allem die feſte, dauernde Be⸗ 
gründung einer ſelbſtſtändigen und erſprießlichen Finanzpolitik des Reiches 
und zwar unter weſentlicher Erleichterung der Einzelſtaaten und behufs 
möglichſter Schonung der Steuerkraft des Volkes war. 

Die leitenden Geſichtspunkte, von denen der Reichskanzler bei ihrem 
Reformplane von vornherein ausging, waren: einerſeits die Selbſtſtändigkeit 
der Reichsfinanzen und zu dem Zweck die Vermehrung der eigenen Einnahmen 
des Reiches; andererſeits die überwiegende Heranziehung und Ausnutzung 
der dazu vorzugsweiſe geeigneten indirekten Steuern, um gleichzeitig die ſeit 
Jahren immermehr in den Kreis- und Kommunalverbänden vermindern zu 
können. 


Nur auf dem von den Regierungen eingeſchlagenen Wege, wurde hinzu⸗ 
gefügt, iſt es möglich, das Volk von bisherigen drückenden Laſten zu befreien 
und vor der ſonſt unvermeidlichen anderweitigen Steigerung der ſtaatlichen 
und kommunalen Laſten zu bewahren.“ 


Namens der damaligen Finanzverwaltung wurde noch er⸗ 
klärt: 


„In Preußen ſind wichtige Kulturzwecke mit einem größeren Aufwand 
als bisher zu fördern. Es gilt das Unterrichtsgeſetz durchzuführen, welches 
bedeutende Anſprüche an den Staatshaushalt ſtellen wird. Für die Volks⸗ 
ſchulen und ihre Lehrer, für die höheren Unterrichtsanſtalten, für die ſolidere 
Vorbildung unſerer Handwerker und Gewerbtreibenden u. ſ. w. ſind größere 
Ausgaben nöthig. Wir müſſen für die weitere Entwickelung unſeres Ver⸗ 
kehrs, für Kanäle, Hafenbauten, zur Förderung des Eiſenbahnweſens, ins⸗ 
bejondere für Lokal- und Kulturbahnen ꝛc. die Mittel bereit haben. Die 
Stockung in unſeren wirthſchaftlichen Verhältniſſen muß uns ein Anſporn 
mehr ſein, durch ſolche produktive Anlagen um ſo ſicherer und raſcher den 
Druck der Gegenwart zu überwinden. Welche Forderungen ſind in dieſer 
Hinſicht von der Volsvertretung nicht alljährlich geſtellt! ꝛc. ꝛc.“ 

„Die Erfüllung dieſer Bedürfniſſe iſt theils ſchon geſetzlich geboten, theils 
entſpricht ſie dem unzweifelhaft kundgegebenen Willen des Volkes. Dazu 
aber gewährt der Haushalt der Einzelſtaaten nicht mehr die erforderlichen 
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Mittel und kann ſie ſelbſt dann nicht gewähren, wenn die hoffentlich bald 
ſich beſſernden wirthſchaftlichen Zuſtände auch eine Vermehrung der Ein⸗ 
nahmen aus einigen der bisherigen Quellen herbeiführen ſollte. Die Steuer⸗ 
reform muß zugleich reichlichere Quellen für Staatsausgaben ſchaffen; aber 
nur für uothwendige, von der Mehrheit der Nation ſelbſt gebilligte, ja, ge⸗ 
forderte Ausgaben. 

Die Steuerreform ſetzt voraus, daß Regierung und Volksvertretung auf⸗ 
richtig und wahr mit einander zu verfahren. In allen dieſen Dingen iſt 
die Verſtändigung leicht, wenn man den ernſten Willen hat, ſich mit der 
Staatsregierung zu verſtändigen. Die Staatsregierung will weder auf dem 
politiſchen, noch auf dem Steuer- und Wirthſchaftsgebiete die Redaktion. 
Sie will auf allen dieſen Gebieten die vernünftige Entwickelung.“ 


Und dieſe umfaſſende Reform durfte der Kanzler nach den 
ausdrücklichen Kundgebungen aller gemäßigten Parteien hoffen, 
mit Zuſtimmung und Genehmigung der Reichsvertretung durch⸗ 
zuführen. 

Die Haltung, zumal auch der national⸗liberalen Preſſe im 
letzten Jahre hatte den Beweis gegeben, daß ſie eine umfaſſende 
und tiefgreifende Steuerreform ſowohl vom Standpunkte der 
allgemeinen Reichspolitik und um der Reichsidee willen, als auch 
im wirthſchaftlichen Intereſſe der Bundesſtaaten und der kom⸗ 
munalen Verbände in Uebereinſtimmung mit dem Kanzler als noth⸗ 
wendig erkannt hatte. 


Eines der vorzugsweiſe maßgebenden Organe der Partei 
ſchrieb damals: 

„Wie der Kanzler überhaupt die Befeſtigung des Reiches, das er gegründet, 
als ſeine Lebensaufgabe betrachtet, ſo auch in Bezug auf die Finanzen deſſelben. 
Als einem Staatsmanne, der nicht blos den Augenblick, ſondern die Zukunft. 
bedenkt, wird ihm die Möglichkeit vorſchweben, daß Zeiten des Krieges oder 
anderer Gefahr eintreten können, in denen die Matrikularbeiträge ſo ſehr in die 
Höhe geſchraubt werden müßten, daß ſie ein ſchneidiges Agitationsmittel aller 
partikulariſtiſchen Parteien abgeben könnten, und er wird andererſeits erwägen: 
daß das Reich, wäre es durch ergiebige eigene Einnahmen finanziell jelbft- 
ſtändig, durch nützliche, den Volkshaushalt fördernde Verwendungen, die 
Anhänglichkeit aller Klaſſen an den jungen nationalen Staat ſtärken und 
vertiefen könnte.“ 


Wie hätte Fürſt Bis marck nach ſolchen Aeußerungen nicht 
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auf energiſche Unterſtützung feiner Beſtrebungen eben um des 
Reiches willen rechnen ſollen. 

Seine Zuverſicht wurde noch erhöht, als ſich im Reichstage 
ſelbſt eine alsbald die Mehrheit umfaſſende ſogenannte „volks⸗ 
wirthſchaftliche Vereinigung“ bildete, welche zum großen 
Theile aus bisherigen Gegnern der Reichspolitik, wie ſie der 
Kanzler verſtanden und geübt hatte, beſtand. Die Ankündigungen 
der 204 bezeichneten einen entſchiedenen und bedeutſamen Wende⸗ 
punkt in der Behandlung der wirthſchaftlichen Fragen, ſie durften 
als hoffnungsreiche Anzeichen gelten, daß die Regierung in dem 
neuen Reichstage auch für ihre wirthſchaftlichen Beſtrebungen die 
Stütze einer Mehrheit finden werde, welche entſchloſſen war, die 
Behandlung der wirthſchaftlichen Fragen „nicht nach den Auf⸗ 
faſſungen und Geboten bloßer Lehrmeinungen, ſondern vor Allem 
nach den Anforderungen der thatſächlichen Lage der Dinge und 
nach den wirklichen Bedürfniſſen und praktiſchen Intereſſen des 
Volkes zu geſtalten.“ 

Auf Grund dieſer ermuthigenden Anzeichen von allen Seiten 
ſtellte Fürſt Bismarck beim Bundesrath durch das denkwürdige 
Schreiben vom 19. Dezember 1878 ſeine Anträge auf Zoll: 
reform und auf Steuerreform. In erſter Linie ſtand für 
ihn auch damals das Intereſſe der finanziellen Reform, die Ver⸗ 


minderung der direkten Steuerlaſt durch Vermehrung 


der auf indirekten Abgaben beruhenden Einnahmen 
des Reichs; eben dieſem Zweck aber ſollte die Zollreviſion dienen. 
Er wies beſonders auf die Thatſache hin, daß andere Groß⸗ 
ſtaaten, zumal ſolche mit weit vorgeſchrittener politiſcher und 
wirthſchaftlicher Entwickelung, die Deckung ihrer Ausgaben vor⸗ 
zugsweiſe in dem Ertrage ihrer Zölle und indirekten Steuern 
ſuchen. 

Die Thronrede vom 12. Februar 1879 bezeichnete den 
Standpunkt der Regierung den neuen Aufgaben gegenüber, wie 
folgt: 

„Ich bin der Meinung, daß unſere wirthſchaftliche Thätig⸗ 
keit in ihrem geſammten Umfange auf diejenige Unterſtützung 
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vollen Anspruch hat, welche die Geſetzgebung über Steuern und 
Zölle ihr zu gewähren vermag, und in den Ländern, mit denen 
wir verkehren, vielleicht über das Bedürfniß hinaus gewährt. 
Ich halte es für meine Pflicht, dahin zu wirken, daß wenigſtens 
der deutſche Markt der nationalen Produktion inſoweit erhalten 
werde, als dies mit unſeren Geſammtintereſſen verträglich iſt, 
und daß demgemäß unſere Zollgeſetzgebung den bewährten 
Grundſätzen wiederum näher trete, auf welchen die gedeihliche 
Wirkſamkeit des Zollvereins faſt ein halbes Jahrhundert be⸗ 
ruht hat.“ 

In dem Schreiben des Fürſten Bismarck vom 15. De⸗ 
zember 1878 beſonders war das Weſen und der leitende Ge⸗ 
danke der in Ausſicht genommenen Geſammtreform klar bezeichnet; 
dieſe grundſätzliche Kundgebung hatte eine mächtige und tiefgehende 
Bewegung nicht blos in den politiſchen Kreiſen, ſondern augen⸗ 
ſcheinlich im Volke ſelbſt hervorgerufen: die Bewegung und Auf⸗ 
regung führte zunächſt zu einer gewiſſen Verwirrung des eigent⸗ 
lichen Parteiweſens, weil die Gegenſätze, um die es ſich bei den 
wirthſchaftlichen Fragen und Intereſſen handelt, nicht in dem 
Rahmen der Parteien aufgingen, von welchen das öffentliche Leben 
ſonſt beherrſcht war. Die Parteiführung ſtand jener mächtig er⸗ 
regten Volksbewegung zunächſt machtlos gegenüber, in weiten 
Kreiſen des Volkes trat unmittelbar Zuſtimmung und Verſtändniß 
für die Ziele hervor, welchen der Kanzler einen klaren, Jeder⸗ 
mann verſtändlichen Ausdruck gegeben hatte. Seinem thatkräftigen 
Vorgehen und ſeinem mächtigen Anſehen war es gelungen, die 
bisherige Herrſchaft unbedingt freihändleriſcher Lehr: 
meinungen zu brechen und damit der unbefangenen Erwägung 
der wirklichen Volksbedürfniſſe freieren Raum zu ſchaffen. 

Ein parlamentariſches Hinderniß, welches der Be⸗ 
willigung neuer Mittel im Reiche entgegenſtand, wurde unter allge⸗ 
meiner Mitwirkung beſeitigt: auch die Gemäßigt⸗Liberalen, die ja 
vor Allem die Stärkung des Reiches auf ihre Fahne geſchrieben hatten, 
waren, wie wir geſehen, bereit, reiche Steuerquellen durch größere 
Anſpannung der indirekten Steuern, namentlich auch behufs Er⸗ 
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leichterung der Einzelſtaaten zu bewilligen; nur wollten fie vor⸗ 
her ſicher geſtellt wiſſen, daß die Mehreinnahmen im Reiche auch 
wirklich zu Erleichterungen in den Einzelſtaaten durch Ueber⸗ 
tragung von Steuern an die Kommunen oder durch Herabminde⸗ 
rung der Perſonalſteuern benutzt würden. Dieje‘ „konftitutio- 
nellen Bürgſchaften“ hatte die Regierung bereitwillig ge⸗ 
währt: durch die im Abgeordnetenhauſe auf Grund einer Aller⸗ 
höchſten Ordre vom Finanzminiſter gegebenen Erklärungen in 
Bezug auf die Wahrung der Rechte der Landesvertretung wurde 
die Uebereinſtimmung über das zu erſtrebende Ziel noch be⸗ 
ſtimmter feſtgeſtellt und durch die förmliche Kundgebung der 
„dankbaren Annahme der Erklärung der Regierung“ anſcheinend 
beſiegelt. 

Wie hätte nach dieſen Vorgängen der Kanzler ſich nicht 
Seitens der Reichstagsmehrheit und namentlich auch Seitens aller 
Derjenigen, welche mit ihm bisher an dem Ausbau und der ſelbſt⸗ 
ſtändigen Befeſtigung des nationalen Gemeinweſens gearbeitet 
haben, eines bereitwilligen Entgegenkommens für die Löſung der 
wirthſchaftlichen Reformaufgaben, zunächſt mindeſtens für den⸗ 
jenigen wichtigen Theil ſeiner Pläne verſichert halten ſollen, 
welchen er ſeit Jahren unter allmälig wachſender Zuſtimmung 
entwickelt und vorbereitet hatte. 

Jenes grundſätzliche Einverſtändniß bezog ſich allerdings zu⸗ 
nächſt nur auf die eigentliche Finanz: und Steuerreform; die 
Ausführung des anderen Theils der wirthſchaftlichen Reform, 
der Zollreform, zum Theil mit Hülfe anderer Kräfte, ließ bald 
darauf den Eifer für die finanzielle Reform des Reiches bei denen 
grade, welche jüngſt noch die heilſamen Abſichten des Fürſten 
Bismarck freudig anerkannt hatten, immer mehr erkalten. 
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Die Zollreform. 


Der Reformplan des Kanzlers war, wie wir geſehen 
haben, zunächſt auf eine entſprechende Aenderung der dem Aus⸗ 
lande gegenüber zu erhebenden Zölle gerichtet. Den dringen⸗ 
den Anlaß zu dieſer Voranſtellung hatte einerſeits die zu⸗ 
nehmende Nothlage der deutſchen Gewerbethätigkeit, andererſeits 
der Ablauf der Handelsverträge mit großen Nachbarſtaaten ge⸗ 
geben; je mehr bei den Verhandlungen über die Erneuerung der⸗ 
ſelben ſich das Beſtreben der anderen Staaten geltend machte, 
zum Schutze ihrer Produktion die Zollſchranke zu erhöhen, deſto 
unerläßlicher wurde die Pflicht der deutſchen Zollpolitik, unſerer 
heimiſchen Induſtrie gleichfalls eine wirkſamere Fürſorge und Rück⸗ 
ſichtnahme zuzuwenden und das Augenmerk darauf zu richten, 
daß den „vaterländiſchen Erzeugniſſen in erhöhtem Maße die Ver⸗ 
ſorgung des deutſchen Marktes vorbehalten und dadurch die Ver⸗ 
mehrung der inländiſchen Produktion gefördert werde“. 

Indem Fürſt Bismarck ſein Reformprogramm auf dieſes 
Gebiet der deutſchen Wirthſchaftspolitik ausdehnte, konnte er nach 
gewichtigen Kundgebungen aus den Kreiſen der Reichsvertretung 
heraus der Zuſtimmung eines bedeutenden Theils derſelben von 
vornherein gewiß ſein. 

Auch den Kampf gegen einen großen Theil der Liberalen, 
der daraus hervorgehen ſollte, konnte man kaum vorherſehen; 
denn von dieſer Seite erſchollen damals von maßgebender Stelle 
u. A. folgende aufmunternden Worte: 

„Verſucht man, ſich ein Bild von der Zukunft zu machen, und dabei 
das Sichere vorauszunehmen, ſo darf man mit großer Wahrſcheinlichkeit als 
den Hauptniederſchlag der jetzigen wirthſchaftlichen Bewegung eine beträcht⸗ 
liche Erhöhung der indirekten Steuern in Rechnung ſetzen. Wir haben uns 
ſchon vorlängſt in den geeigneten Grenzen mit einem ſolchen Verlauf ein- 
verſtanden erklärt. Wir waren dabei der Anſicht geweſen, es handle ſich um 
Maßregeln, deren Unpopularität nur durch die Einſicht in die Nothwendig⸗ 
keit und Zweckmäßigkeit mühſam überwunden werden könnte. Heute hat es 
den Anſchein, als wollte eine doppelte Hochfluth das ſchon ſo oft geſtrandete 
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Boot der indirekten Steuern mit Schnelligkeit und Eleganz über die Barre 
bringen. Das Stichwort „indirekte Steuern“ iſt ausgegeben und in zahl⸗ 
reichen Kreiſen ſieht man es mit einem wahren Enthuſiasmus aufgenommen. 

Es wurde dem Kanzler zugeſtanden: er habe zu geſtalten gewußt, was 
unklar in den Köpfen von Millionen ſpukte, — das gebe ſeinem Beginnen 
den Nachdruck.“ 


In Bismarcks Sinne ſollte die Reform zugleich einen neuen 
feſten Kitt in die Fugen der deutſchen Staatsgemeinſchaft legen, 
er war ſeinerſeits davon durchdrungen, daß das begonnene Werk 
„zum Heil, zum Glück und Gedeihen unſeres Vaterlandes führen 
werde“. 

Die damals ſchon viel ausgeſprochene und ausgebeutete Be⸗ 
fürchtung, es könne durch die vorgeſchlagenen Zollſätze eine Ver⸗ 
theuerung nothwendigſter Lebensmittel eintreten, erklärte er von 
vornherein für vollſtändig grundlos. Aber ſelbſt zugegeben, ein 
ſolcher Fall ſei möglich, ſo würde ſie ſicherlich durch eine ent⸗ 
ſprechende Vermehrung der inländiſchen Produktion aufgewogen, 
und es würden die arbeitenden Klaſſen durch die Hebung der 
geſammten nationalen Erwerbsthätigkeit und durch die daraus 
reſultirende Vermehrung der Nachfrage nach Arbeitskräften, ſowie 
durch eine entſprechende Erhöhung der Löhne reichlich entſchädigt 
werden. 

Im Frühjahr 1879 fanden die Erörterungen des Reichs⸗ 
tages über die Zollreform ſtatt, und Fürſt Bismarck hielt jene 
großen Reden, in welchen er die Grundſätze, die ihn leiteten, 
ſeitdem er auch in wirthſchaftlichen Dingen „auf ſich ſelbſt ge⸗ 
ſtellt war“, und alle die reichen Erfahrungen, die er in ſeinem 
ſtaatsmänniſchen Leben gemacht hatte, ausſprach. 

Wir laſſen, dem Zwecke dieſer Schrift gemäß, alle ſpeziellen 
Fragen über direkte oder indirekte Steuern über Landwirthſchaft 
und Induſtrie, über Eiſen⸗ und Kornzölle ꝛc. bei Seite, um nur 
die allgemeinſten Geſichtspunkte Bismarcks, zunächſt bei der 
Zollreform, kurz anzudeuten. Als einen Hauptvorwurf, welcher 
der bisherigen Zollordnung zu machen ſei, bezeichnete er es, daß 
der einheimiſchen, vaterländiſchen Arbeit und Produktion nicht 
das Maß von Schutz gewährt werde, das ihr gewährt werden 


a 


könne, ohne die allgemeinen Intereſſen zu gefährden. Auf den 
Streit zwiſchen Schutzzoll und Freihandel ſolle man ſich nicht 
einlaſſen, auch die neue Vorlage ſei nur mäßig ſchutzzöllneriſch 
und erreiche nicht entfernt die Prohibition, wie ſie in anderen 
Ländern, mit denen wir zu thun haben, ſtattfinde. 

„Die abſtrakten Lehren der Wiſſenſchaft“, ſagte er, „laſſen mich in dieſer 
Beziehung vollſtändig kalt, ich urtheile nach der Erfahrung, die wir erleben. 
Ich ſehe, daß die Länder, die ſich ſchützen, proſperiren, ich ſehe, daß die 
Länder, die offen ſind, zurückgehen, und das große mächtige England, der 
ſtarke Kämpfer, der, nachdem er ſeine Muskeln geſtärkt hatte, auf den Markt 
hinaustrat und ſagte: wer will mit mir kämpfen? ich bin zu jedem bereit, 
— auch dieſes geht zum Schutzzoll allmälig zurück und wird in wenigen 
Jahren bei ihm angekommen ſein, um ſich wenigſtens den engliſchen Markt, 
zu bewahren. 

Nach meinem Gefühl ſind wir, ſeitdem wir unſere Tarife zu tief herunter⸗ 
geſetzt haben, — in einem Verblutungsprozeß begriffen, der durch die ver⸗ 
rufene Milliardenzahl um ein paar Jahre aufgehalten worden iſt, der ohne 
dieſe Milliarden aber wahrſcheinlich ſchon vor 5 Jahren ſoweit gekommen 
wäre wie heute. Die Frage, die vorliegt, iſt keine politiſche, ſondern eine 
rein wirthſchaftliche Frage; wir wollen ſehen, wie wir dem deutſchen Körper 
wieder Blut, wie wir ihm die Kraft der regelmäßigen Cirkulation des 
Blutes wieder zuführen können, aber meine dringende Bitte geht dahin, 
alle Fragen der politiſchen Parteien, alle Fragen der Fraktionstaktik von 
dieſer allgemeinen deutſchen reinen Intereſſenfrage fernzuhalten.“ 

Die eigentliche Zollreform wurde bekanntlich zunächſt ge⸗ 
nehmigt und zwar vor Allem durch die Mehrheit, welche ſich be⸗ 
reits im vorhergehenden Jahre zur wirthſchaftlichen Reform ver⸗ 
einigt hatte und in welcher auch das katholiſche Centrum ver⸗ 
treten war. Erſt zuletzt kamen die Finanzzölle und die mit der 
Finanzreform verknüpften politiſchen Fragen zur Verhandlung. 
Sie wurden ſchließlich mit dem Franckenſtein'ſchen Antrage 
angenommen, wonach die verfaſſungsmäßigen Rechte des Reichs⸗ 
tages in der Weiſe gewahrt werden ſollten, daß der zu hoffende 
Mehrbetrag den Bundesſtaaten überwieſen werde, vorbehaltlich 
der Abrechnung zwiſchen der Reichskaſſe und den Einzelſtaaten in 
Bezug auf die zu entrichtenden Matrikularbeiträge. Dem An⸗ 
trage Franckenſtein, der hiernach die ſo entſchieden verurtheilten 
Matrikularbeiträge der Form nach beibehielt, der Sache nach 
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ſie allerdings aus den zu bewilligenden Mitteln fließen ließ und 
ſomit thatſächlich die Einzelſtaaten entlaſtete, ſtand ein 
Antrag von national⸗liberaler Seite entgegen, der in der That die 
Matrikularbeiträge der alten Forderung gemäß gradezu aufhob, 
aber einen Theil der Einnahmen von der jährlichen Be⸗ 
willigung des Reichstages abhängig machte und deshalb von den 
entſchiedenen Freunden der Regierung zurückgewieſen wurde. 
Die Finanzzölle und die auf denſelben beruhende Selb ſtſt ändig⸗ 
keit des Reiches kam demzufolge mit der ſogenannten Francken⸗ 
ſtein'ſchen Klauſel zur Annahme; die zur liberalen Partei ge⸗ g 
hörigen bisherigen Anhänger der Bis marckſchen Politik wandten 
ſich aber, weil die Bürgſchaften für die Erhaltung der Büdget⸗ 
rechte des Reichstages nicht in der von ihnen für nothwendig 
erachteten Form gewährt worden, auch von der Finanzreform in 
der Geſtalt, in welcher ſie zunächſt allein möglich war, ab. Es 
erfolgten Kundgebungen der beſtimmteſten Art, welche die Re⸗ 
gierung des Abfalls von der Reichsidee beſchuldigten. Fürſt Bis⸗ 
marck wies dies mit Entſchiedenheit zurück: er führte zunächſt aus, 
wie ſeine ſeit Jahren verfolgten Beſtrebungen auf Verbeſſerung 
der deutſchen Finanzen ſtets vergeblich geweſen ſeien, weil ihm 
| von liberaler Seite niemals die Hand dazu geboten worden ſei. 
| Von der Fortſchrittspartei und den ihr verwandten Elementen 

ſei noch niemals ein poſitiver Vorſchlag ausgegangen, ſondern 
| ſtets nur die Verneinung deſſen, was die Regierung gewollt habe. 
Nach einem Rückblick auf ſeine Beziehungen zur liberalen Partei, 
welche in den letzten Jahren immer weniger zur Unterſtützung 

der Regierung bereit geweſen ſei, erklärte der Kanzler, daß er es 

für einen Verrath an der im Intereſſe des Vaterlandes unter⸗ 

nommenen Sache angeſehen hätte, unter ſolchen Umſtänden nicht 

den ihm von anderer Seite gemachten Vorſchlag (den Francken— 
— ſtein'ſchen Antrag) näher zu prüfen, — dieſer Vorſchlag aber 
gewähre ihm die Abſtellung der Uebelſtände, die er an den 
Matrikularbeiträgen gerügt habe. Das Reich werde danach eben 
nicht mehr ein läſtiger Koſtgänger, ein mahnender Gläubiger bei | 
den Einzelſtaaten, ſondern in Wahrheit ihr freigebiger Verſorger 
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ſein, — die Finanznoth des Reiches und der Einzelſtaaten ſchwinde 
damit, und die Reformen an den direkten Steuern könnten, wenn 
auch noch nicht in vollem Maße durchgeführt, doch in Angriff 
genommen werden. Alle Behauptungen wegen Verletzung der 
Reichs verfaſſung wies der Kanzler entſchieden zurück und forderte 
die Parteien auf, den zornigen Kampf der Fraktionen nicht ſo 
weit zu treiben, daß die Intereſſen des Reiches darunter leiden. 


„Die Stellung zum Franckenſteinſchen Antrage, ſagte er, wird hier als 
Probirſtein behandelt in Bezug auf die Reichstreue oder Nichtreichstreue. 
Die Behauptung, daß die Finanzhoheit des Reichs durch den Franckenſtein⸗ 
ſchen Antrag verloren ginge, muß ich für eine gänzlich unbegründete und aus 
der Luft gegriffene halten. Die Finanzhoheit des Reichs iſt in der Verfaſſung 
begründet, in verſchiedenen Paragraphen; keiner dieſer Paragraphen erleidet 
durch die Annahme des Franckenſteinſchen Antrages auch nur die mindeſte 
Aenderung.“ 


„Meine Herren, lieber wäre mir die ganze Sache allerdings ohne Ma⸗ 
trikularumlagen, aber ich habe doch eben nicht die Wahl, die Dinge ſo zu 
machen, wie ich ſie mir an die Wand malen kann. Wenn ich von der 
liberalen Seite ohne Unterſtützung, ohne Anhalt, ohne beſtimmte annehmbare 
Vorſchläge bleibe, jo muß ich den von anderer Seite kommenden Vorſchlag 
prüfen, was giebt er denn? Nun, er giebt mir in dem Sinne, wie ich die 
Matrikularumlagen bekämpft habe, Recht. Ich habe geſagt, bisher ſei das 
Reich ein läſtiger Koſtgänger bei den einzelnen Staaten, ein mahnender 
Gläubiger, während es der freigebige Verſorger der einzelnen Staaten ſein 
müßte bei richtiger Benutzung der Quellen, zu welcher der Schlüſſel durch 
die Verfaſſung in die Hände des Reiches gelegt, bisher aber nicht benutzt 
worden iſt. Meine Herren, dieſer „freigebige Verſorger“ wird das Reich 
durch die Annahme des Franckenſteinſchen Antrages, der ſich von dem früher 
in der Kommiſſion vorgelegten Bennigſenſchen bezüglich der Verſorgung der 
Staaten nur dadurch unterſcheidet, daß man den einzelnen Staaten ein 
höheres Maß der Selbſtbeſtimmung in der Verwendung deſſen, was ihnen 
zugeſtanden wird, beläßt. Das Reich iſt nicht mehr ein läſtiger Koſtgänger, 
ſondern ein Koſtgänger, der ein gutes Koſtgeld bezahlt und darüber hinaus 
ſich freigebig erweiſt, es iſt ein Koſtgänger wie ein König, der bei einem 
Privatmann wohnt, und das Reich ſteht in voller Berechtigung ſeiner Finanz⸗ 
noth da, wenn es ſich der Pflicht unterzieht, durch Flüſſigmachung der Quellen, 
die unter ſeinem Verſchluß liegen, der Finanznoth der einzelnen Staaten 
aufzuhelfen. Das Syſtem der bisherigen Matritularbeiträge hatte das Er⸗ 
gebniß, daß das Reich die Einzelſtaaten durch Verſagung der Zuflüſſe, die 
aus den indirekten Steuerquellen kommen könnten, aushungerte und dabei 
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doch in jedem Jahre als mahnender Gläubiger die Matrikularumlagen ver⸗ 
langte; — durch die heute in Ausſicht genommene Reichshülfe aber ſchwindet 
die Finanznoth der Staaten und des Reiches, die ja die einleitende Be⸗ 
gründung meines ganzen Vorgehens in dieſer Frage gebildet hat, die Finanz⸗ 
noth wird zum Theil gehoben, und wenn auch nicht in dem Maße, daß alle 
die Reformen an den direkten Steuern, die Erleichterung der nothleidenden 
Gemeinden ſofort ausgeführt werden können, die mir vorſchweben, ſo doch, 
daß, wie ich glaube und hoffe, ein erheblicher Theil davon ſchon bald dieſes 
Reformwerk in Angriff genommen werden kann. 

Wie nun dadurch die Finanznoth des Reiches geſchädigt werden ſollte, 
dafür ſuche ich vergeblich nach irgend einem Verfaſſungsparagraphen. 

Von Seiten der Regierungen kann ich ganz beſtimmt verſichern, daß ſie 
ſich durch die meines Erachtens unzutreffenden Angriffe von dem Wege, den 
ſie betreten haben und über den ſie ſich am vergangenen Sonntag vorläufig 
verſtändigt haben, nicht werden irre machen laſſen, und ich für meinen Theil 
werde den Weg, den ich im Intereſſe des Vaterlandes für den rechten er- 
kenne, unbedingt bis ans Ende gehen, unbeirrt; — mag ich Haß oder Liebe 
dafür ernten, das iſt mir gleichgültig.“ 

So war denn die Zollreform in ihren Grundzügen an⸗ 
genommen und damit ein bedeutſamer Schritt in unſerer 
wirthſchaftlichen Reform überhaupt geſchehen. Der 
Natur des Fürſten Bismarck iſt es eigen, daß er ſich eines 
theilweiſen Erfolges nie recht freut, wenn er eben nicht das 
Ganze, das ſeinem umfaſſenden Geiſte vorſchwebt, erreichen 
konnte, daß er nach Gewinnung einer wichtigen Etappe gleich 
an weitere Zielpunkte denkt; ſonſt wäre jener erſte Erfolg 
wohl mehr gefeiert und ausgebeutet worden. Es war der 
Bruch mit den Anſchauungen einer langen Vergangenheit, der 
Sieg über Theorien, welche ſeit Jahrzehnten auf den meiſten 
Lehrſtühlen und in tauſenden von Preßorganen verkündigt worden 
waren und an denen zu zweifeln noch kurz zuvor als Zeichen 
eines ſchwachen Denkvermögens galt. Nur ein Geiſt von der 
unzweifelhaften Stärke Bismarcks konnte es unternehmen, gegen 
jene Theorien anzukämpfen, indem er das ganze Gewicht ſeiner 
praktiſchen ſtaatsmänniſchen Erfahrungen und Anſchauungen gegen 
jene Kathederweisheit, die den Aufſchwung unſerer Volkswirth⸗ 
ſchaft hemmte, in die Wagſchale warf. Keinenfalls liegt Grund 
vor, Bismarcks Wollen und Streben in den wirthſchaftlichen 


Dingen als unwirfjam und nichtig darzuftellen, da ſchon fein 
erſter Erfolg in dieſer Beziehung ein durchgreifender war. 

Es wird noch heute darüber geſtritten, ob die Zollreform 
in ihren Wirkungen wohlthätig oder ſchädlich geweſen ſei, und 
wir wollen uns in die ſtreitenden Stimmen nicht miſchen. Uns 
ſcheint es jedoch von großer Bedeutung, daß ungeachtet der un⸗ 
zweifelhaften Ungunſt der letzten Jahre dennoch das Urtheil über 
den wirthſchaftlichen Werth jener Reformen nicht gradezu abfällig 
iſt, daß vielmehr ſelbſt frühere Gegner derſelben ihr Endurtheil 
über die Wirkungen noch vorbehalten. Es kommt dabei in Be⸗ 
tracht, daß auch die Regierung nicht gedacht hat, mit allen Zöllen 
im Einzelnen gleich das abſolut Richtige zu treffen, ſondern ſie 
hoffte, wie es auch namentlich Fürſt Bismarck öfter aus⸗ 
geſprochen hat, das gewerbliche Leben überhaupt durch den Schutz 
gegen das Ausland neu zu beleben und dadurch allen Klaſſen, 
namentlich den arbeitenden Klaſſen zu reichlicherem Verdienſt zu 
verhelfen. Und das darf die Regierung nach allen vorliegenden 
Anzeichen in der That annehmen, daß trotz der Ungunſt der 
Verhältniſſe und zum Theil grade in Folge des Schutzes, den 
die Induſtrie jetzt genießt, eine Wendung zum Beſſeren bereits 
eingetreten iſt, und daß unſere Bevölkerung, wenn auch z. B. 
in Folge der Naturereigniſſe das Brot noch nicht billiger ge⸗ 
worden iſt, doch über reichlichere Mittel für ihren Lebensunterhalt 
gebietet. Die vollen Folgen der neuen wirthſchaftlichen Geſetz⸗ 
gebung werden freilich erſt hervortreten, wenn Gott uns geſeg⸗ 
nete Ernten ſchenkt, dann erſt wird auch der Aufſchwung aller 
Geſchäftsthätigkeit ſich recht geltend machen. 

Abgeſehen aber von der Wirkung auf das wirthſchaftliche 
Leben des Volkes iſt der Einfluß der Reform auf das 
Finanzweſen des Reiches und der einzelnen Staaten 
unmittelbar fühlbar geweſen: der Kanzler hat in dieſer Beziehung 
ſein Streben wenigſtens zum Theil erfüllt geſehen, das Streben 
nämlich, das Reich durch ſtärkere Heranziehung der indirekten 
Steuern, zunächſt der Zölle, ſelbſtſtändig und von den Beiträgen 
der einzelnen Staaten unabhängig zu machen. Es war die 
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nächſte Abſicht und der eigentliche Anlaß der ganzen Reform, 
das Reich von der Rolle eines „Koſtgängers“, und zwar eines 
„läſtigen Koſtgängers“, eines „mahnenden Gläubigers“ aufzu⸗ 
geben bei den Einzelſtaaten. Obwohl mit der Reform nur ein 
Anfang gemacht war, konnte doch ſehr bald und in ſteigendem 
Maße die erfreuliche Thatſache konſtatirt werden, daß jener nächſte 
Zweck, nämlich daß die Matrikularbeiträge nicht mehr die Budgets 
der Einzelſtaaten drückten, und damit ein höchſt erwünſchtes 
Reſultat für die Reichspolitik erreicht war. 

Nicht aber das allein: es war außerdem der Zweck geweſen, 
den Druck der Steuern auch in den Einzelſtaaten zu erleichtern, 
und durch die Ausbildung des indirekten Steuerſyſtems im Reiche 
den einzelnen Bundesſtaaten die Möglichkeit zu verſchaffen, auf 
einen Theil der ihnen aus direkten Abgaben zufließenden Ein⸗ 
nahmen Verzicht leiſten zu können. Es ergab ſich in der That 
ſchon im nächſtfolgenden Jahre in Preußen trotz der ſteigenden 
Bedürfniſſe, ein mäßiger Ueberſchuß, welcher zu einem Steuer⸗ 
erlaß verwendet werden konnte. So wirkte die Reform ſchon in 
ihrem erſten Stadium ſegensreich in dem Sinne, in welchem ſie 
unternommen war. 


Nebenſächliche Erfolge. Ehe wir die weiteren Stadien der 
eigentlichen wirthſchaftlichen Reformpolitik Bismarcks verfolgen, 
verweilen wir noch in Kürze bei einem Erfolg, der zwar auf 
dem Gebiete eines Spezialreſſorts liegt und weſentlich dem Ge⸗ 
ſchick und der Energie des betreffenden Miniſters zu danken iſt, 
deſſen erſte Anregung und kräftige Förderung in allen Phaſen 
aber vor Abem als Verdienſt des Fürſten Bismarck gelten muß. 

Bekanntlich war es zunächſt ſein Wunſch und Plan, die Eiſen⸗ 
bahnen zur Reichsſache zu machen; aber für den Fall, daß dies 
nicht gelänge, faßte er alsbald das Staatsbahnſyſtem für Preußen 
ins Auge; denn das ſtand für ihn feſt, daß die Eiſenbahnen nicht 
dazu beſtimmt ſind, ein Gegenſtand finanzieller Spekulation zu 
ſein, um das Höchſtmögliche herauszuſchlagen, daß ſie vielmehr 
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vor Allem für den Verkehr und für den Vortheil der Bevölkerung 
da ſind. Er ſetzte von vornherein ſeinen ganzen Eifer, ſein ganzes 
ſtaatsmänniſches Pathos an die Durchführung der Sache und 
bat den Reichstag dringend, ihm den erſten Schritt in dieſer Sache 
machen zu helfen, die wohl bei ſeinen Lebzeiten nicht vollendet 
ſein werde. 

„Mag die Entwickelung noch ſo große Kämpfe koſten,“ ſagte er, „wir 
werden, im Bewußtſein des guten Zieles, das wir verfolgen, nicht erlahmen 
und nicht entmuthigt werden, weil wir überzeugt ſind, daß, wenn bei uns 
die öffentliche Meinung ſich eines an ſich richtigen Gedankens einmal be 
mächtigt hat, er nicht eher von der Tagesordnung verſchwinden wird, bis 
er ſich verwirklicht hat.“ 

Er faßte die Kompetenz im Bunde freilich ſo nicht auf, daß 
den anderen Staaten in dieſer Frage Gewalt angethan werden 
könnte, um ſo mehr aber erklärte er es für eine Nothwendigkeit, 
daß Preußen auf ſeinem Gebiete den Gedanken des Staatsbahn⸗ 
ſyſtems zu verwirklichen ſuchte, daß es ſich in ſeinem Hauſe 
danach einrichtete. 

Mancherlei Hinderniſſe wurden von den Vertretern der 
Privatbahnen, namentlich Namens der ſogenanntenfreien Kon⸗ 
kurrenz, dem Plane entgegengeſtellt. Obige Worte Bismarcks 
laſſen erkennen, daß er ſelbſt nur an einen langſamen, viel⸗ 
leicht ſehr langſamen Sieg des Staatsbahnſyſtems dachte. Noch 
vor drei Jahren forderte das Abgeordnetenhaus die Regie⸗ 
rung auf, unter den gegenwärtigen finanziellen und wirthſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen von dem Ankauf von Bahnen Abſtand zu 
nehmen. Der Weg aber war unter der Leitung eines thatkräf⸗ 
tigen, kundigen Fachmanns betreten und ſchneller als Fürſt Bis⸗ 
marck ſelbſt es ahnen konnte, hat derſelbe zu einem vollſtändigen 
Erfolge geführt: der Uebergang der großen Privatbahnen in die 
Staatsverwaltung vollzog ſich ſo ſchnell und glatt, und erwies 
ſich ſchon bisher finanziell und wirthſchaftlich als ſo vortheilhaft, 
daß die Gegner der Verſtaatlichung, inſoweit ſie nicht grundſätz⸗ 
liche Gegner der Regierung ſind, ihren Widerſpruch vollſtändig 
aufgegeben haben. Das Intereſſe des öffentlichen Verkehrs, die 
Berückſichtigung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe, eine einheit⸗ 
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lichere, billigere Verwaltung und beſſere finanzielle Reſultate, 
ſowie die Erhöhung der militäriſchen Schlagfertigkeit des Landes 
ſind als Vortheile des neuen Syſtems jetzt faſt allgemein an⸗ 
erkannt. 

Hier liegt alſo aus der Zeit der angeblichen Erfolgloſigkeit 
der Bis marckſchen Regierung ein unzweifelhafter großer Erfolg 
vor, der weſentlich ſeiner thatkräftigen Initiative und ſeiner ſtets 
eifrigen Fürſorge für das Wohl des Volkes zu danken iſt. 

Noch einen anderen Sieg müſſen wir hier erwähnen, der 
von Fürſt Bismarck allein, wir möchten ſagen gegen eine 
Welt von Gegnern und zwar gegen die gewichtigſten Stimmen 
ganz neuerdings erfochten worden iſt, wir meinen den Zoll 
anſchluß Hamburgs. Man denke zurück, wie vor wenigen Jahren 
des Kanzlers erſte Antrräge nicht blos von den Hanſeſtädten 
ſelbſt und von faſt allen Parteien, ſondern auch von Seiten der 
anſcheinend berufenſten Autoritäten aufgenommen wurden, welcher 
Fluth von Schmähungen, Verleumdungen und Verdächtigungen 
der Kanzler ſich ausgeſetzt jah, wie man ſeine Abſicht nur auf 
Rechnung einer übeln Laune gegen die Hanſeſtädte brachte, ſein 
Vorgehen nur als Vergewaltigung des Schwachen durch den 
Starken darſtellte — und man vergleiche damit die jetzigen Auf⸗ 
faſſungen des Ausgangs, wie im Parlamente offen anerkannt 
worden, daß es ſich um eine wichtige Frage von nationaler Be⸗ 
deutung, um die Ausführung einer Forderung der deutſchen 
Verfaſſung, welche nur „vorläufig“ ausgeſetzt war, handelte 
und wie die Hamburger ſelbſt in der vermeintlichen Vergewalti— 
gung jetzt ein durchaus rückſichtsvolles Verfahren erkennen. Wenn 
Hamburg bei dem bisherigen Zuſtande, der durch Jahrhunderte 
beſtanden hat, zu hoher Blüthe gelangt iſt, jo hätte Fürſt Bis⸗ 
marck ſchon im Intereſſe der großen nationalen Gemeinſchaft, 
ſowie bei ſeiner Fürſorge für das Wohl und Gedeihen der ein⸗ 
zelnen Glieder, als deren beſter Anwalt er ſich bewährt hat, jeden 
Schritt zurückgewieſen, der jene Blüthe beeinträchtigt oder be⸗ 
droht hätte. In der That konnte bei dem endlichen Abſchluß der 
Hamburger Bevölkerung von ihrem eigenen Vertrauensmann die 
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Verſicherung gegeben werden, daß Hamburg feine Handelsgröße 
bewahren ſolle, das Kleingewerbe und Handwerk hoffentlich noch 
gewinnen werde, daß Hamburg auch fernerhin der Handelsplatz 
des mit ihm eng verbundenen deutſchen Vaterlandes für weite 
Verbindungen auf der ganzen Erde bleiben werde. 

Ein Rückblick auf all die Phaſen und Schwierigkeiten der 
Hamburger Angelegenheit zeigt zugleich, daß nur ein Staats⸗ 
mann von Fürſt Bismarcks Größe, Willenskraft und Umſicht 
dieſen Erfolg fürs deutſche Vaterland erringen konnte. 

Bis in die letzten Jahre alſo find die Erfolge der Bis: 
marckſchen Politik, die Wohlthaten für das deutſche Volk, welche 
daraus gefloſſen und fortgeſetzt fließen, auch auf dem inneren 
Gebiet nachweisbar, und jeder Staatsmann könnte ſich ſolcher 
Thaten und Erfolge freuen. 


Die Sozialen Beftrebungen Bismarcks und das Tabaſtismonopol. 


Wir kommen zu den neueften „Mißerfolgen“ des Kanzlers, 
zü den politiſchen Entwickelungen, welche ſein „Preſtige“ ver: 
nichtet haben ſollen: zu den Zeiten des bisher noch praktiſch 
erfolgloſen Kampfes für ſoziale Verbeſſerungen. Denn unter 
dieſen höheren Begriff iſt ſein ganzes jetziges Streben, auch ſein 
ſo ausdauerndes Ringen für das Tabaksmonopol, unterzuordnen. 
Es kann unſere Aufgabe nicht ſein, von Neuem in die Einzeln⸗ 
heiten jener Projekte und Geſetzentwürfe einzugehen und die 
Einwendungen gegen dieſelben nochmals zu prüfen; wir erachten 
es aber als Pflicht, nachzuweiſen, daß Fürſt Bismarck auch in 
dieſer Phaſe ſeines Wirkens lediglich von der Sorge für das 
dauernde Gedeihen des deutſchen Reiches, ſowie von dem Be⸗ 
wußtſein der Pflichten des Staates für deſſen bedürftigſte An⸗ 
gehörigen geleitet iſt, und daß er auch in dieſer Beziehung, 
wenn auch noch keine poſitiven Erfolge, doch vorläufig trotz der 
heftigſten Oppoſition eine Bewegung und Wandelung der öffent⸗ 


lichen Stimmung erreicht hat, wie man ſie noch vor Jahr und 
Tag für unmöglich gehalten hätte, und die den endlichen Sieg 
auch ſeines jetzigen grundſätzlichen Strebens zu verbürgen ſcheint. 

Wir haben geſehen, wie das erſte Stadium der deutſchen 
Finanzreform, das urſprüngliche Ziel derſelben nach Fürſt Bis⸗ 
marcks Auffaſſung, nämlich die Selbſtſtändigkeit des Reiches, 
die Befreiung von den unwürdigen und für die Einzelſtaaten 
läſtigen Matrikularbeiträgen, durch die Zollreform weſentlich 
erreicht war, ja, daß auch mit dem weiteren Zweck, mit der 
Erleichterung der Bevölkerung in den direkten Steuern durch 
den Steuererlaß ein beſcheidener Anfang gemacht war. 

Aber die Abſichten der Regierung in ſtärkerer Anſpannung 
der indirekten Steuern waren eben nur zum Theil erfüllt: ſie 
hatte von vornherein bei Anbahnung der Reform in Ausſicht 
genommen, daß das Reich ein „freigebiger“ Verſorger der 
Einzelſtaaten werde, um denſelben die Möglichkeit zu verſchaffen, 
auf ihre Einnahmen aus direkten Steuern in größerem Umfange 
zu verzichten und beſonders den nothleidenden Gemeinden durch 
Ueberweiſung von Mitteln die Erfüllung ihrer Aufgaben zu er⸗ 
leichtern. Der Betrag, bis zu welchem die Vermehrung der 
eigenen Einnahmen des Reiches anzuſtreben iſt, wird hiernach 
nicht etwa durch die gegenwärtige Höhe der Matri— 
kularumlagen des Reiches, ſondern durch den Umfang bezeichnet, 
in welchem für die Einzelſtaaten das Bedürfniß vor— 
liegt, zur Durchführung einer Reform der Landes— 
ſteuern Deckung vom Reiche zu erhalten. 6 

Für Preußen waren ſchon damals folgende Ziele der Reform 
des Steuerweſens in Ausſicht genommen: 

1. Ueberweiſung der Hälfte der Grund- und Gebäudeſteuer 

an die Kommunalverbände; 

2. Beſeitigung der vier unterſten Stufen der Klaſſenſteuer 
als Staatsſteuer; Erleichterung der Kommunen in der 
Beſteuerung der ſolchergeſtalt vom Staate freigegebenen 
Cenſiten und Verſchmelzung der oberen Stufen der 
Klaſſenſteuer mit der Einkommenſteuer; 
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3. Verbeſſerung der Gewerbeſteuergeſetzgebung hauptſächlich 

zum Vortheil des kleineren Gewerbebetriebes. 

Dieſelben Ziele ſind mit einigen Erweiterungen ſeitdem ſtets 
feftgehalten worden, aber immer mehr ſchwand die Hoffnung, fie 
mit Hülfe der Parteien, welche die Steuerreform noch vor Kurzem 
im nationalen Intereſſe als das dringendſte Bedürfniß bezeichnet 
hatten, zu verwirklichen. Die Verſtimmung, welche in Folge des 
Zuſtandekommens der Zollreform mit Hülfe des Centrums und 
in Folge der Annahme der Franckenſtein'ſchen Klauſel von Seiten 
der Regierung die liberalen Kreiſe erfaßt hatte und welche ſich 
u. A. in der Losſagung eines Theils entſchiedenerer Elemente 
von der Gemeinſchaft mit der Regierung und in der allmäligen 
Zerſplitterung der national:liberalen Partei äußerte, brachte eine 
Pauſe in die weitere parlamentariſche Entwickelung vorzugsweiſe 
auch in Betreff der Finanzpolitik. Man wollte, wie u. A. geſagt 
wurde, die Wirkung der neuen Zölle abwarten, bevor man in 
der Finanzreform weiter fortſchritt. 

Inzwiſchen war in Fürſt Bismarcks Geiſt ſelbſt ein 
Moment und Antrieb zur Geltung und Herrſchaft gelangt, welcher 
allmälig die ganze Frage der Finanzreform beeinfluſſen und auf 
einen andern Boden bringen ſollte. 

Dem Kanzler war es, je mehr er in die Fragen, welche 
durch das Sozialiſtengeſetz angeregt waren, eindrang, immer mehr 
heiliger Ernſt geworden mit den poſitiven Verpflichtungen, welche 
der Staat nicht blos gegen die Arbeiter, ſondern gegen alle Be⸗ 
dürftigen im Volke habe. Er ſah ein neues Feld der Thätigkeit 
vor ſich, und zwar von ſo umfaſſender gewaltiger Tragweite für 
das Wohl und Heil des deutſchen Volkes, daß dieſe neue Phaſe 
ſeines Wirkens ihn durchaus erfüllte und in Anſpruch nahm. 
Sein Leben und Schaffen hatte einen neuen Inhalt gewonnen, 
einen Inhalt, welcher des Strebens werth war: er wollte die 
gewaltige Popularität, die er gewonnen hatte, einſetzen, um Millio⸗ 
nen von Landeskindern ein beſſeres Loos zu verſchaffen, er wollte den 
Grundſatz zur Geltung bringen, daß der Staat nicht blos eine 
Polizeianſtalt zur Sicherung gegen Vergehen und Verbrechen, 
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ſondern eine Gemeinſchaft zur möglichſten Förderung des Wohls 
aller Einzelnen und beſonders der Schwächſten und Hülfsbedürf⸗ 
tigſten ſei. Er hat damit, beſonders gegenüber der „kalten und er⸗ 
barmungsloſen“ Lehre, welche bis vor Kurzem alle Kreiſe und 
namentlich alle Politik beherrſchte, einen Boden betreten, auf welchem 
er wußte, daß er große, jahrelange Kämpfe zu beſtehen haben 
würde, — Kämpfe, die ein Staatsmann nach ihm und mit 
minderer Autorität, ſelbſt bei gleichem Eifer für die Sache, kaum 
durchführen würde. Darum auch hatte er die vielbeſprochene 
„Eile“: er wollte die letzten Jahre ſeines Lebens und ſein ganzes 
politiſches Anſehen daranſetzen, das hochwichtige Werk noch aus⸗ 
zuführen. 

Hierdurch gewann denn die Finanzreform für ihn 
eine ganz neue Seite und ein noch höheres Intereſſe, 
wir möchten ſagen, eine weit ideellere Bedeutung: es 
handelte ſich nicht mehr blos um eine richtige Vertheilung der 
Einnahmen des Reichs und der einzelnen Staaten, der Kommu⸗ 
nen und Korporationen, nicht blos um den Streit über direkte 
und indirekte Steuern, ſondern zugleich um die Beſchaffung 
der Mittel für dieſe bisher hintangeſetzten Aufgaben 
des Staats zu Gunſten ſeiner hülfsbedürftigſten Mit— 
glieder. 

In der Thronrede zur Eröffnung des Reichstages im Fe⸗ 
bruar 1881 wurde zuerſt ein Schritt zur Heilung ſozialer 
Schäden im Wege der Geſetzgebung und die Vorlegung eines 
Geſetzentwurfs wegen Verſicherung der Arbeiter gegen die Folgen 
von Unfällen angekündigt. Der Kaiſer ſprach die Hoffnung aus, 
daß derſelbe dem Reichstage als eine Vervollſtändigung der Geſetz⸗ 
gebung zum Schutze gegen ſozialdemokratiſche Beſtrebungen will⸗ 
kommen ſein werde. 

Der Kanzler ſeinerſeits legte bei dieſer Gelegenheit ſeine 
grundſätzliche Auffaſſung der Pflichten des Staates in Fol⸗ 
gendem dar: 

„Seit 50 Jahren ſprechen wir von einer ſozialen Frage. Seit dem 
Sozialiſtengeſetz iſt immer an mich die Mahnung herangetreten von amt; 
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licher, hochſtehender Seite und aus dem Volke: es ſei damals verſprochen, es 
müſſe auch poſitiv etwas geſchehen, um die Urſachen des Sozialismus, 
inſoweit ihnen eine Berechtigung beiwohnt, zu beſeitigen. Ich 
halte es für meinen Beruf, dieſe Fragen ohne Parteileidenſchaft, ohne Aufregung 
in Angriff zu nehmen, weil ich nicht weiß, wer ſie mit Erfolg in Angriff 
nehmen ſoll, wenn es die Reichsregierung nicht thut. Ich habe das Gefühl, 
daß der Staat auch für ſeine Unterlaſſungen verantwortlich werden kann. 
Ich habe das Gefühl, daß der Staat auch für ſeine Unterlaſſungen ver— 
antwortlich werden kann. Ich bin nicht der Meinung, daß das „laissez 
faire, laissez aller“, „das reine Mancheſterthum in der Politik“, „Jeder 
ſehe, wie er's treibe, Jeder ſehe, wo er bleibe“, „wer nicht ſtark genug iſt 
zu ſtehen, wird niedergerannt und zu Boden getreten“, „wer da hat, dem 
wird gegeben, wer nicht hat, dem wird genommen“ — daß das im Staat, 
namentlich in dem monarchiſchen, landesväterlich regierten Staat Anwendung 
finden könne, im Gegentheil, ich glaube, daß diejenigen, die auf dieſe Weiſe 
die Einwirkung des Staats zum Schutze des Schwächeren verſchmähen, 
ihrerſeits ſich dem Verdacht ausſetzen, daß ſie die Stärke, die ihnen bei— 
wohnt, zur Unterdrückung der Anderen ausbeuten wollen und verdrießlich 
werden, ſobald ihnen dieſes Beginnen durch irgend einen Einfluß der Re— 
gierung geſtört wird. — 

Daß wir bis heute nur mit einem Unfallverſicherungsgeſetz kommen, 
hat ſeinen Grund darin, daß grade dieſe Seite der Fürſorge für den Armen 
und Schwachen ſchon früher beſonders lebhaft betrieben iſt in Zeiten, wo 
ich dieſen Dingen überhaupt noch nicht näher getreten bin. 

— — Ich werde Sie in den weiteren Zielen im nächſten Jahre 
— mag dieſes Geſetz abgelehnt werden oder nicht, vollſtändig befrie— 
digen in Bezug auf die Maſſe und Ausdehnung der ſtaat— 
lichen Fürſorge für eine beſſere und würdigere Behand— 
lung der Erwerbloſen. Aber zunächſt iſt dieſes Geſetz gewiſſer— 
maßen eine Probe, die wir machen, und auch eine Sonde, wie tief das 
Waſſer finanziell iſt, in das wir Staat und Land vorſchlagen hinein- 
zutreten. Die Aufgabe der Regierung iſt es, auch die Vorwände, die zur 
Aufregung der Maſſen benutzt werden, die ſie für verbreche— 
riſche Lehren gelehrig machen, jo viel an uns iſt, zu beſeitigen. 
Nennen Sie das Sozialismus oder nicht, es iſt mir das 
ziemlich gleichgültig. 

Wenn man für unſere Beſtrebungen einen Namen finden wollte, den ich 
bereitwillig annehme, ſo iſt es der: praktiſches Chriſtenthum, aber kein 
phraſenhaftes, wobei wir die Leute nicht mit Reden und Redensarten be— 
zahlen, ſondern wo wir ihnen wirklich etwas gewähren wollen.“ 


Der Kanzler ſprach die Erwartung aus, daß „alle die— 


> 
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jenigen, die überhaupt die ſtaatliche Entwickelung des 
Reichs auf der jetzigen Baſis wollen, ſich näher an ein⸗ 
ander ſchließen und ſich nur über ſachlich ganz unabweis⸗ 
liche Differenzen trennen.“ 

Die Aufnahme der ſozialen Pläne unter die Zwecke der 
Finanzreform ließ deren Durchführung dem Fürſten Bismarck 
zunächſt, wie geſagt, um ſo dringlicher erſcheinen, — ſie ließ 
ihn ferner noch mehr als bisher auf ſichere Erreichung um: 
fangreicher Mittel Bedacht nehmen. Sein Blick richtete ſich da⸗ 
her von Neuem auf das Tabaksmonopol, das er von jeher als 
die fruchtbarſte und geeignetſte Quelle ausgiebiger Erträge an⸗ 
geſehen hatte. 

Er hatte nie einen Zweifel darüber beſtehen laſſen, daß er 
eine vorzugsweiſe ſtarke Beſteuerung des Tabaks für angemeſſen 
halte, — er hatte unter den Gegenſtänden der Beſteuerung grade 
den Tabak als einen der beſten und weſentlichſten bezeichnet, 
von deſſen Schwimmkraft er hoffe, daß er andere mit übertragen 
werde. 

Angeſichts des nach der ſozialen Seite erweiterten Planes 
der Steuerreform nahm er den alten Gedanken wieder auf: das 
Monopol ſollte ihm helfen, ſeine Abſichten für den Arbeiterſtand 
zu verwirklichen. 

Grade das Tabaksmonopol aber galt den Gegnern der 
Regierung von jeher als ein Wahrzeichen der Willkür und 
Härte in der Beſteuerung und der Mißachtung der öffent⸗ 
lichen Meinung. Es iſt in doppelter Beziehung leicht, das 
Tabaksmonopol als Gegenſtand populärer Aufregung auszubeuten: 
das Wort und der Begriff „Monopol“ kann ohne Weiteres als 
Gegenſatz der „Freiheit“, als Zeichen der „Allgewalt“ des Staates, 
des Strebens, Alles in der Hand der Regierung zu konzentriren, 
dargeſtellt werden, während der Zug der Zeit grade auf De⸗ 
centraliſation und auf Entkleidung des Staates von allen 
Funktionen, die im Privatbetriebe beſſer gedeihen, gerichtet iſt, — 
und nun vollends ein Monopol auf den Tabak in dem deut⸗ 
ſchen Volke. In weiten Kreiſen wirkte nicht ſo ſehr die Furcht 
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vor Vertheuerung, wie die geſchickt verbreitete Furcht vor Ver⸗ 
ſchlechterung des Tabaks. 

So war den Gegnern der Regierung von vornherein ein 
willkommenes Agitationsmittel gegeben: es iſt überhaupt nicht 
vortheilhaft für die Regierung, und man ſollte es, ſoweit 
möglich vermeiden, irgend ein Steuerprojekt zum Gegenſtande 
einer Wahlpolemik zu machen, denn keine Steuer iſt populär und 
kann es ſein; jede Wahlagitation der Gegner aber iſt von ſelbſt 
darauf hingewieſen, grade die Schattenſeiten einer Steuer jo 
ſtark und übertreibend zu betonen, daß durch eine ſolche Polemik 
auch ein an und für ſich annehmbares Projekt oft auf Jahre 
hinaus geſchädigt und unmöglich gemacht wird. Die Hoffnung 
aber, daß nach Bewilligung anderer ausgiebiger Steuern künftig 
dieſe oder jene noch läſtigere Abgabe wegfallen könne und ſolle, 
verfängt bei unſerem Urwähler, wie er iſt und zunächſt bleiben 
wird, weit weniger, als irgend ein ſtark aufgetragenes Flugblatt 
gegen die zunächſt zu bewilligende Steuer. 

Es war daher ſchwerlich wohlgethan, als man im Laufe 
des Sommers das Projekt des Tabakmonopols vorzugsweiſe in 
den Vordergrund der Wahlpolemik rückte und dadurch den 
Gegnern Gelegenheit gab, daſſelbe in heftiger, leidenſchaftlicher 
Weiſe zu befehden. Es war auch ſchwerlich vortheilhaft für die 
ſozialen Pläne und Beſtrebungen des Kanzlers, daß fie jo un- 
trennbar verbunden erſchienen mit einem Projekt, gegen welches 
die ganze Schärfe und Leidenſchaftlichkeit der Wahlbewegung ge⸗ 
richtet war. Wir hätten für die poſitiven Maßregeln im 
Intereſſe der arbeitenden und nothleidenden Klaſſen diejenige Ein⸗ 
müthigkeit der Geſichtspunkte bewahrt oder doch bald wieder⸗ 
herſtellt ſehen mögen, welche einſt in dieſer Beziehung zu herrſchen 
ſchien, und wir glauben, daß ſelbſt über den Begriff und die 
Ausdehnung der Staatshülfe mit allen Gemäßigten leichter eine 
Verſtändigung in Ausſicht zu nehmen wäre, wenn ſie nicht durch 
jene Verbindung für den geſammten Liberalismus zum Stichwort 
bei der Wahlpolemik gemacht worden wäre. 

Man weiß, auf welche Weiſe das Monopol und das be⸗ 


kannte Wort von den „Enterbten“ ausgedeutet und ausgebeutet 
worden iſt, — man weiß, wie die Wahlen ausgefallen ſind, 
und wie hoch die Hoffnungen der Gegner des Fürſten Bismarck 
damals gingen. 

Aber es ſollte ſich auch hier zeigen, daß augenblickliche 
Schwierigkeiten den Kanzler in Verfolgung eines für richtig und 
heilſam erkannten Zieles nicht entmuthigen, ſondern nur zu 
einem kräftigeren Anlauf anſpornen. Die Antwort auf die 
Wahlen, welche vermeintlich des Fürſten Bismarck Pläne ein 
für alle Mal beſeitigen ſollten, war die Botſchaft vom 17. No⸗ 
vember 1881, durch welche zum erſten Male Kaiſer Wilhelm 
ſelbſt Sich unumwunden und feierlich zu dieſen Plänen bekannte 
und ſeine ganze Autorität für dieſelben einſetzte. Man hat mit 
Recht dieſe Kundgebung des greiſen Monarchen als ſein „ſozial⸗ 
politiſches Teſtament“ bezeichnet; denn er erklärt das Programm, 
das er in einigen Hauptzügen entwickelt, eben für „eine der 
höchſten Aufgaben des auf den ſittlichen Fundamenten eines 
chriſtlichen Volkslebens beruhenden Gemeinweſens“ und hält ſich 
„vor Gott und vor Menſchen“ zur Durchführung deſſelben ohne 
Rückſicht auf den augenblicklichen Erfolg für verpflichtet. 

Es iſt ſeiner Zeit verſichert worden, daß nicht blos der 
jetzige Kaiſer, ſondern auch der Kronprinz der Grundidee des 
Bismarckſchen Programmes in Bezug auf die Stellung des 
Kaiſerthums zu jenen großen Aufgaben ausdrücklich zugeſtimmt 
habe; wir wiſſen nicht, inwieweit dies begründet iſt, das aber 
ſteht zunächſt feſt, daß jenes Programm in ſeinen entſcheidenden 
Grundzügen nicht mehr blos das Programm des Fürſten Bis⸗ 
marck iſt, ſondern daß das deutſche Kaiſerthum durch den Mund 
des jetzigen, ſo tief verehrten Monarchen ſich zu demſelben be⸗ 
kannt hat, und daß es hinfort dem Kaiſerthum kaum möglich 
ſein wird, jene Pflicht je wieder zu verleugnen. Darin liegt 
zugleich ein neuer Beweis, das auch das Tabaksmonopol im 
Sinne Bismarcks wie der geſammten Regierung nicht an ſich 
und als Selbſtzweck, ſondern nur im Zuſammenhange des 
Strebens aufzufaſſen iſt, durch poſitive Förderung des Wohls 
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der Arbeiter „dem Vaterlande dauernde Bürgſchaften ſeines innern 
Friedens und den Hülfsbedürftigen größere Sicherheit zu hinter⸗ 
laſſen“. So feſt auch in rein finanzieller Beziehung Fürſt Bis⸗ 
marck Ueberzeugungen für das Monopol ſein mögen, ſo hätte er 
doch nach ſeiner ganzen Denkungsweiſe für ein bloßes Finanz⸗ 
projekt, ja ſelbſt für einen ganzen Finanzplan das Kaiſerthum 
gewiß nicht engagirt, wenn es ſich eben nicht zugleich um die 
Mittel und Wege zur Löſung einer der höchſten weitgreifendſten 
und wichtigſten Aufgaben handelte, für deren glückliche Löſung 
der Kaiſer gern „alle Erfolge, mit denen Gott ſeine Regierung 
ſo reichlich geſegnet hat“, gekrönt ſehen möchte. 

Man fühlte auf gegneriſcher Seite alsbald, welche Bedeu⸗ 
tung dieſes Eintreten des Kaiſers für Bismarcks Geſammt⸗ 
politik haben mußte, man verſuchte das Gewicht dieſer Thatſache 
durch die Verſicherung abzuſchwächen, es ſei wiederum nur der 
Kanzler, der in der Botſchaft ſpreche und ſprechen dürfe. Fürſt 
Bismarck ſagte darauf alsbald: 

„Es wird Ihnen nicht gelingen, dem Kaiſer Wilhelm im deutſchen 
Reich zu verbieten, daß er zu ſeinem Volke ſpricht, den Kaiſer Wilhelm 
nach 20 Jahren unſerer Geſchichte mundtodt zu machen, — das iſt ein 
ganz vergebliches Beginnen. Wie wollen Sie dem Monarchen, der auf ſeine 
Verantwortung und Gefahr die nationale Politik gemacht hat, die Möglich- 
keit abſchneiden, eine eigene Ueberzeugung zu haben und, wenn er ſie hat, 
ſie auszuſprechen; wie wollen Sie einem Könige verbieten, über die Geſchicke des 
Landes, welches er regiert, eine eigene Meinung zu haben und ſie zu äußern.“ 

Das offene Bekenntniß des Kaiſerthums zu den neuen wirth⸗ 
ſchaftlichen Grundſätzen, welche bis dahin nur als perſönliches 
Streben des Kanzlers dargeſtellt wurden, machte in der That 
einen tiefen Eindruck: man erinnerte ſich, daß in Preußen die 
größten und ſegensreichſten Reformen von der Krone ausgegangen 
waren, daß die Krone, auf den Rath großer Männer, ſtets der 
allgemeinen Erkenntniß voraneilend, die wichtigſten Neugeſtaltungen 
angebahnt habe. Grade in der letzten großen Zeit aber hat 
unſer Kaiſer und König ein Anſehen und ein Vertrauen im 
Volke gewonnen, welche kein noch ſo gewandter Agitator zu er⸗ 
ſchüttern vermag. Man weiß in Preußen und in Deutſchland, 
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daß Kaiſer Wilhelm ſo, wie in der Botſchaft geſchehen, ſich nicht 
für eine Politik ausſprechen und verbürgen würde, wenn dieſelbe 
nicht nach ſorgfältigſter Prüfung auf Grund gewiſſenhafter eigener 
Ueberzeugung nur das Wohl des Vaterlandes zum Ziele hätte. 

Eben deshalb aber, weil das Anſehen der Krone in Preußen 
fo hoch ſteht, glaubten die Gegner der Bismarck'ſchen Abſichten 
die Thatſache bekämpfen zu müſſen, welche die Allerhöchſte Bot⸗ 
ſchaft im Volke hatte feierlich bezeugen ſollen, die Thatſache der 
perſönlichen Uebereinſtimmung des Kaiſers mit den Wegen der 
Bismarck'ſchen Politik. Der Krone wurde das Recht be 
ſtritten, eine eigene Anſicht über die großen Lebensfragen des 
Staats zu haben oder wenigſtens mit irgend welcher Autorität 
zu äußern. Da erſchien jener Königliche Erlaß vom 4. Januar, 
welcher die Verfaſſung Preußens als den Ausdruck der monardi. 
ſchen Geſinnung des Landes in lebendige Erinnerung brachte und 
betonte, daß die Entwickelung des Landes auf den lebendigen 
Beziehungen feiner Könige zum Volke beruhe. Ihre Erhaltung, 
ſei eine Nothwendigkeit für Preußen, und es ſei deshalb ſein 
Wille, daß über das verfaſſungsmäßige Recht zur perſönlichen 
Leitung der Politik kein Zweifel gelaſſen werde. 

Der Allerhöchſte Erlaß gab dem Kanzler nun Gelegenheit 
zu jener herrlichen Rede, in welcher er das Recht des Königs 
nach der preußiſchen Verfaſſung, und zugleich die ebenſo ſchlichten 
wie ruhmreichen Traditionen der preußiſchen Dynaſtie und die 
ſegensreichen Folgen des Königlichen Regiments in Preußen in 
wahrhaft erhebender Weiſe ſchilderte. Was er hier zum Preiſe 
der Verdienſte des Königthums in neueſter Zeit ſagte, war zu⸗ 
gleich eine niederſchmetternde Kritik ſeiner eigenen Gegner, doch 
darauf kam es ihm augenſcheinlich nicht an, das Wichtige und 
Wohlthuende an jener Rede, die man mit Recht das Hohelied des 
Königthums genannt hat, war eben die Wärme mit der er das 
Königliche Regiment, das Pflichtgefühl der Hohenzollern und ihr 
ſtrenges Bewußtſein der eigenen Verantwortung für alle Stände, 
ſowie den bisherigen Segen der Wechſelbeziehungen des Monarchen 
und des Volks geltend machte. 
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Der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Januar und die Verherr⸗ 
lichung des Königthums Seitens Bismarck ſind ein neuer Aus⸗ 
gangspunkt unſerer inneren Politik, beſonders im Gegenſatz zu 
den letzten Wahlen geworden: das Beiſpiel des Königs und des 
Kanzlers, welche trotz des überraſchenden Ausgangs der Wahlen 
die für richtig erkannten Grundſätze über die Stellung der Krone 
und über die großen Fragen dieſer Zeit feſthielten und von Neuem 
laut verkündigten, hat viele Entmuthigte neu geſtärkt, die 
Schwachen und Schwankenden befeſtigt und gehoben, die am end⸗ 
lichen Siege Verzweifelnden beſchämt und zu neuer Thätigkeit 
für's Vaterland angeſpornt. 

Wir begrüßen mit Genugthuung ein neues Leben unter den 
Freunden der Regierung des Königs, der erſte erhebende Anlauf 
wird ſich hoffentlich nachhaltiger erweiſen und noch weitere Kreiſe 
erfaſſen. Wir halten es namentlich für dringend wünſchenswerth, 
daß dieſe Bewegung alle diejenigen umfaſſe, welche mit Fürſt 
Bismarck ernſtlich danach ſtreben, das deutſche Reich auf feſte, 
dauernde Grundlagen zu ſtehen und welche eben um dieſes 
Strebens willen in Wahrheit auch auf dem Boden der Botſchaft 
vom 17. November ſtellen. Wir hoffen, daß die Zeit nicht fern 
iſt, wo an Stelle der „großen liberalen Partei“, mit mehr Recht 
die „große monarchiſche Partei“ treten werde, welche nicht nur 
durch ein negatives Band, ſondern eben durch die gemeinſame 
Treue gegen das Königthum gehalten wird. 

Wir hoffen dies um ſo mehr, je entſchiedener wir erwarten, 
daß immer mehr die Bismarck'ſchen Pläne nur in ihrer Geſammt⸗ 
heit, in welcher ſie auch die Botſchaft auffaßt, in Betracht kommen 
werden. Bismarck ſelbſt hat noch in einer vorjährigen Rede 
gegen den Mißbrauch proteſtirt, der mit dem Monopol als an⸗ 
geblichen Selbſtzweck getrieben werde, während es in Wahr⸗ 
heit nicht als Inſtitution, die wegen ihrer wohlthuenden Eigen⸗ 
ſchaften an ſich zu erſtreben wäre, ſondern nur als ein Mittel 
zur Erreichung anderer Zwecke, zur Beſchaffung der Mittel für 
Steuererleichterungen u. ſ. w. 8 
g Wenn man das Monopol an ſich betrachtet, ſagt er, ohne 
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Rückſicht auf den Zweck, dem ſie dienen ſoll, ſo ſtellt man ſie 
in ein unvortheilhaftes, ich möchte ſagen ungerechtes Licht. 
Für die Reformen, welche die Regierung erſtrebt, iſt das Monopol 
nur Mittel, nicht Zweck; dasjenige, welches die zweckmäßigſte, 
wie die Botſchaft ſich ausdrückt, die wirkſamſte Finanzquelle 
bildet. Wir waren in der pflichtgemäßen Nothwendigkeit, zunächſt 
das beſte unter den Mitteln, die wir kennen, vorzulegen und 
erſt nach deſſen Ablehnung können wir zu minderwerthigen 
Surrogaten behufs Beſchaffung neuer Einnahmequellen ſchreiten.“ 

So iſt die Hoffnung wohl begründet, daß ſich allmälich eine 
Stimmung Bahn breche, wonach auch ſolche, welche das Mono⸗ 
pol um ſeiner ſelbſt willen grade nicht erſtreben würden, daſſelbe 
doch nicht mehr als einziges Kriterium ihrer Stellung zur Re⸗ 
gierung gelten laſſen, ſondern auf Grund ihrer geſammten Auf: 
faſſungen von Staat und Reich ſich zu den Zielen der Botſchaft 
bekennen. 


Schluß. 


Das Monopol iſt, wie kaum anders zu erwarten war, von 
dem ausdrücklich in ſolchem Sinne gewählten Reichstage zunächſt 
wieder abgelehnt worden. Wir gehen auf den Inhalt und Ver⸗ 
lauf der Berathung nicht näher ein; weiſen vielmehr nur auf die 
Thatſache hin, daß beſtimmter als früher auch die Momente, 
welche für die Auffaſſung des Fürſten Bismarck ſprechen, zur 
Geltung gelangt ſind. Wiederholt hat derſelbe verſichert, daß 
mit jener Verwerfung die Sache nicht abgethan ſei, weder für 
die Verantwortlichkeit der Regierung, noch für die Pflichterfüllung 
des Reichstages und die damit in innerem Zuſammenhange 
ſtehende Thätigkeit des preußiſchen Landtages. 

In den kommenden parlamentariſchen Seſſionen werden die 
Reichs⸗ und die Landesvertretung ſich nun von Neuem mit den 
Vorlagen zu beſchäftigen haben, welche die Ziele der Königlichen 
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Botſchaft, die Ziele des geſammten Strebens des Fürſten Bis⸗ 
marck ins Auge faſſen. 

Mit den Berathungen, welche im Reichstage zunächſt 
bevorſtehen, wird wiederum der Verſuch gemacht, die Urſachen 
des Sozialismus, ſoweit derſelbe eine Berechtigung zu haben ſcheint, 
zu beſeitigen, indem die Einwirkung des Staates zum Schutze des 
Schwächeren in Anſpruch genommen werden ſoll. Fürſt Bis⸗ 
marck will vor Allem die Politik des laissez faire, laissez aller 
bekämpfen, die in dem monarchiſchen, landesväterlich regierten 
Staate keine Geltung haben kann, und an deren Stelle nach allen 
Richtungen die Fürſorge für die Armen und Schwachen in der 
Geſellſchaft, die Politik der chriſtlichen Liebe treten ſoll. 

Im nächſten Landtage ſollen die urſprünglichen Zwecke der 
Finanzreform, welche Jahre hindurch im Vordergrunde aller Be⸗ 
trachtung ſtanden, und welche im Prinzip längſt gebilligt worden, 
von Neuem zur Erörterung und zur Feſtſtellung gelangen, nämlich 
diejenigen Erleichterungen, welche in Folge der ſtärkeren Heran⸗ 
ziehung der indirekten Steuern im Reiche in der Beſteuerung der 
einzelnen Klaſſen in den Einzelſtaaten eintreten ſollen. Der 
Kanzler durfte glauben, ſich hierbei der Zuſtimmung aller der⸗ 
jenigen Parteien, die ſich der Aufrichtung des Reiches freuten 
und daſſelbe mit ihm ausbauen und befeſtigen wollten, verſichert 
zu ſein und wir hoffen noch immer, daß ſie die urſprünglichen 
Abſichten mit erneuter Energie wieder aufnehmen. 

Die verſchiedenen Entwürfe des Verwendungsgeſetzes hatten 


das Gemeinſame, daß in erſter Linie von der Regierung in 


Uebereinſtimmung mit der älteren Ankündigung immerdar die 
Befreiung der ärmeren Steuerzahler von der Klaſſenſteuer und 
die Erleichterung der bedrückten Kommunen erſtrebt worden iſt. 
Unzweifelhaft wird die Aufhebung der unterſten Klaſſen der 
Klaſſenſteuer auch eine der Hauptaufgaben der nächſten Seſſion 
bilden. Wir dürfen vertrauen, daß alle wahrhaften Freunde des 
Königthums ſich vereinigen, um mit Fürſt Bismarck zunächſt 
das Zuſtandekommen dieſer Erleichterung zu fördern, welche er 
von jeher erſtrebt hat. 
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Die Erfüllung dieſer erſten Abſicht würde unfehlbar auch 
weitere Kreiſe für die wirkliche Bedeutung der Wirthſchaftsreform 
erwärmen und zugänglich machen, und dadurch auch die Erreichung 
jener weiteren Ziele der Reform erleichtern . .. welche Kaiſer 
Wilhelm ſo gern den Erfolgen hinzufügen möchte, mit denen 
Gott ſeine Regierung ſo reich geſegnet hat. 

Wenn es recht Vielen nur erſt, wie dem Kanzler, rechter 
Ernſt iſt mit jenen Zielen für die Bedürftigen, Armen und 
Schwachen in der Geſellſchaft, ſo wird ſich die Verſtändigung 
mit ihm über die Wege und Mittel, die Ziele zu erreichen, wohl 
finden laſſen. Die Verſtändigung, ſagen wir; denn nicht der 
Wille des Fürſten Bismarck, noch der Wille von irgend einem 
Einzelnen ſoll entſcheidend ſein, ſondern einzig und allein die 
Sorge für die Wohlfahrt des Volkes, und die Einrichtungen, 
welche von der Vertretung des Landes in Gemeinſchaft mit der 
Regierung als die angemeſſenſten erkannt werden. 

Allerdings wenn irgend Jemand durch Thaten ein Anrecht 
erworben hat, über das wahre Intereſſe des Reiches und des 
Volkes zu Rathe gezogen zu werden, ſo iſt es Fürſt Bismarck, 
und jeder Wähler kann das Wohl des Vaterlandes, nach unſerer 
feſten Ueberzeugung nur fördern, indem er die Verſtändigung, 
die Vereinbarung mit Fürſt Bismarck zu erzielen ſucht. 

Hierzu werden, ſo Gott will, auch dieſe Rückblicke beitragen, 
welche nicht nur von Neuem gezeigt haben dürften, welche ſtete 
Sorge und Weisheit dazu gehörte, unſere neue Staatsordnung 
zu ſchaffen, ſondern auch, daß ſein Streben in allen Phaſen be⸗ 
wieſen hat, wie ſein ſcharfer und durchdringender Geiſt nur auf 
Eines gerichtet iſt: das Heil des Vaterlandes! 

Eines beruhigt uns ſchließlich. Das deutſche Volk hat 
gewiß keinen Grund zu irgend einer trüben Auffaſſung der Ver⸗ 
hältniſſe trotz der augenblicklichen Meinungsverſchiedenheiten über 
die ſchwebenden Finanzfragen: welches große Volk Europas nähme 
nicht willig unſere Schwierigkeiten hin, ſtatt der Probleme, die 
es an ſeinem Theil zu löſen hat; würde z. B. das engliſche Volk 
nicht gern alle unſere „Fragen“ für die einzige iriſche Angelegen⸗ 


heit, Frankreich für die endliche feite Begründung jeiner Ver: 
fafjung hinnehmen? Was wollen vollends unſere Finanzkämpfe 
gegen die innere Zerrüttung Rußlands, ſelbſt gegen die Ver⸗ 
faſſungskämpfe in Oeſterreich jagen? 

Wie unbedeutend ſind vollends alle die Fragen, die uns 
augenblicklich veruneinigen, gegen die Güter, die wir jüngſt er⸗ 
rungen haben, gegen das deutſche Reich und ſeine mächtige Stel- 
lung in der Welt. Wenn wir dieſe Errungenſchaften unzweifel⸗ 
haft Bismarcks erhabenem und patriotiſchem Geiſt mit zu danken 
haben, ſo mögen wir über jene, wenn auch wichtigen, doch un⸗ 
vergleichlich geringeren Fragen zwar mit ihm rechten, aber nicht 
mit einer Leidenſchaft und Gehäſſigkeit, die ſeine Vergangenheit 
und ſeine unvergänglichen Leiſtungen aus den Augen läßt. 
Ehren wir in ihm vielmehr da land, das er uns wieder⸗ 
gegeben. 728 
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